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Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte
1
Curricularer Begründungsrahmen und didaktische 


Grundprinzipien

1.1
Ausbildungsberuf, Schulform und Rechtsgrundlagen

Die vorliegenden Materialien sind für den berufsspezifischen Unterricht des Ausbildungsberufes „Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte“ konzipiert worden. Rechtsgrundlagen sind einerseits die landesspezifischen Bestimmungen des Niedersächsischen Schulgesetzes (NSchG) und der Verordnung über Berufsbildende Schulen (BbS-VO) nebst den Ergänzenden Bestimmungen zur Verordnung über Berufsbildende Schulen (EB-BbS-VO) in der jeweils gültigen Fassung, andererseits der bundeseinheitliche Rahmenlehrplan für diesen Ausbildungsberuf gem. Beschluß der Kultusministerkonferenz (KMK) vom 08.12.1995, der in Niedersachsen für verbindlich erklärt wurde (per Erlaß des MK vom 28.06.1996).

Normative Basis der Materialien ist der Bildungsauftrag der Schule gem. § 2 NSchG. Danach sollen die Schülerinnen und Schüler im Rahmen der berufsschulischen Ausbildung befähigt werden,

· „sich im Berufsleben zu behaupten und das soziale Leben verantwortlich mitzugestalten“ und dabei

· „ökonomische und ökologische Zusammenhänge zu erfassen,

· für die Erhaltung der Umwelt Verantwortung zu tragen und gesundheitsbewußt zu leben,

· Konflikte vernunftgemäß zu lösen, aber auch Konflikte zu ertragen,

· sich umfassend zu informieren und die Informationen kritisch zu nutzen,“

· ihr Handeln an „ethischen Grundsätzen“ und an den Prinzipien „der Gerechtigkeit, der Solidarität und der Toleranz sowie der Gleichberechtigung der Geschlechter“ zu orientieren.

Auf dieser Grundlage soll die Berufsschule ihren Schülerinnen und Schülern eine fachliche und allgemeine Bildung vermitteln, „die eine breite berufliche Grundbildung einschließt und die Anforderungen der Berufsausbildung und der Berufsausübung berücksichtigt“ (§ 15 NSchG). Dementsprechend heißt es in der KMK-Rahmenvereinbarung über die Berufsschule von 1991:

„Die Berufsschule vermittelt eine berufliche Grund- und Fachbildung und erweitert die vorher erworbene allgemeine Bildung. Damit will sie zur Erfüllung der Aufgaben im Beruf sowie zur Mitgestaltung der Arbeitswelt und Gesellschaft in sozialer und ökologischer Verantwortung befähigen. 

Die Berufsschule hat zum Ziel,

· eine Berufsfähigkeit zu vermitteln, die Fachkompetenz mit allgemeinen Fähigkeiten humaner und sozialer Art verbindet;

· berufliche Flexibilität zur Bewältigung der sich wandelnden Anforderungen in Arbeitswelt und Gesellschaft auch im Hinblick auf das Zusammenwachsen Europas zu entwickeln;

· die Bereitschaft zur beruflichen Fort- und Weiterbildung zu wecken;

· die Fähigkeit und Bereitschaft zu fördern, bei der individuellen Lebensgestaltung und im öffentlichen Leben verantwortungsbewußt zu handeln.
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Zur Erreichung dieser Ziele muß die Berufsschule den Unterricht an einer für ihre Aufgaben spezifischen Pädagogik ausrichten, die Handlungsorientierung betont“.

1.2
Veränderte Qualifikationsanforderungen angesichts sich wandelnder berufli-
cher Bedingungen

Die beruflichen Verhältnisse verändern sich in allen Bereichen der Wirtschaft und Gesellschaft. Dabei ist auch der Fiskalbereich laufenden und besonders schnellen Veränderungen unterworfen. Folgende Tendenzen sind unter anderem zu beobachten:

· steigende Komplexität des Steuerrechts

· Veränderungen im Steuerrecht in kürzeren Zeitabständen

· verstärkter EDV-Einsatz

· Tendenz zu größer werdenden Organisationseinheiten der Kanzleien und der zu beratenden Unternehmen

· stärkere internationale Verflechtung und größerer Einfluß von EU-Normen auf das deutsche Steuerrecht (mit entsprechend höheren Anforderungen an die Sprachkompetenzen sowie Rechts- und Verwaltungskenntnisse über den Einzugsbereich Deutschlands hinaus)

Folge dieser beachtlichen Wandlungen ist, daß die Arbeitsverhältnisse offener, komplexer und eigendynamischer, aber auch intransparenter werden. Dementsprechend beginnen sich die Formen der Arbeitsorganisation zu ändern. Und ein Ende dieser Wandlungsprozesse ist nicht zu erwarten.

Dadurch stellt das Beschäftigungssystem im Bereich der Steuerberatung veränderte, höhere Anforderungen an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Gefragt sind Fähigkeiten des problemorientierten, vernetzten und kreativen Denkens, Entscheidens und Handelns, sowohl eigenständig als auch im Team. Das erfordert von der Berufsschule die Vermittlung einer umfassenden beruflichen Handlungskompetenz mit sowohl fachlichen als auch sozialen und personalen Bezügen. 

Für das Qualifikationsprofil von Steuerfachangestellten ergeben sich somit weitreichende Veränderungen.

An Bedeutung gewinnen 

· Denkweisen in übergreifenden, komplexen Systemen auf der Basis wirtschaftlicher, politischer, rechtlicher, (büro)technischer, sozialer, ökologischer und organisatorischer Zusammenhänge

· Fähigkeiten, ausgewogen zu urteilen, begründet zu entscheiden sowie Probleme sinnvoll zu lösen bzw. zu bearbeiten

· kommunikative Kompetenzen

· Notwendigkeiten, lebenslang zu lernen
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An Bedeutung verlieren dagegen 

· Wissensinhalte, die im Zuge einer raschen Wissensentwicklung binnen kurzer Zeit überholt sind

· stark spezialisierte Fachkenntnisse, weil sie überwiegend direkt am Arbeitsplatz bzw. in der betriebsinternen Ausbildung erworben werden können

1.3
Übergreifende Lernziele für den berufsspezifischen Unterricht
Auf dieser Grundlage sollen folgende berufsrelevanten, nach Lernbereichen gegliederten Lernziele gelten (entnommen aus dem KMK-Rahmenlehrplan):

Die Schülerinnen und Schüler sollen

· „das zur Berufsausübung notwendige wirtschaftliche und rechtliche Grundwissen erwerben und anwenden,

· konkrete wirtschaftliche Sachverhalte auf der Basis rechtlicher Bestimmungen verstehen sowie Entwicklungen und Spannungsverhältnisse interpretieren,

· wirtschafts- und sozialpolitische Zielvorstellungen und Maßnahmen zu ihrer Verwirklichung kennen,

· über Einsatzmöglichkeiten integrierter Datenverarbeitungssysteme bei wirtschaftlichen Problemlösungen informiert sein,

· nationale und internationale wirtschaftliche Zusammenhänge verstehen,

· bei wirtschaftlichen Entscheidungen ein Problembewußtsein für Fragen des Umweltschutzes entwickeln“;

· „die gesellschaftspolitischen Bezüge der Steuergesetzgebung sowie die Wechselwirkungen zwischen Staat und Bürger als Folge der Steuergesetzgebung - auch mit ihren betriebswirtschaftlichen Auswirkungen - begreifen,

· präzise Kenntnisse der grundlegenden Zusammenhänge in den wesentlichen Bereichen der Steuergesetzgebung und ihren untereinander bestehenden Abhängigkeiten verstehen,

· befähigt werden, die wichtigsten steuerlichen Gesetze, Durchführungsverordnungen und Richtlinien anzuwenden, um an der Lösung berufstypischer Fälle der Praxis mitwirken zu können,

· lernen, auch mit Änderungen von Gesetzen, Durchführungsverordnungen bzw. Richtlinien umzugehen,

· die Schwierigkeit zutreffender Auslegung von Gesetzen erkennen,

· über Einsatzmöglichkeiten integrierter Datenverarbeitungssysteme bei der Lösung steuerrechtlicher Probleme informiert sein,

· die Notwendigkeit der genauen Wiedergabe von Fachausdrücken einsehen und sich in der Fachsprache verständlich ausdrücken können“;

· „den betrieblichen Güter- und Wertefluß und seine Erfassung im Rechnungswesen kennenlernen und dabei Einblick in einzel- und gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge erwerben,

· kaufmännische Rechenverfahren als Voraussetzung zur Erfassung von Betriebsvorgängen beherrschen,

· über Einsatzmöglichkeiten integrierter Datenverarbeitungssysteme im Rechnungswesen informiert sein,
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· befähigt sein, selbständig zu buchen sowie Jahresabschlüsse zu entwerfen,

· durch sichere Anwendung verschiedener Rechenverfahren Ergebnisse des Rechnungswesens unter Beachtung der rechtlichen Vorschriften analysieren und zur Entscheidungsfindung verwenden“.

Darüber hinaus sollen auch prozeßorientierte Lernziele verfolgt werden, um nicht zuletzt der Methodenkompetenz, aber auch der Sozial- und Humankompetenz gerecht zu werden. 

Dementsprechend sollen die Schülerinnen und Schüler 

· im Unterricht und in der betrieblichen Ausbildung sozial- und selbstverantwortlich handeln

· einsehen, wie wesentlich es für Steuerfachangestellte ist, die Sprache mündlich und schriftlich im Sinne einer Kommunikationskompetenz zu beherrschen

· erkennen, wie entscheidend die Qualität ihrer Ausbildung und die eigene Weiterbildung den beruflichen Werdegang beeinflussen

· erfahren, daß der Erwerb wichtiger Arbeits- und Lerntechniken und die Fähigkeit zum selbständigen Lernen eine wesentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche Ausbildung und Berufsausübung ist

· fähig und bereit sein, im Team zu arbeiten

· in ihrem schulischen und betrieblichen Umfeld grundlegende Regeln des Umwelt- und Gesundheitsschutzes sowie der Arbeitssicherheit und des Arbeitsschutzes beachten

1.4
Zur Struktur der Materialien

In Niedersachsen werden die einschlägigen Richtlinien entweder noch nach Lernbereichen oder aktuell nach Lerngebieten strukturiert. Die hier vorliegenden Materialien sind - analog zur alten Grundstruktur des zugrunde liegenden KMK-Rahmenlehrplans (RLP) für den Ausbildungsberuf „Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte“ noch nach insgesamt drei Lernbereichen mit jeweils untergeordneten Lernabschnitten gegliedert (s. Kap. 2). 

Dabei sind die nach EB-BbS-VO für Niedersachsen gültigen Lernbereichsbezeichnungen gewählt und die Lerngebiete nach KMK-RLP diesen Lernbereichen zugeordnet worden. So ergibt sich folgender Zusammenhang:

Lernbereiche nach EB-BbS-VO
Lerngebiete nach KMK-Rahmenlehrplan

Allgemeine Wirtschaftslehre

(
Spezielle Betriebslehre

(
Rechnungswesen/Controlling
(
Bürokommunikation


(

Allgemeine Wirtschaftslehre

Steuerlehre

Rechnungswesen

------

Die Materialien machen einen Vorschlag zur Aufteilung der Lernbereiche und Lernabschnitte auf die drei Ausbildungsjahre „Grundstufe“, „Fachstufe 1“ und „Fachstufe 2“. Grundsätzlich obliegt es aber der zuständigen Konferenz, über die zeitliche Struktur zu beschließen. 
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Es besteht zudem die Möglichkeit, die inhaltliche Gliederung nach drei Lernbereichen und untergeordneten Lernabschnitten aufzuheben und eine Strukturierung nach niedersächsischen Lerngebieten (gem. BbS-VO) vorzunehmen. Hierbei müssen die einzelnen Lernbereiche und Lernabschnitte so strukturiert und ggf. zusammengefaßt werden, daß thematische Einheiten von i. d. R. mindestens 40 Unterrichtsstunden entstehen, die durch Zielformulierungen (Qualifikationen) für das ganze Lerngebiet beschrieben werden und sich an konkreten beruflichen Aufgabenkomplexen und Handlungsabläufen orientieren. Dabei kann zudem auf die Belange der örtlichen Gegebenheiten und Institutionen eingegangen werden.

Die Materialien sind Vorschläge zur Unterstützung der Gestaltung des konkreten Unterrichts auf der Basis des verbindlichen KMK-Rahmenlehrplans.

Die vorliegenden Materialien bestehen im wesentlichen aus drei Kernbestandteilen: Nach dem ersten Teil mit den „Curricularen Begründungszusammenhängen und didaktischen Grundprinzipien“ wird im zweiten Teil (Kapitel 2) der KMK-Rahmenlehrplan etwas modifiziert dargestellt. Dabei sind bestimmte Ziele und Inhalte kursiv gesetzt, die nur für die mündliche Prüfung relevant sind; diese Lerngegenstände dürfen nicht entfallen, sollten jedoch gestrafft unterrichtet werden. Auf diese Weise können Freiräume geschaffen werden - z. B. für zusätzliche Themenbereiche, die gerade besonders aktuell oder zukunftsbedeutsam sind. Weitere Möglichkeiten der inhaltlichen Straffung bestehen bei einigen Lerngegenständen durch eine intensive Kooperation mit den Lehrkräften, die das Unterrichtsfach „Politik“ betreuen. Inhaltlich ist der KMK-Rahmenlehrplan jedoch hinsichtlich der Lernziele und Lerninhalte wortgetreu übernommen worden. 

Außerdem wurde eine dritte Spalte aufgenommen, die ausgewählte „Hinweise zum Unterricht“ enthält; dabei wird kein Anspruch auf Vollständigkeit erhoben. Die Hinweise zum Unterricht sind unverbindliche Hilfen für die praktische Unterrichtsarbeit. In ihnen werden einige Lerngegenstände genannt, die praxisrelevant, aber nicht im KMK-RLP enthalten sind. Außerdem werden Unterrichtsmaterialien aufgeführt und methodische Möglichkeiten beschrieben, die für die Gestaltung des Unterrichts geeignet erscheinen. Sie sollen auch anregen, unterrichtlich neue Wege zu gehen. Sie sind Empfehlungen, die aufgrund ständiger Veränderungen anzupassen, zu aktualisieren und weiterzuentwickeln sind. 

Die Hinweise zum Unterricht in den Lernbereichen „Allgemeine Wirtschaftslehre“ und „Rechnungswesen/Controlling“ enthalten im wesentlichen Vorschläge, wie man den jeweiligen Lernabschnitt im Zusammenhang erarbeiten kann. Die Hinweise zum Unterricht im Bereich der Steuerlehre beschränken sich vor allem auf einzelne Zeitangaben, u. a. in Form von Vorschlägen zur modifizierten Stundenverteilung aufgrund von Gesetzesänderungen (entfallene Steuerarten seit Inkrafttreten des KMK-RLP) und auf gezielte Erläuterungen zu einigen Lerninhalten.

Im Kapitel 3 werden ausgewählte Lehr-Lern-Arrangements vorgeschlagen. Diese Unterrichtsvorhaben sind bereits erprobt worden. Die einzelnen Unterrichtssequenzen sind wie folgt strukturiert:

1
Zeitbedarf

2
Bezug zur Klasse

3
Bezug zum Rahmenlehrplan (RLP)

4
Lernziele (prozeß- und ergebnisorientierte Lernziele)

5
Unterrichtsverlauf

6
Unterrichtsmaterialien
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1.5
Didaktisch-methodische Leitideen für die Umsetzung des KMK-Rahmenlehr-
plans durch die Materialien
Die unterrichtliche Umsetzung des KMK-Rahmenlehrplans und analog die Arbeit mit den vorliegenden Materialien soll sich an folgenden Prinzipien orientieren:

· Der Unterricht soll sich primär an den Lernzielen ausrichten. Es ist zu beachten, daß die Lerngegenstände nicht als linearisierende Themenabfolge, sondern als sog. „Spiralcurri​culum“ erarbeitet werden. Dieser Ansatz soll inhaltliche Isolierungen vermeiden, indem Grundelemente, -strukturen und -prinzipien der verschiedenen Themenbereiche möglichst früh und ganzheitlich eingeführt und dann vertiefend und verfeinernd immer wieder aufgenommen werden.

· Wenn möglich ist die exemplarische - und dafür vertiefende - Erarbeitung grundlegender Zusammenhänge anzustreben, statt nur auf Vollständigkeit zu achten.

· Bei der Modellierung berufsrelevanter Handlungssituationen ist der Situations- und Handlungsbezug als leitendes Kriterium sowie die Ganzheitlichkeit der Arbeitszusammenhänge als Einheit von Planung, Durchführung und Kontrolle zu wahren. Das erfordert auch, Querverbindungen zu anderen Lerneinheiten und zu anderen Unterrichtsfächern zu beachten.

· Das Wechselspiel von problem- und handlungsbezogenem Lernen mit Phasen der begrifflichen Systematisierung und kritischen Reflexion ist in den Lernangeboten einer jeden Lernsequenz sicherzustellen.

· Die Schülerinnen und Schüler sollen mit hinreichend komplexen, anspruchsvollen und sinnvollen Aufgaben- bzw. Problemstellungen und Lernsituationen konfrontiert werden. Sie sollen den Schülerinnen und Schülern authentische Erfahrungen ermöglichen.

· Unabdingbar ist das Anknüpfen an den Interessen, am Vorwissen, an den Alltagserfahrungen, insbesondere aber an den im ausbildenden Betrieb der Schülerinnen und Schüler gemachten beruflichen Erfahrungen.

· Die Schülerinnen und Schüler sollen angehalten werden, ihr Lernhandeln selbstkritisch zu reflektieren, damit so Lernen selbst Gegenstand des Lernens wird. Damit können auch Lernschwierigkeiten erkannt und beseitigt werden.

· Im Unterricht sollen Möglichkeiten des selbständigen Lernens und Arbeitens sowie der Differenzierung und Individualisierung durch Einzel-, Partner- und Gruppenarbeit genutzt werden.

· Im Sinne einer Vielfalt von Unterrichtsmethoden, Aktions- und Sozialformen haben auch der Lehrervortrag oder die fragend-entwickelnde Unterrichtsform dort ihren begründeten Stellenwert, wo sie sich sinnvoll in das didaktische Gesamtkonzept eines handlungsorientierten Unterrichts einfügen, also etwa in Phasen der begrifflich-sachbezogenen Systematisierung und kritischen Reflexion von Handlungserfahrungen.
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Weitere Anregungen zur didaktisch-methodischen Gestaltung des Unterrichts finden sich in folgender Literatur (bei fehlenden Jahresangaben gilt die neueste Auflage):

NIEDERSÄCHSISCHES KULTUSMINISTERIUM (Hrsg.): Materialien zur Integration von Lerngebieten in der kaufmännischen Berufsausbildung durch die Methode des Projektunterrichts. Hannover, Oktober 1996 (Sponholtz Druckerei, Best.-Nr. 3505)

BURMEISTER, Ursula: Leistungsbeurteilung im Projektunterricht. In: Pädagogik, 6/1993, S. 22 - 24

FREY, Karl: Die Projektmethode. Weinheim, Basel

FREY, Karl/ISENEGGER, Urs: Bildung curricularer Sequenzen und Strukturen. In: FREY, Karl u. a. (Hrsg.): Curriculum-Handbuch, Band II. München, Zürich 1975, S. 158 - 164 (Piper)

GUGEL, G.: Praxis politischer Bildungsarbeit - Methoden und Arbeitshilfen. Tübingen (Verein für Friedenspädagogik)

HAHNE, Heinrich: PC-Planspiele in der Lernspirale. In: Erziehungswissenschaft und Beruf, Heft 3, 1988, S. 247 - 278 (Merkur)

HARTMANN, Martin u. a.: Präsentieren. Präsentation: zielgerichtet und adressatenorientiert. Basel

KAISER, Heinz u. a.: Zukunft gestalten - Politik. Neusäß (Kieser)

KLEIN: Handlungsorientierter Unterricht zur Förderung von Schlüsselqualifikationen: Begründung, Möglichkeiten. In: Erziehungswissenschaft und Beruf, Heft 3, 1995, S. 252 - 259 (Merkur)

LANDESINSTITUT FÜR ERZIEHUNG UND UNTERRICHT STUTTGART (Hrsg.): Berufsorientierte Projekte. Handreichungen, H-93/07, H-94/13, H-95/12. Stuttgart

NAGEL, K.: Erfolg durch effizientes Arbeiten, Entscheiden, Vermitteln und Lernen. München, Wien (Oldenbourg)

NÖTHEN, Karl-Georg/THELEN, Lutz: Bewertung von Projektarbeiten, unter Berücksichtigung didaktisch-methodischer Ansätze handlungsorientierten Unterrichts - Bewertungsmodell auf der Basis einer Methode des Qualitätsmanagements. Köln, München (Stam)

SEIFERT, Josef W.: Visualisieren - Präsentieren - Moderieren. Bremen

STEINMANN, Bodo/WEBER, Birgit (Hrsg.): Handlungsorientierte Methoden in der Ökonomie. Neusäß (Kieser)

WACK, O.: Lustwandeln im Hinterkopf. Soest

WEITZ, Bernd O.: Anschaulichkeit als wesentliche Grundlage der Wirtschaftspädagogik. In: Erziehungswissenschaft und Beruf, Heft 2, 1995, S. 136 - 147 (Merkur)

1.6
Lernkontrollen und Leistungsbewertung

1.6.1
Aufgaben, Grundsätze und Kriterien der Lernkontrollen und Leistungsbewertung

Lernkontrollen machen für Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler und Eltern sowie Ausbilderinnen und Ausbilder Lernfortschritte und Lerndefizite erkennbar und liefern dadurch wichtige Hinweise für die weitere Planung und Durchführung des Unterrichts.

Darüber hinaus dienen Lernkontrollen der Bewertung der Leistungen. Für die Leistungsbewertung gilt in besonderem Maße der Anspruch an möglichst weitgehende Objektivität des Urteils und Vergleichbarkeit der Maßstäbe. Daneben kann auch der individuelle Aspekt einer


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Leistung beachtet werden; dies ist z. B.  durch die Berücksichtigung lernhemmender Faktoren und die Verstärkung besonderer Lernfortschritte bei einzelnen Schülerinnen und Schülern möglich.

Leistungsbewertung verlangt über punktuelle Lernkontrollen und die Bewertung einzelner Leistungen hinaus ein intensives Beobachten des gesamten Lernprozesses.

Aufgabe der zuständigen Konferenz ist es, Kriterien der Leistungsbewertung zu erörtern und zu beschließen, dabei durch Absprache und Kooperation ein möglichst hohes Maß an Einheitlichkeit in den Anforderungen und Bewertungsmaßstäben zu sichern.

Als Kriterien der Leistungsbewertung kommen grundsätzlich in Betracht:

· hinreichende Vollständigkeit und Korrektheit der Kenntnisse

· Eigenständigkeit der Bearbeitung von Aufgaben und Erarbeitung von Lösungen auf der Basis von Planung, Durchführung und Kontrolle

· sorgfältige und fachgerechte Ausführung von Aufgaben

· Interpretations-, Argumentations- und Präsentationsfähigkeit

· Bereitschaft zur Mitgestaltung des Unterrichts

· Fähigkeit und Bereitschaft zur Kooperation, Integration und Konfliktbewältigung

Den Schülerinnen und Schülern sind zu Beginn der Ausbildung die Grundsätze und Kriterien der Lernkontrollen und Leistungsbewertungen mitzuteilen und zu erläutern. Darüber hinaus sollen sie in angemessenen Zeitabständen im Verlauf des Unterrichts über ihren Leistungsstand informiert werden.

Politische und weltanschauliche Einstellungen sowie persönliche Meinungen einer Schülerin oder eines Schülers dürfen nicht Gegenstand der Leistungsbewertung sein.

1.6.2
Arten der Lernkontrollen und Leistungsbewertung

Der Grundsatz der Handlungsorientierung verlangt für Lernkontrollen Instrumente, die sich ausdrücklich an den Zielsetzungen des KMK-Rahmenlehrplans und dieser Materialien orientieren.

Zur Leistungsbewertung werden schriftliche, mündliche und praktische Lernkontrollen herangezogen. Die Vermittlung einer umfassenden beruflichen Handlungskompetenz macht es erforderlich, daß die Leistungen auf vielfältige Weise überprüft und bewertet werden. Der Anteil schriftlicher, mündlicher und praktischer Lernkontrollen muß an den Lernzielen und Arbeitsweisen der jeweiligen Lernsequenz orientiert sein.

Zu den schriftlichen Leistungen zählen u. a.

· Klassenarbeiten, Tests

· Protokolle, Berichte

· Facharbeiten, Arbeitsergebnisse

· Referate u. ä. m.

· Darstellungen von Informationen zu ausgewählten Problemen

· Zusammenfassungen von Unterrichtsergebnissen

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Zu den mündlichen Leistungen zählen u. a.

· Vortrag von Referaten, Hausaufgaben usw.

· Beteiligung an bzw. das Leiten von Gesprächsrunden und Diskussionen

· Teilnahme an Rollenspielen usw.

· Präsentation von Arbeitsergebnissen

· Zusammenfassen von erarbeiteten Sachverhalten und Lösungswegen

· Verhalten in Beratungs- und Informationsgesprächen

Zu den praktischen Leistungen zählen u. a.

· Arbeitsproben (z. B. Wandzeitung, Ergebnis einer Tabellenkalkulation)

· Praktische Tätigkeiten

· Arbeits- und Sozialverhalten (z. B. Sorgfalt, Kommunikationsverhalten, Umgang mit Konflikten, Ideenreichtum)

Die erbrachten Leistungen vor allem schriftlicher Art sollen auch auf die sprachliche Richtigkeit und Form hin überprüft werden.

1.7
Zur organisatorischen Umsetzung des Rahmenlehrplans 

Zur Umsetzung des Rahmenlehrplans trifft die zuständige Konferenz grundsätzliche Entscheidungen. Dazu zählen insbesondere:

· Entscheidungen über den schulinternen Lehrplan im Sinne eines Curriculums auf der Grundlage des in diesen Materialien modifizierten Rahmenlehrplans (insbes. Kap. 2)

· Entscheidungen über den Einsatz von Lehr- und Lernmaterialien (z. B. „Lehrbücher“)

· Entscheidungen über Grundsätze und Kriterien sowie Instrumentarien der Lernkontrollen und Leistungsbewertungen 

· Entscheidungen über das Angebot von Zusatzqualifikationen (siehe Erlaß des MK vom 09.02.1998

Darüber hinaus kann die zuständige Konferenz Empfehlungen und Hinweise geben. Dazu zählen unter anderem:

· Empfehlungen über Unterrichtsvorhaben, Lernsituationen, Projekte unter Einbeziehung dieser Materialien (insbes. Kap. 3)

· Empfehlungen zu Möglichkeiten der Lernortkooperation

· Empfehlungen zur sinnvollen Integration der neuen Technologien (insbes. EDV)

· Hinweise zur Differenzierung (Binnen- und Außendifferenzierung)

· Hinweise zum Lehrereinsatz und zur Lehrerkooperation

· Hinweise zur Fort- und Weiterbildung

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

2
Der (modifizierte und ergänzte) KMK-Rahmenlehrplan

KMK-Rahmenlehrplan für den Ausbildungsberuf 

Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte vom 08.12.95

Ü   b   e   r   s   i   c   h   t
Verordnung über die
Berufsausbildung zum/zur
Steuerfachangestellten
vom 9. Mai 1996

Jahr
AWL 180+20DV
StL 370+30DV
RW 250+30DV
Ausbildungsordnung











A42
Buchführungs- und


A1
Rechtliche Rah-
menbedingun-
gen der Wirt-
schaft; Grund-
züge des 
A1
Grundlagen des
allgemeinen 
Steuerrechts
10
A1
Einführung in das
Rechnungswesen
5



Abschlußtechnik;a-c

A61
AO; a,e

A62
USt; a

A21
Arbeitsabläufe; a-d,f,g

A

Jahr

Schuld- und 
Sachenrechts
40
A2
Umsatzsteuer
100
A2
Buchführungs- und 
Aufzeichnungs-
vorschriften
5


A41
Buchführungs-/Bilanzie-


rungsvorschriften; a,b,d

A11
Steuerberatende/wirt-


schaftsprüfende Berufe

320
A2
Arbeitsrecht
und soziale
Sicherung
30


A3
Einkommensteuer
50
A3
Grundlagen der 
Finanzbuchführung
50
A12
Personalwesen, 


Arbeits-/sozialrechtliche 


Grundlagen; a,b,e

A13
Berufsbildung; a-c


A3
Handels- und Ge-
sellschaftsrecht
10

A4
Beschaffung und
Absatzwirtschaft
20
A3
Anwenden von Informa-


tions- und Kommunika-


tionstechniken; d,e





A63
ESt; a,b




(80)

                                 (160)


(80)






B61
AO;c,g;a,e B62 USt;b,c;a

B

Jahr
B3
Handels- und Ge​sellschaftsrecht
50


B3
Einkommensteuer
100
B5
Personalwirtschaft
30
B63
ESt;c-g;a,b

B65
GewSt

B42
Buchf-/AbschlTe;d,e;a-c

280
B4
Investition und 
Finanzierung
30
B6
Gewerbesteuer
20
B6
Finanzwirtschaft
50
B44
Erstellen Abschlüsse; a

B3
a,b,c,f;d,e





B41
a,b,d
B42 a-c




(80)

                                 (120)


(80)
B12
c,d B21 e B43 L+G-Abr.









C3
Einkommensteuer
50


C7
Anlagenwirtschaft
25


C61
AO; b,d,f,h,i;a,c,g

C64  KSt C66 BewG C67 VSt

C

Jahr
C5
Grundzüge der Wirtschaftsordnung und
Wirtschaftspolitik
40
C4
Körperschaftsteuer
15


C8
Buchungen im 
Steuerbereich
20


C62
USt

C63
ESt

C65
GewSt

280



C5
Bewertungsgesetz
20*)


C9
Abschlüsse nach 
Handels- und
Steuerrecht (Bilanzsteuer-
recht)
50
C41
Buchführungs-/Bilanzie-


rungsvorschriften; c

C44
Erstellen Abschlüsse; b

C3

C42
c,e



C7
Vermögensteuer
15*)


C10 Betriebswirt-
schaftliche
C43

C44
a

C13
Berufsbildung; d



C8
Abgabenordnung
20



Auswertung
25
C5
Betriebsw. Facharbeit

C21
e




(40)

                                 (120)


(120)





200


400


280









Erläuterungen:
Erläuterungen:


A-/B-/C-Jahr = Grundstufe/Fachstufe 1/Fachstufe 2
Die Zahlen entsprechen Zeitrichtwerten (Unterrichtsstunden).
AWL
 = Allgemeine Wirtschaftslehre
StL
 = Steuerlehre
RW 
 = Rechnungswesen
DV 
 = Integrierte Datenverarbeitung
Die Ziffern/Buchstaben ent-
sprechen der Verordnung und 
dienen dort der Klassifizierung.




*) Vorschlag zur Umverteilung der Unterrichtsstunden siehe „Steuerlehre“,  Lernabschnitte
5 und 7



Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Allgemeine Wirtschaftslehre

Lernabschnitt 1:
Rechtliche Rahmenbedingungen der Wirtschaft; Grundzüge des Schuld- 


und Sachenrechts

Zeitrichtwert:

40 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht



Dieser Lernabschnitt könnte durch folgende Lernsituation im Gesamtzusammenhang erarbeitet werden:



Recht nach verschiedenen Merkmalen unterscheiden und Rechtsquellen angeben
Öffentliches und privates Recht 

Rechtsquellen


Ein Beschaffungsvorgang führt zur Frage nach dem geeigneten Rechtsgeschäft. Auf dieser Grundlage könnten dann die Voraussetzungen,

Möglichkeiten und Grenzen der rechtlichen Handlungsfähigkeit aufzeigen
Rechts- und Geschäftsfähigkeit natürlicher und juristischer Personen 


der Abschluß, die Erfüllung und die Sicherung eines Rechtsgeschäfts (z. B. Kaufvertrag) sowie die Störungen mit den entsprechenden Konsequenzen erarbeitet werden.



Rechtsgeschäfte des Wirtschaftslebens unterscheiden
Willenserklärung

Rechtsgeschäfte:

· Kaufvertrag

· Dienstvertrag/Arbeitsver​trag

· Werk- und Werklieferungsvertrag

und weitere, z. B.:

· Mietvertrag

· Pachtvertrag

· Darlehensvertrag

· Leasingvertrag


Weitere Anregungen finden sich z. B. in: ABRAHAM/NEMETH/SCHALK: Handlungsorientiertes Lernen mit der Interrad GmbH - Lernprojekt Beschaffung und Lagerhaltung (Arbeitsheft). Darmstadt (Winklers); BENTIN u. a.: Handlungsorientierte Materialien zur Allgemeinen Wirtschaftslehre - Beschaffung. Braunschweig (Wester​mann); VÖLLER, Heribert: Rollenspiel - Rechtsgeschäfte im Alltag. Darmstadt (Winklers)



Abschluß und Erfüllung von Verträgen an einem Beispiel erklären und Gestaltungsmöglichkeiten beim Vertragsabschluß aufzeigen


Vertragsfreiheit

Verpflichtungsgeschäft

Erfüllungsgeschäft


Ggf. einschl. Formvorschriften sowie Anfechtbarkeit und Nichtigkeit

Störungen bei der Erfüllung von Verträgen am Beispiel des Kaufvertrages darstellen und dabei rechtliche und wirtschaftliche Entscheidungsmöglichkeiten abwägen


Schuldnerverzug

Schlechterfüllung


Grundzüge des Sachenrechts kennen
Besitz

Eigentum


Ggf. einschl. Eigentumsvorbehalt

Mahnverfahren beschreiben
Mahnverfahren




Fälle zur Verjährung bearbeiten
Verjährung






Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Allgemeine Wirtschaftslehre

Lernabschnitt 2:
Arbeitsrecht und soziale Sicherung

Zeitrichtwert: 

30 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht



Die zuständige Konferenz kann beschließen, diesen Lernabschnitt in enger Abstimmung mit dem Unterrichtsfach „Politik“ zu unterrichten.





Rechtliche Bedingungen der Berufsausbildung kennen und die Rechte und Pflichten der Auszubildenden erläutern

Institutionen zur Wahrnehmung ausbildungs- und arbeitsrechtlicher Ansprüche kennen

Wichtige arbeitsrechtliche Bestimmungen und ihre Auswirkungen kennen und anwenden
Duales Ausbildungssystem

Berufsbildungsgesetz

Ausbildungsvertrag

Jugendarbeitsschutzgesetz

Betriebsrat, Mitbestimmung

Jugend- und Auszubildendenvertretung

Zuständige Stelle nach BBiG: Steuerberaterkammer (Aus​bildungsberater)

Gewerkschaften

Gewerbeaufsichtsamt

Arbeitsgericht

Arbeitszeitregelungen

Tarifvertrag

Gesetze zum

· Unfallschutz

· Mutterschutzgesetz

· Kündigungsschutz


Dieser Lernabschnitt könnte zunächst durch die Methode der Erkundung aufgearbeitet werden. Dabei wird ein enger Bezug zum Ausbildungsbetrieb hergestellt, was zugleich die Lernortkooperation fördert. Zielsetzung dieser Unterrichtseinheit ist die Klärung der wichtigsten rechtlichen und sozialen Rahmenbedingungen von Ausbildung und Arbeit. Methodisch könnten nach der Erkundung der Rahmenbedingungen der Ausbildung Textanalysen, Rollenspiele, das Gestaltungslernen, eine Zukunftswerkstatt eingesetzt werden. Als komplexe Ausgangssituation wird die Simulation einer möglichst authentischen Konfliktsituation vorgeschlagen, wie sie sich für die Auszubildenden in der Praxis darstellen kann.

Wesentliche Bestimmungen des gesetzlichen Datenschutzes beurteilen
Datenschutzgesetze u. a.

Zulässigkeitsvoraussetzung für die Verarbeitung personenbezogener Daten

Datenschutzbeauftragte

Zugriffsberechtigung


Weitere Anregungen finden sich z. B. in: STEINMANN/WEBER (Hrsg.): Handlungsorientierte Methoden in der Ökonomie. Neusäß (Abschnitte „Arbeit“ und „Soziale Gesellschaft“)

BUNDESANSTALT FÜR ARBEIT: Ausbildungsfibel. Nürnberg

BUNDESMINISTERIUM FÜR

Ziele, Aufgaben und Probleme der sozialen Sicherung erörtern


Zweige der Sozialversicherung


BILDUNG UND WISSENSCHAFT: Ausbildung und Beruf. Bonn

An konkreten Fällen Regelungen zur Sozialversicherung anwenden und Berechnungen durchführen
Arten

Träger

Leistungen

Versicherungspflicht

Beiträge einschließlich Beitragsbemessungsgrenzen




Möglichkeiten der Weiterqualifizierung kennen und deren Notwendigkeit einsehen
Inner- und außerbetriebliche Weiterbildungsangebote



Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Allgemeine Wirtschaftslehre

Lernabschnitt 3:
Handels- und Gesellschaftsrecht

Zeitrichtwert:

60 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht



Dieser Lernabschnitt könnte auf der Grundlage einer Fallstudie in einem entscheidungsorientierten Gesamtzusammenhang erarbeitet werden:

Arten des Kaufmanns laut HGB unterscheiden
Mußkaufmann

Sollkaufmann

Kannkaufmann

Formkaufmann

Vollkaufmann

Minderkaufmann
Im ersten Teil erkunden die Auszubildenden die Rechtsform ihrer ausbildenden Steuerberaterkanzlei (einschl. der Berücksichtigung der neuen Rechtsform für Freiberufler: die Partnerschaftsgesellschaft). Im zweiten Teil erarbeiten die Schüle-

Die Aufgaben der Register verstehen
Handelsregister

Partnerschaftsregister

Grundbuch

evtl. Genossenschaftsregister, Vereinsregister, Güterrechtsregister

rinnen und Schüler eine begründete Entscheidung über eine geeignete Rechtsform, weil ein Mandant einen Rat sucht, u. a. aus steuerlicher Sicht. Dabei könnte eine Tischvorlage erstellt und präsentiert werden, wobei auch ein Rollenspiel/Konfe​renzspiel abschließend geboten werden kann.

Die Bedeutung der Firma erkennen
Arten der Firma

Firmengrundsätze


Bis hier: Zwischenprüfung



Einen Überblick über kaufmännische Hilfsgewerbe gewinnen
Kommissionär

Handelsvertreter

Handelsmakler




Mitarbeitervollmachten unterscheiden
Handlungsvollmacht

Prokura


Bis hierher etwa 20 Unterrichtsstunden



Unternehmensformen darstellen und Rechtsformen unterscheiden


Einzelunternehmung

Stille Gesellschaft

BGB-Gesellschaft

Partnerschaftsgesellschaft

OHG, KG

GmbH, GmbH & Co. KG, AG

evtl. Genossenschaft
Siehe Fallstudie: Umgang mit Rechtsnormen (siehe Abschnitt 3.1)


Unterscheidungskriterien:

· Haftung

· Kapitalaufbringung

· Ergebnisverteilung

· Geschäftsführung

· Vertretung

Steuerliche Besonderheiten






Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Allgemeine Wirtschaftslehre

Lernabschnitt 4:
Investition und Finanzierung 

Zeitrichtwert:

30 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht



Dieser Lernabschnitt könnte durch folgende Lernsituation im

Investitions- und Finanzierungsanlässe beschreiben
Ersatzinvestitionen

Erweiterungsinvestitionen

Umschuldung
Gesamtzusammenhang erarbeitet werden: Eine Steuerberaterkanzlei steht vor der Notwendigkeit, in den EDV-Bereich zu investieren.

Finanzierungsmöglichkeiten auswählen
Finanzierungsmöglichkeiten nach Herkunft und Fristigkeit

· Außenfinanzierung

Eigenfinanzierung

Fremdfinanzierung

· Innenfinanzierung

Offene Selbstfinanzierung

Verdeckte Selbstfinanzierung
Aus diesem Investitionsvorhaben ergibt sich ein Finanzbedarf, der im Rahmen einer Finanzplanung zu dokumentieren und durch die Finanzierungsalternativen prinzipiell zu decken wäre. Unter Berücksichtigung der Entscheidungskriterien (z. B. Finanzierungsregeln, Sicherheiten, Zielsetzungen) ist eine optimale Finanzierungsentscheidung abzuleiten.


Finanzierungsregeln

Hier bietet sich integrativ der EDV-Einsatz (Tabellenkalkulation) an.

Kreditarten nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten beurteilen


Einteilung der Kredite

· nach Dauer

· nach Verwendungszweck


Kreditsicherungsmöglich-keiten unterscheiden
Sonderformen, z. B.

· Leasing 

· Factoring

Sicherungsübereignung

Pfandrechte

Zessionen

Bürgschaft
Sonderformen nur in Grundzügen

Ggf. zusätzlich „Wechsel“

Die Lerngegenstände „Zahlungs​verkehr“ und „Notleidende Unternehmen“ sind im Rahmenlehrplan nicht enthalten. Gleichwohl sind sie für die Praxis bedeutsam.

Sollten im Unterricht diese beiden Lerngegenstände zusätzlich zum RLP erarbeitet werden, so könnte die oben vorgeschlagene Lernsituation entsprechend um eine anschließende Zahlungsformentscheidung und einen Zahlungsvorgang erweitert werden; abschließend könnte dann die Annahme einer Fehlinvestition eingeführt werden, die zu Solvenzproblemen führt, woraus sich entsprechende Konsequenzen ergeben. 





Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Allgemeine Wirtschaftslehre

Lernabschnitt 5:
Grundzüge der Wirtschaftsordnung und Wirtschaftspolitik

Zeitrichtwert:

40 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht



Die zuständige Konferenz kann beschließen, diesen Lernabschnitt in enger Abstimmung mit dem Unterrichtsfach „Politik“ zu unterrichten.



Ziele unternehmerischen Handelns im System der sozialen Marktwirtschaft darstellen und beurteilen


Wirtschaftliche, ökologische und soziale Ziele

Zielkonflikte

Funktionsweise der sozialen Marktwirtschaft

Ordnungsmerkmale

Marktformen

Rolle des Staates


Ausgangspunkt könnte die Volkswirtschaft als ökonomische Umwelt eines einzelnen Unternehmens/Betriebes sein, wobei auch die volkswirtschaftliche Bedeutung der „Freien Berufe“ (Steuerberatung im Dienstleistungs​sektor) eine Rolle spielt. Betont werden sollte die Einbettung des einzelnen Unternehmens in die Gesamtwirtschaft mit entsprechenden Betroffenheiten und Beeinflussungsmöglichkeiten. Im Rahmen der Erarbeitung der sozialen Marktwirtschaft ist

Gesamtwirtschaftliche Ziele beschreiben und ihre Bedeutung für betriebliche und individuelle Entscheidungen beurteilen

Konjunkturelle Schwankungen unterscheiden


Preisniveaustabilität

Hoher Beschäftigungsstand

Wirtschaftswachstum

Außenwirtschaftliches Gleichgewicht

Umweltschutz

Sozialverträgliche Einkommens- und Vermögensverteilung

Konjunkturphasen

Konjunkturindikatoren
auch der ideengeschichtliche Hintergrund verständnisfördernd. Aufgrund von konkreten wirtschaftlichen Entwicklungen können die staatlichen Lenkungsmaßnahmen erarbeitet werden (z. B. Fiskalpolitik). 

In diesem Lernabschnitt haben die Arbeit mit Texten, die inhaltliche Aufbereitung von Daten und Tabellen, die Darstellung von Arbeitsergebnissen, z. B. in Form von Netzwerken, und die Diskussion verschiedener Konzepte, Positionen und Meinungen eine große Bedeutung.

Wirtschaftspolitische Einflußmöglichkeiten von Staat, Bundesbank und Europäischer Zentralbank unter Berücksichtigung außenwirtschaftlicher Einflüsse beurteilen


Staat:

· Einnahmenpolitik

· Ausgabenpolitik

· Strukturpolitik

Bundesbank:

· Aufgaben und Stellung

· geldpolitisches Instrumentarium

Europäisches Währungssystem

Ziel- und Interessenkonflikte


Weitere Anregungen finden sich in: NIEDERSÄCHSISCHES KULTUS​MINISTERIUM (Hrsg.): Materialien zur Integration der Umweltbildung in die kaufmännischen Kernfächer. Hannover 1995 (dort Rollenspiel: „Pro und Contra Öko-Steuer“); ferner: STEINMANN/WEBER (Hrsg.): Handlungsorientierte Methoden in der Ökonomie. Neusäß (Abschnitte: Wirtschaftsablauf/Wirtschaftskreislauf, Wohlstandsgesellschaft, Ökologische Gesellschaft, Internationale Gesellschaft)

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 1:
Grundlagen des allgemeinen Steuerrechts

Zeitrichtwert:

10 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Über die öffentlich-rechtlichen Abgaben informiert sein und die Abgaben gegeneinander abgrenzen
Öffentlich-rechtliche Abgaben

· Steuern

· Steuerliche Nebenleistungen

· Gebühren

· Beiträge

Aufkommen und Verwendung


Tragendes Element bei der Erarbeitung dieses Lernabschnittes sollte der Leitgedanke der Besteuerung/des Steuerrechts/des Steuersystems sein, öffentliche Güter zu finanzieren. Dieser Leitgedanke sollte dann in den folgenden Lernabschnitten der „Steuerlehre“ - im Sinne eines Spiral-Curriculums - immer wieder aufge-

Steuern nach verschiedenen Kriterien einteilen
Einteilung der Steuern nach

· dem Steuergegenstand

· der Ertragshoheit

· der Überwälzbarkeit

· der Berücksichtigung persönlicher Verhältnisse

· der Behandlung im Rechnungswesen


griffen werden. Auch historische Betrachtungen sind da von Nutzen.

Einen Überblick über die steuerlichen Vorschriften unter Beachtung ihrer Entstehung und Rechtswirkung gewinnen 
Steuerliche Vorschriften

· Gesetze, Verordnungen, Richtlinien

· Erlasse des Finanzministers

· OFD-Verfügungen

· Urteile




Einen Überblick über die Steuerverwaltung gewinnen
Steuerverwaltung

· Aufbau

· Aufgaben






Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 2:
Umsatzsteuer

Zeitrichtwert:

100 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht



Bei den Angaben der Rechtsquellen ist in diesem Lernabschnitt stets das Umsatzsteuergesetz (UStG) gemeint.



Die Bedeutung und Stellung der Umsatzsteuer im Steuersystem erläutern und die rechtlichen Grundlagen nennen
Einführung in die Umsatzsteuer

· geschichtliche Entwicklung

· Steueraufkommen

· Rechtsgrundlagen

· System der Umsatzsteuer

· Schema zur Berechnung der Umsatzsteuer



4 Unterrichtsstunden

Die Umsatzarten unterscheiden
Lieferungen und sonstige Leistungen


4 Unterrichtsstunden


Eigenverbrauch





Unentgeltliche Leistungen von Gesellschaften an ihre Gesellschafter





Einfuhr aus dem Drittlandsgebiet





Innergemeinschaftlicher Erwerb




Tatbestandsmerkmale steuerbarer Umsätze erläutern
Kriterien steuerbarer Leistungen

· Lieferungen und sonstige Leistungen

· Unternehmer

· Unternehmen

· Inland

· Entgelt (Leistungsaus​tausch)

Ort der Lieferung und der sonstigen Leistung

Sonderfälle, z. B.

· Werklieferung

· Werkleistungen

· Reihengeschäft

Eigenverbrauch


36 Unterrichtsstunden

(davon:)

(15 Unterrichtsstunden)

§§ 3b, 3 c
(6 Unterrichtsstunden)

(3 Unterrichtsstunden)

Statt „Reihengeschäft“ neu: Lieferungen ohne Warenbewegung


Unentgeltliche Leistungen von Gesellschaften an ihre Gesellschafter oder diesen nahestehenden Personen
(6 Unterrichtsstunden)

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 2:
Umsatzsteuer




(Fortsetzung)

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht


Einfuhr aus dem Drittlandsgebiet





Innergemeinschaftlicher Erwerb



Sonderfälle: Erwerbs-, Lieferschwelle, Neufahrzeuge 

(6 Unterrichtsstunden)



Wichtige Steuerbefreiungen anwenden
Einteilung der Steuerbefreiungen hinsichtlich des Vorsteuerabzuges und der Optionsmöglichkeit

Erläuterung wichtiger Befreiungen, z. B.

· Ausfuhr

· innergemeinschaftliche Lieferung

· Vermietungsumsätze


8 Unterrichtsstunden

Einschl. Optionsmöglichkeit gem. § 9 i. V. m. § 27 Abs. 2 Nr. 3



Die Bemessungsgrundlagen für die Besteuerung ermitteln
Bemessungsgrundlage für

· Lieferungen, sonstige Leistungen und innergemeinschaftlicher Erwerb

· Eigenverbrauch

· unentgeltliche Leistungen von Gesellschaften an ihre Gesellschafter

· Einfuhr

12 Unterrichtsstunden

§ 10 Abs. 5 Nr. 1

§ 11


Mindestbemessungsgrundla​gen 

Sonderfälle, z. B.

· Tausch und tauschähnliche Umsätze

· durchlaufende Posten

Änderung der Bemessungsgrundlage





Die Steuersätze anwenden
Allgemeiner Steuersatz

Ermäßigter Steuersatz
4 Unterrichtsstunden





Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 2:
Umsatzsteuer




(Fortsetzung)

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht

Die Entstehung der Steuer bestimmen und den Steuerschuldner nennen
Entstehung der Steuer

· für Lieferungen und sonstige Leistungen

· für Eigenverbrauch

· für innergemeinschaftlichen Erwerb

Steuerschuldner


6 Unterrichtsstunden

Rechnungen auf Vereinbarkeit mit den rechtlichen Vorschriften prüfen
Berechtigung und Verpflichtung zum Ausstellen von Rechnungen mit gesondertem Steuerausweis

Vereinfachungen für Kleinbetragsrechnungen und Fahrausweise

Folgen fehlerhafter Rechnungsausstellung


4 Unterrichtsstunden

Die Vorschriften zum Vorsteuerabzug anwenden
Abziehbare und nicht abziehbare Vorsteuer


8 Unterrichtsstunden


Erleichterungen bei Kleinbetragsrechnungen, Reisekosten, Fahrausweisen





Berichtigung des Vorsteuerabzuges

§ 15 a

Die Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten anwenden
Voraussetzungen der Istbesteuerung


2 Unterrichtsstunden

§ 19 Abs. 3

Die Vorschriften über die Aufzeichnungspflichten beachten


Aufzeichnungspflichten
12 Unterrichtsstunden

Voranmeldungen und Jahres-
erklärungen erstellen und besondere Meldepflichten kennen
Fälligkeit

Voranmeldung, Vorauszahlung

Veranlagung

Dauerfristverlängerung

Besondere Meldepflichten
Zusätzlich 10 Unterrichtsstunden: 

siehe Lernabschnitt 5

Bis hier: Zwischenprüfung





Die besonderen Besteuerungsformen der §§ 19 und 25 a stehen nicht im Rahmenlehrplan und sind nicht prüfungsrelevant. Gleichwohl sind sie für die Praxis bedeutsam. 

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 3:
Einkommensteuer

Zeitrichtwert:

200 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht



Bei den nachfolgenden Angaben der Rechtsquellen ist in diesem Lernabschnitt das Einkommensteuergesetz (EStG) gemeint.



Die Bedeutung und Stellung der Einkommensteuer im Steuersystem erläutern und die rechtlichen Grundlagen nennen
Einführung in die Einkommensteuer

· geschichtliche Entwicklung
· Steueraufkommen

· Rechtsgrundlagen

· Schema zur Ermittlung des zu versteuernden Einkommens

· Erhebungsformen

4 Unterrichtsstunden

Die Einkommensteuerpflicht kennen und Fälle mit Hilfe der einschlägigen Vorschriften lösen


Steuerpflicht

· Unbeschränkte Steuerpflicht

· Beschränkte Steuerpflicht

4 Unterrichtsstunden

Ohne Besonderheiten der Ausländerbesteuerung

Wichtige Steuerbefreiungen kennen


Steuerbefreiungen



Die Vorschriften über die Gewinnermittlung auf Fälle anwenden
Arten der Gewinnermittlung

· Betriebsvermögensver-
gleich

· Überschußrechnung


15 Unterrichtsstunden


Unterschiede zwischen den Gewinnermittlungsarten


Ohne Übergänge zwischen den Gewinnermittlungsarten




Grundlagen der Gewinnermittlung

· Betriebsvermögen, Privatvermögen

· Entnahmen, Einlagen

· Betriebseinnahmen, Betriebsausgaben

· Nichtabzugsfähige 
Betriebsausgaben





Gewinnermittlungszeitraum, abweichendes Wirtschaftsjahr








Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 3:
Einkommensteuer




(Fortsetzung)

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Die Bewertungsvorschriften kennen, ihre Bedeutung für die Gewinnermittlung begründen und an Fällen vertiefen

(Bewertungsvorschriften alternativ in Lernabschnitt 9, Rechnungswesen)
Bewertungsmaßstäbe

· Anschaffungskosten

· Herstellungskosten

· Teilwert

Bewertungsvorschriften

· abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens

· nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens und Umlaufvermögens

· Verbindlichkeiten

· Entnahmen

· Einlagen
17 Unterrichtsstunden

Enge Abstimmung mit dem Lernbereich „Rechnungswesen/Controlling“, dort: Lernabschnitt 9: Abschlüsse nach Handels- und Steuerrecht


Bewertungsfreiheit für geringwertige Wirtschaftsgüter





Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz (und umgekehrte Maßgeblichkeit)





Bewertungsgrundsätze

· Grundsatz der Bilanzidentität

· Grundsatz der Fortführung der Unternehmenstätigkeit

· Grundsatz der Einzelbewertung

· Grundsatz der Vorsicht

· Grundsatz der periodengerechten Aufwands- und Ertragsabgrenzung

· Grundsatz der Stetigkeit der Bewertungsmethoden


Die gesetzlichen Bestimmungen über die Absetzungen für Abnutzungen und Sonderabschreibungen anwenden


Absetzung für Abnutzung

· AfA-Verfahren bei beweglichen Wirtschaftsgütern, 
z. B.

. lineare AfA

. Leistungs-AfA

. degressive AfA

. Sonderabschreibungen

· AfA-Verfahren bei Gebäuden, z. B.

. lineare AfA

. degressive AfA

. erhöhte AfA
10 Unterrichtsstunden

Vgl. Lernbereich „Rechnungswesen/ Controlling“, dort: Lernabschnitt 9: Abschlüsse nach Handels- und Steuerrecht

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 3:
Einkommensteuer




(Fortsetzung)

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht






· AfA-Verfahren bei immateriellen Wirtschaftsgütern

· Absetzungen für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung




Die Begriffe Einnahmen und Werbungskosten nennen, ihre Merkmale erläutern und Beispiele aufzählen
Überschuß der Einnahmen über die Werbungskosten

· Einnahmen

· Werbungskosten

. nachgewiesene Wer- 
  bungskosten

. Pauschbeträge

· zeitliche Zuordnung


2 Unterrichtsstunden

Die Lernzielformulierung „nennen“ erscheint nicht sinnvoll; hier ist wohl „kennen“ oder „erläutern“ gemeint.

Die Unterschiede zwischen Betriebsausgaben, Werbungskosten und Kosten der privaten Lebensführung aufzeigen


Kosten der privaten Lebensführung



Die einzelnen Einkunftsarten gegeneinander abgrenzen, Einkünfte den Einkunftsarten zuordnen und Fälle lösen
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft

· Begriff und Umfang

· Abgrenzung zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb


2 Unterrichtsstunden

Ohne Besonderheiten von Vieheinheiten, ohne Freibetrag nach § 34 e


Einkünfte aus Gewerbebetrieb

· Begriff und Umfang

· Einkünfte bei gewerblichen Einzelunternehmen und Personengesellschaften
10 Unterrichtsstunden

Gewinnverteilung und steuerliche Gewinnermittlung, einschließlich Veräußerung gem. § 16 und § 34 (nicht § 17)




Einkünfte aus selbständiger Arbeit

· Begriff und Umfang

· Abgrenzung zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb und aus nichtselbständiger Arbeit


2 Unterrichtsstunden


Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit

· Begriff des Arbeitnehmers

· Einnahmen, Arbeitslohn
· Werbungskosten
· Freibeträge


8 Unterrichtsstunden

Ohne Besonderheiten der Sachbezugsverordnung (Kost, Logis)

Doppelte Haushaltsführung



Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 3:
Einkommensteuer




(Fortsetzung)

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht






Einkünfte aus Kapitalvermögen

· Begriff und Umfang
· Abgrenzung zu anderen Einkunftsarten

· Freibeträge


10 Unterrichtsstunden

§ 20 Abs. 1 Nr. 1, 3, 4, 7; ohne spezielle Anlageformen


Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

· Begriff und Umfang
· Abgrenzung zu anderen Einkunftsarten

· Einnahmen

· Werbungskosten

10 Unterrichtsstunden

Eingangsprozentsätze der AfA-Staffeln



Den Gesamtbetrag der Einkünfte ermitteln


Sonstige Einkünfte

· Begriff und Umfang

· wiederkehrende Bezüge

· Spekulationsgeschäfte

Summe der Einkünfte

Altersentlastungsbetrag

Freibetrag für Land- und Forstwirtschaft
6 Unterrichtsstunden

Ohne Abgeordnetenbezüge

Werbungskosten

4 Unterrichtsstunden

Das Einkommen ermitteln und die sozialpolitische Bedeutung der steuerlichen Abzugsbeträge erkennen


Sonderausgaben

· Begriff und Umfang

· Vorsorgeaufwendungen

· übrige Sonderausgaben, insbesondere Spenden

· Vorsorgepauschale

· Sonderausgaben-Pauschbetrag

Förderung des selbstgenutzten Wohneigentums
20 Unterrichtsstunden

6 Unterrichtsstunden

Eigenheimzulagengesetz und § 10 i

· ohne § 10 h

· § 10 e - Überblick - 




Außergewöhnliche Belastung

· Begriff und Umfang

· Außergewöhnliche Belastung im allgemeinen

· Außergewöhnliche Belastung in besonderen Fällen



18 Unterrichtsstunden

§ 33 b - Überblick - 


Verlustabzug

2 Unterrichtsstunden

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 3:
Einkommensteuer




(Fortsetzung)

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Das zu versteuernde Einkommen ermitteln
Kinder

· Begriff

· Alter

· Zuordnung

Kinderfreibetrag
Haushaltsfreibetrag



2 Unterrichtsstunden

Kindergeld ohne Alternativberechnung, Kindergeld - Kinderfreibetrag

Die tarifliche und festzusetzende Einkommensteuer ermitteln
Veranlagungsarten

· Einzelveranlagung

· Ehegattenveranlagung


6 Unterrichtsstunden


Einkommensteuertarif

· Aufbau

· Grundtabelle

· Splittingtabelle

· Progressionsvorbehalt
Steuerermäßigungen


§ 34, § 34 g, § 34 f

Keine Berechnung der Tarifabsenkung für gewerbliche Einkünfte

Die Abrechnung der Einkommensteuer vornehmen
Anrechenbare Steuern

· Einkommensteuer-Vorauszahlung

· Lohnsteuer

· Körperschaftsteuer

· Kapitalertragsteuer
2 Unterrichtsstunden

Lohnsteuervorschriften anwenden
Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer)

· Erhebung der Lohnsteuer

· Lohnsteuerklassen

· Lohnsteuertabellen

· Lohnsteuerkarte

· Lohnsteuerermäßigungs-
verfahren

· Pauschalierung der Lohnsteuer
· Arbeitnehmerveranlagung


10 Unterrichtsstunden

§ 40 a



Für Klassenarbeiten sollen 30 Unterrichtsstunden eingeplant werden:

· 20 UStd. für Klassenarbeiten

· 10 UStd. für deren Besprechung





Zusätzlich 20 Unterrichtsstunden: siehe Lernabschnitte 5 und 7

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 4:
Körperschaftsteuer

Zeitrichtwert:

15 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Die Bedeutung und Stellung der Körperschaftsteuer im Steuersystem erläutern und die rechtlichen Grundlagen nennen


Allgemeine Einführung

· Stellung im Steuersystem

· Steueraufkommen

· Rechtsgrundlagen


2 Unterrichtsstunden

Die Vorschriften über die Körperschaftsteuerpflicht kennen
Steuerpflicht


Wichtige Steuerbefreiungen kennen


Steuerbefreiungen



Das Verfahren zur Ermittlung des Einkommens wiedergeben
Einkommen

· Grundlagen der Besteuerung

· Ermittlung des Einkommens


4 Unterrichtsstunden

Einfachste Form

Die Steuersätze kennen
Steuersätze

· Tarifbelastung

· Ausschüttungsbelastung


9 Unterrichtsstunden

Das Anrechnungsverfahren erläutern und den Zusammenhang mit der Einkommensteuer herstellen
Anrechnungsverfahren










Zusätzlich 5 Unterrichtsstunden: siehe Lernabschnitt 7

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 5:
Bewertungsgesetz

Zeitrichtwert:

20 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Die Bedeutung und Stellung des Bewertungsgesetzes im Steuersystem erläutern und die rechtlichen Grundlagen nennen

Den Aufbau des Bewertungsgesetzes beschreiben

Einführung in das Bewertungsgesetz

· Einordnung und Abgrenzung zu anderen Gesetzen

· Rechtsgrundlagen
Allgemeine und besondere Bewertungsvorschriften
Da die Vermögensteuer derzeit nicht erhoben wird und die Steuer auf das Gewerbekapital zum 01.01.1998 abgeschafft ist, können die entsprechenden Unterrichtsstunden auf die Lernabschnitte 2 und 3 verteilt werden.

Den Bewertungsgegenstand bestimmen und den Vermögensarten zuordnen


Wirtschaftliche Einheit


Bewertungsmaßstäbe erläutern
Gemeiner Wert, z. B. Kurswert, Nennwert, Kapitalwert
Teilwert




Die Vermögensarten unterscheiden
Land- und forstwirtschaftliches Vermögen

Grundvermögen

Betriebsvermögen

Sonstiges Vermögen




Beschreiben, für welche wirtschaftlichen Einheiten Einheitswerte festgestellt werden
Einheitswerte für inländischen Grundbesitz

· Betriebe der Land- und Forstwirtschaft

· Grundstücke

· Betriebsgrundstücke





Einheitswerte für inländische Gewerbebetriebe


Die Feststellung von Einheitswerten und deren Bedeutung erläutern und Wertfortschreibungsvoraussetzungen ermitteln und berechnen
Hauptfeststellung

Fortschreibungen

· Wertfortschreibung

· Artfortschreibung

· Zurechnungsfortschreibung





Nachfeststellung




Umfang und Begriffe des Grundvermögens erläutern


Unbebaute Grundstücke

Bebaute Grundstücke


Die Bewertung des Betriebsvermögens darstellen
Begriff

Umfang

Abgrenzung

Bewertung






Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 5:
Bewertungsgesetz




(Fortsetzung)

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Das sonstige Vermögen berechnen
Begriff

Umfang

Abgrenzung

Freibeträge und Freigrenzen




Das Gesamtvermögen ermitteln
Rohvermögen

Schulden





















Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 6:
Gewerbesteuer

Zeitrichtwert:

20 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht



Bei teilweiser Abschaffung der Steuerart ist der Zeitrahmen entsprechend zu kürzen und anderen Lernabschnitten zuzuordnen.



Die Bedeutung und Stellung der Gewerbesteuer im Steuersystem erläutern und die rechtlichen Grundlagen nennen
Einführung in die Gewerbesteuer

· geschichtliche Entwicklung

· Stellung im Steuersystem

· Steueraufkommen

· Rechtsgrundlagen

· Verwaltung

· Schema zur Ermittlung der Gewerbesteuer


4 Unterrichtsstunden

Die Gewerbesteuerpflicht feststellen
Steuergegenstand

Steuerschuldner




Wichtige Steuerbefreiungen kennen


Steuerbefreiungen



Den einheitlichen Steuermeßbetrag ermitteln und die Hinzurechnungen und Kürzungen begründen
Ausgangswert 

Hinzurechnungen 

Kürzungen 

Gewerbeverlust

Freibetrag

Steuermeßzahl

Steuermeßbetrag


8 Unterrichtsstunden

Renten



Die Gewerbesteuer berechnen
Hebesatz der Gemeinde

Gewerbesteuer

Vorauszahlungen

Abschlußzahlung




Die Zerlegungsvorschriften anwenden und begründen
Zerlegung des einheitlichen Steuermeßbetrages 
· Betriebsstätten

· Zerlegungsmaßstäbe


2 Unterrichtsstunden

Es gibt ab dem 01.01.98 nur noch einen Zerlegungsmaßstab.



Die Gewerbesteuer-Rückstel​lung berechnen und begründen
Rückstellungsberechnung


3 Unterrichtsstunden

Die verschiedenen Bescheide und die dazugehörigen Rechtsbehelfe kennen


Steuermeßbescheid

Zerlegungsbescheid

Steuerbescheid

Rechtsbehelfe
Für Klassenarbeit und Besprechung:

3 Unterrichtsstunden 

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 7:
Vermögensteuer

Zeitrichtwert:

15 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht



Da die Vermögensteuer derzeit nicht erhoben wird, können die Unterrichtsstunden auf die Lernabschnitte 3 und 4 verteilt werden.



Die Bedeutung und Stellung der Vermögensteuer im Steuersystem erläutern und die rechtlichen Grundlagen nennen
Einführung in die Vermögensteuer

· geschichtliche Entwicklung

· Steueraufkommen

· Rechtsgrundlagen

· Schema zur Ermittlung des steuerpflichtigen Vermögens




Die Vermögensteuerpflicht erläutern
Steuerpflicht

· unbeschränkte Steuerpflicht

· beschränkte Steuerpflicht




Wichtige Steuerbefreiungen kennen


Steuerbefreiungen


Das steuerpflichtige Vermögen ermitteln und die Vermögensteuer berechnen
Gesamtvermögen, Inlandsvermögen

Freibeträge

Steuerpflichtiges Vermögen

Steuersätze




Die Besonderheiten der Haushaltsbesteuerung beschreiben
Zusammenveranlagung

· von Ehegatten

· von Ehegatten und Kindern


Die Erhebungsverfahren unterscheiden
Hauptveranlagung

Neuveranlagung

Nachveranlagung




Die Vorschriften über die Steuerentrichtung kennen
Entrichtung der Jahressteuer

Vorauszahlungen








Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Spezielle Betriebslehre (Lerngebiet „Steuerlehre“ gem. Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 8:
Abgabenordnung

Zeitrichtwert:

20 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Die Zuständigkeit der Finanzbehörden feststellen
Sachliche Zuständigkeit

Örtliche Zuständigkeit


2 Unterrichtsstunden

Die wichtigsten Bestimmungen über Steuerverwaltungsakte kennen
Steuerverwaltungsakte

· Begriff

· Arten

· Voraussetzungen für das Wirksamwerden




Die Bedeutung von Fristen und Terminen erkennen und Fristen berechnen
Termine

Fristen

Folgen der Fristversäumnis
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand


5 Unterrichtsstunden

Die Pflichten und Rechte der Beteiligten im Ermittlungsverfahren kennen
Melde- und Anzeigepflichten

Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten
Pflicht zur Abgabe von Steuererklärungen

Auskunftspflichten

Auskunftsverweigerungsrecht

Außenprüfung


2 Unterrichtsstunden

Das Festsetzungs- und Feststellungsverfahren kennen
Steuerbescheide, Steueranmeldungen

· Vorbehalt der Nachprüfung

· vorläufige Steuerfestsetzung

Festsetzungsverjährung

Berichtigung von Steuerbescheiden


4 Unterrichtsstunden

§ 165 AO

§§ 172, 173, 129 AO

Das Erhebungsverfahren kennen
Entstehung der Steuer

Festsetzung der Steuer

Fälligkeit der Steuer

Steuerstundung

Erlöschen des Steueranspruchs

Verzinsung


3 Unterrichtsstunden

Das Rechtsbehelfsverfahren kennen
Außergerichtliches Rechtsbehelfsverfahren

Gerichtliches Rechtsbehelfsverfahren


3 Unterrichtsstunden

Die Folgen von Rechtsverstößen im Steuerrecht kennen


Steuerstraftaten

Steuerordnungswidrigkeiten

Selbstanzeige
1 Unterrichtsstunde

Zusätzlich 10 Unterrichtsstunden: siehe Lernabschnitt 5

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 1:
Einführung in das Rechnungswesen
Zeitrichtwert:

5 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Aufgaben des Rechnungswesens mit Schwerpunkt der Besteuerung im Überblick kennen
Information

Planung

Kontrolle

Rechenschaftslegung


Hier sollte bereits auf die Grundideen des Controllings eingegangen und (spätestens) in Lernabschnitt 10 vertieft und ausdifferenziert werden.

Die Aufgabenbereiche des betrieblichen Rechnungswesens als Elemente eines Informations-, Steuerungs- und Kontrollsystems aufzeigen
Buchführung

Kosten- und Leistungsrechnung

Statistik

Planung
Die beiden Lernziele der „Einführung“ sollten nicht isoliert, sondern integrativ erarbeitet werden, indem - ausgehend von den Grundgedanken des Rechnungswesens - im Verlauf des



Rechnungswesenunterrichts immer wieder auf die Lernziele Bezug genommen wird.

Vor allem der instrumentelle Charakter des Rechnungswesens und der Controllinggedanke erfordern laufende Reflexionen darüber, ob und inwieweit das jeweilige Verfahren und Datenmaterial geeignet sind, die Aufgaben des betrieblichen Rechnungswesens zu erfüllen.

Literaturhinweis: PREISS, Peter/ TRAMM, Tade (Hrsg.): Rechnungswesenunterricht und ökonomisches Denken - Didaktische Innovationen für die kaufmännische Ausbildung. Wiesbaden 1996 (Gabler); siehe dazu auch GOLDBACH, Arnim: Neukonzeption der Didaktik des Rechnungswesens. Besprechungsaufsatz. In: Erziehungswissenschaft und Beruf, 45. Jg., Heft 3, 1997, S. 383 - 390

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 2:
Buchführungs- und Aufzeichnungsvorschriften

Zeitrichtwert:

5 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Die Buchführungspflicht nach Handels- und Steuerrecht feststellen


Handels- und steuerrechtliche Buchführungsvorschriften
Die rechtlichen und organisatorischen Grundlagen des Rechnungswesens sollten nicht isoliert behandelt, sondern in verschiedenen Problemzusammenhängen erarbeitet werden.



Die formellen und materiellen Anforderungen an die Buchführung kennen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung

Folgen von Mängeln


Aufgaben, Grundsätze und Rechtsvorschriften des Rechnungswesens sollten in einen instrumentellen Zusammenhang gestellt werden, da auf

Über wichtige Aufzeichnungspflichten Auskünfte geben


Aufzeichnungspflichten, z. B. nach AO, UStG, EStG, EStDV
diese Weise ihr Sinn als Kontroll- und Steuerungsmechanismus erkennbar wird (siehe analog auch die „Hinwei​se zum Unterricht“ zu Lernabschnitt 1).

Die Aufbewahrungspflichten erklären
Aufbewahrungspflichten nach HGB und AO














Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 3:
Grundlagen der Finanzbuchführung

Zeitrichtwert:

50 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Über die handels- und steuerrechtlichen Vorschriften der Inventur informiert sein


Inventur 

Inventar 
Vorbereitend könnte mit einem Kassenbericht als Möglichkeit eines Buch-Ist-Vergleiches in das Rechnungswesen eingeführt werden.

Eine Bilanz aus dem Inventar ableiten


Bilanzgliederung
Beim Problem „Inventar - Bilanz“ könnte von einer konkreten (bzw. simulierten) Inventur ausgegangen

Bilanzveränderungen darstellen


Bilanzveränderungen
werden. Auf dieser Grundlage sollten dann die Aufgaben und der Nutzen einer Inventur erarbeitet und der

Einen einfachen Geschäftsgang durchführen
Eröffnungsbilanz

Ableitung der Konten

Buchungen auf den Bestandskonten

Buchungssätze

Abschluß der Bestandskonten

Schlußbilanz

Kontenrahmen, Kontenplan

Bezug zur Bilanz hergestellt werden.

Siehe dazu ausführlich bei:

PREISS/TRAMM (Hrsg.): Rechnungswesenunterricht und ökonomisches Denken, a.a.O., S. 222 ff.

Buchungen auf Erfolgskonten vornehmen
Erfolgswirksame Vorgänge und ihre buchmäßige Darstellung

· Aufwandskonten

· Ertragskonten

· Gewinn- und Verlustkonto





Warenkonten und Möglichkeiten der Kontenabschlüsse


Konto 3960 soll nicht mehr prüfungsrelevant sein.

Geschäftsvorfälle mit Umsatzsteuer und Vorsteuer buchen


Umsatzsteuerkonten


Nur Konten 1570, 1770, 1780

Private Vorgänge buchen
Privatkonten

Eigenverbrauch


Den Werteverzehr des Anlagevermögens erkennen
Abschreibungen des Anlagevermögens

Planmäßige AfA auf bewegliches Anlagevermögen, GWG, § 7 g EStG später

Beträge ganzzahlig. AfA nach Zielsetzung auf-/abrunden. Anlagenabgang nur volle Monate, Erinnerungswert pro Wirtschaftsgut: 1,00 DM



Die Buchführung mittels einer Hauptabschlußübersicht abschließen


Vereinfachte Hauptabschlußübersicht


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 4:
Beschaffung und Absatzwirtschaft

Zeitrichtwert:

20 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Buchungen und Berechnungen bei Beschaffung und Absatz von Waren durchführen
Wareneinkauf

· Anschaffungsnebenkosten

· Minderung der Anschaffungskosten

· Rücksendungen


Kaufmännisches Rechnen

Veranschaulichung anhand einer ökonomischen Modellierung des Waren- und Werteflusses im Unternehmen (einschl. Visualisierung)


Warenverkauf

· Vertriebskosten

· Erlösschmälerungen

· Rücksendungen





Buchungen im Fertigungsbereich





Handelskalkulation
Großhandel







Bis hier: Zwischenprüfung









Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 5:
Personalwirtschaft

Zeitrichtwert:

30 Unterrichtsstunden 

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Personalkosten berechnen und buchen
Personalkosten

· Lohn- und Gehaltsbuchungen unter Berücksichtigung der Abzüge

· Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung

· Vermögenswirksame Leistungen

· Sachbezüge
· Vorschüsse

· Abschläge
· Lohnnebenkosten


Bezug zu betriebs- und volkswirtschaftlichen Problemen der Personalkosten mit Bezügen zum Lernbereich „Allgemeine Wirtschaftslehre“, dort: Lernabschnitt 2: Arbeitsrecht und soziale Sicherung; ggf. auch Bezug zum Unterrichtsfach „Politik“

Kindergeld, Konto 1741 SOLL

Pauschalierung, § 40 a EStG

Kaufmännisches Rechnen









Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 6:
Finanzwirtschaft

Zeitrichtwert:

50 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Das Verfahren der kaufmännischen Zinsrechnung beherrschen
Berechnung von Zinsen, Zeit, Kapital, Zinsfuß

Summarische Zinsrechnung


Dieses Lernziel sollte nicht isoliert, sondern integrativ in die entsprechenden Sachzusammenhänge gestellt werden.

Vorgänge des Zahlungsverkehrs buchen
Geldverrechnungskonten

Scheck
Debitoren-/Kreditorenkonto​korrentkonten 

Anzahlungen

Festgeldkonten


Als Auslöser für finanzwirtschaftliche Vorgänge könnte eine Investition, ein (drohender) Forderungsausfall (aufgrund einer Insolvenz) dienen, was zu einem Finanzbedarf führt, der zu decken ist. Ein Zahlungsvorgang schließt sich an. Das erfordert entsprechende Berechnungen und Buchungen.

Aufnahme und Rückzahlung von Darlehen buchen
Auszahlungsbetrag

Rückzahlungsbetrag

Disagio/Damnum


Nur linear, ganze/halbe Monate

Leasingvorgänge buchen
Einfache Leasingvorgänge


Siehe dazu auch das Lehr-Lern-Arrangement unter 3.4



Berechnungen und Buchungen im Wechselverkehr durchführen
Besitz- und Schuldwechsel

Wechselsumme

Diskont

Barwert


Eurozinsmethode

An- und Verkauf von Wertpapieren nach vorliegenden Abrechnungen buchen
Zuordnung zum Anlage- bzw. Umlaufvermögen



An- und Verkauf von Beteiligungspapieren und festverzinslichen Wertpapieren




Enge Abstimmung mit dem Lernbereich: „Allgemeine Wirtschaftslehre“, dort: Lernabschnitt 4: Investition und



Finanzierung

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 7:
Anlagenwirtschaft

Zeitrichtwert:

25 Unterrichtsstunden 

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Buchungen im Zuge von Anschaffung, Herstellung, Inzahlunggabe, Veräußerung von Sachanlagen vornehmen
Sachanlagenverkehr

· Anschaffung

· Herstellung

· Abschreibungen

· Veräußerung

· Geringwertige Wirtschaftsgüter

· Anlagenspiegel
· Anlagen im Bau

· geleistete Anzahlungen


Bedeutung der Sachanlagen als längerfristig vorhandes Leistungspotential einer Unternehmung (auch volkswirtschaftlich)





















Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 8:
Buchungen im Steuerbereich

Zeitrichtwert:

20 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Steuern und steuerliche Nebenleistungen buchen
Steuerbuchungen

· Betriebssteuern

· Privatsteuern

· aktivierungspflichtige Steuern

· steuerliche Nebenleistungen




Steuerliche Sonderfälle buchen
Export - Import



Innergemeinschaftliche Lieferung

Innergemeinschaftlicher Erwerb





Bewirtungsaufwendungen

Geschenke

· Kunden

· Arbeitnehmer

Reisekosten





Nicht abzugsfähige Vorsteuer

Grundstücksaufwendungen und -erträge

Nicht abzugsfähige Betriebs​ausgaben

Eigenverbrauch
Ohne § 9 b EStG





















Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 9:
Abschlüsse nach Handels- und Steuerrecht (Bilanzsteuerrecht)

Zeitrichtwert:

50 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Bestandteile und Aufgaben des Jahresabschlusses erläutern
Handelsbilanz

Steuerbilanz

Gewinn- und Verlustrechnung

Anhang

Lagebericht

Bezug zum Lernbereich „Allgemeine Wirtschaftslehre“, dort: Lernabschnitt 3: Handels- und Gesellschaftsrecht

Zeitliche Abgrenzungen unterscheiden und buchen und dabei umsatzsteuerliche Vorschriften beachten
Zeitliche Abgrenzung von Aufwendungen und Erträgen

· Aktive Rechnungsabgrenzung

· Passive Rechnungsabgrenzung

· Sonstige Forderungen

· Sonstige Verbindlichkeiten

· Abgrenzung und Umsatzsteuer 

. noch nicht abziehbare
  Vorsteuer

. noch nicht fällige 
  Umsatzsteuer




Wertansätze der Vermögens- und Schuldposten nach Handels- und Steuerrecht ermitteln, begründen und den Jahresabschluß durchführen
Bewertungsmaßstäbe

Bewertungsvorschriften

Bewertung des nicht abnutzbaren Anlagevermögens, z. B.

· Grund und Boden

· Finanzanlagen


Einfache Bewertungsfragen sollten auch in anderen Lernabschnitten eine Rolle spielen.

(Steuerliche Bewertungsvorschriften alternativ in Lernabschnitt 3, Steuerlehre)


Bewertung des abnutzbaren Anlagevermögens

· immaterielle Vermögensgegenstände 

. Software

. evtl. Geschäfts- oder 
  Firmenwert

· Gebäude
. lineare AfA
. degressive AfA 

· bewegliche Wirtschaftsgüter
. lineare AfA 
. geometrisch-degressive 
  AfA 
. Sonderabschreibung für 
  kleine und mittlere Betrie-
  be
. Bewertungsfreiheit bei
  GWG
Steuerliche Bewertungsvorschriften: vgl. Lernbereich „Spezielle Betriebslehre (Steuerlehre)“, dort: Lernab​schnitt 3: Einkommensteuer

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 9:
Abschlüsse nach Handels- und Steuerrecht (Bilanzsteuerrecht)




(Fortsetzung)

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht


Außerplanmäßige Abschreibungen für außergewöhnliche Abnutzungen

Bewertung des Umlaufvermögens

· Vorräte

. Durchschnittsbewertung

. Lifo-Verfahren

. Fifo-Verfahren
· Forderungen

. einwandfreie Forderungen

. zweifelhafte Forderungen

. uneinbringliche Forderun-
  gen

. Abschreibungsverfahren



Bewertungsbesonderheiten,

z. B.

· umgekehrte Maßgeblichkeit

· Wertbeibehaltung

· Wertaufholung bzw. Zuschreibung


Bilanzberichtigung, -änderung


Bewertung der Verbindlichkeiten

· Verfügungsbetrag

· Rückzahlungsbetrag

· Abschreibung des Damnums/Disagios z. B.

. bei Fälligkeitsdarlehen

. bei Ratendarlehen
· Fremdwährungsschulden



Bewertung der Entnahmen und Einlagen








Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 9:
Abschlüsse nach Handels- und Steuerrecht (Bilanzsteuerrecht)




(Fortsetzung)

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht





Rückstellungen nach Handels- und Steuerrecht darstellen und buchen
Passivierungspflicht in Handels- und Steuerbilanz für

· ungewisse Verbindlichkeiten (insb. Gewerbesteuerrückstellung)

· drohende Verluste aus schwebenden Geschäften

· unterlassene Instandhaltungen

· Gewährleistungen ohne rechtliche Verpflichtung

Rückstellungen als Finanzierungsinstrument

Rücklagen und Sonderposten mit Rücklagenanteil unterscheiden, letztere am Beispiel der Rücklage für Ersatzbeschaffung verstehen und buchen
Rücklagen

· Offene Rücklagen, z. B.

. Kapitalrücklage

. Gewinnrücklagen

· Stille Rücklagen (Reserven)

· Sonderposten mit Rücklagenanteil


Betriebswirtschaftliche Bedeutung von Rücklagen

Rücklage für Ersatzbeschaffung

Ansparrücklage

§ 6 b EStG



Den Jahresabschluß auswerten
Formelle Aufbereitung

· Gliederung der Bilanz und GuV nach gesetzlichen Vorschriften

· Gliederungszahlen


Fragen der Auswertung, Aufbereitung und Interpretation von Daten eines Jahresabschlusses sollten nicht erst am Ende des Rechnungswesenunterrichts stehen, sondern von Anfang an berücksichtigt werden.


Materielle Aufbereitung

· Bilanzanalyse

· Erfolgsanalyse

· Umsatzanalyse


Vgl. auch Lernabschnitt 10 (nachf.)

Arbeit mit Tabellenkalkulations- und Grafikprogramm im Rahmen einer integrativen EDV

Die Erstellung von Jahresabschlüssen von Personengesellschaften und GmbH nachvollziehen sowie Gewinnverteilungs- und Kapitalentwicklungstabellen aufstellen
Gesellschaftsabschlüsse

· Personengesellschaften

. Gewinnverteilung

. Kapitalentwicklung

· GmbH

. Rechnungslegungsvor-
  schriften

. Gewinnausschüttung
EDV-Einsatz: Tabellenkalkulation und Grafik

EK-Gliederung









Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernbereich:

Rechnungswesen/Controlling (Lerngebiet „Rechnungswesen“ gem. 


Rahmenlehrplan)

Lernabschnitt 10:
Betriebswirtschaftliche Auswertung

Zeitrichtwert:

25 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht



Hier Aspekte des Controllings (wieder) aufgreifen und integrieren.



Sachliche Abgrenzungen vornehmen
Ausgaben - Einnahmen

Aufwand - Ertrag

· betriebsfremde

· außerordentliche

· periodenfremde

Kosten - Leistungen

Kalkulatorische Kosten

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Außerordentliches Ergebnis

Jahresüberschuß - Jahresfehlbetrag


Diese Begriffe sollten möglichst schon eingeführt sein und könnten dann hier wieder aufgegriffen und systematisiert werden.

Die betriebswirtschaftliche Auswertung als Instrument der Kontrolle des betrieblichen Geschehens sowie als Grundlage künftiger Entscheidungen kennen und interpretieren
Innerer Betriebsvergleich

(Auswertung des Jahresabschlusses)

· Aufbereitung der Daten

· Ermittlung der Kennzahlen, z. B.:

. Rentabilität

. Cash flow


Diese Problemstellungen sollten schon frühzeitiger aufgegriffen werden; sie könnten dann hier ausdifferenziert, ergänzt und vertieft sowie angewendet werden.

Vgl. auch Lernabschnitt 9


Äußerer Betriebsvergleich

(Verprobung mittels steuerlicher Kennzahlen)

· wirtschaftlicher Umsatz

· wirtschaftlicher Wareneinsatz

· wirtschaftlicher Rohgewinn

. Rohgewinnaufschlag

. Rohgewinnsatz

· wirtschaftlicher Reingewinn

. Reingewinnsatz


Möglichkeiten der Darstellung von Daten kennen und Daten des Rechnungswesens mit Hilfe der Statistik auswerten und darstellen
Kennziffern aus dem

· betrieblichen Leistungsprozeß

· Jahresabschluß der Betriebe

Vergleich innerbetrieblicher Daten


Verfahren und Darstellungsmöglichkeiten der Statisitk sowie Aussagekraft von Statistiken

Möglichkeiten der Visualisierung durch grafische Darstellungen




Grafische Darstellungsformen
EDV-Einsatz





Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernabschnitt:

Integrierte Datenverarbeitung

Zeitrichtwert:

80 Unterrichtsstunden

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht

a) Anwendungssoftware in den Fächern des berufsbezogenen Unterrichts zielorientiert einsetzen und dabei Möglichkeiten und Grenzen des DV-Einsatzes kennen und beurteilen lernen



Die Datenverarbeitung ist in allen drei Lernbereichen des Unterrichtsfaches „Berufsspezifischer Unterricht“ integrativ zu berücksichtigen. Die o. g. Unterrichtsstunden sind entsprechend zu verteilen.

So lautet das entsprechende allgemeine Lernziel (siehe Abschnitt 1.3):



Textverarbeitung

Textverarbeitungssyteme zur Lösung kaufmännischer Probleme einsetzen


z. B. Texte eingeben, laden, speichern, ausdrucken
„Die Schülerinnen und Schüler sollen über Einsatzmöglichkeiten integrativer Datenverarbeitungssysteme bei wirtschaftlichen Problemstellungen (siehe AWL), bei der Lösung

Tabellenkalkulation

Grundoperationen bei der Bearbeitung kaufmännischer Aufgaben beherrschen


Tabellen mit Texten, Werten, Formeln und Funktionen
steuerrechtlicher Probleme (siehe SBL/Steuerlehre) und im Rechnungswesen (siehe Rechnungswesen/Controlling) informiert sein.“

Geschäftsgrafik

Geschäftsgrafiken unterstützend bei der Bearbeitung kaufmännischer Aufgaben einsetzen


Grafiken in unterschiedlichen Darstellungsarten und Maßstäben


Datenbanken

Grundoperationen für die Bearbeitung kaufmännischer Aufgaben nutzen


Grundbegriffe wie Datenarten, Datenfeld, Datensatz, Datei, Dateistruktur

z. B. Eingabe, Löschung, Änderung, Selektion, Sortieren, Ausgabe von Daten




b) Berufsbezogene Aufgaben mit Hilfe von Standardsoftware lösen


Systemvoraussetzungen, z. B.

· DV-Konfiguration

· Betriebssystem/Benutzer​oberflächen

· Datennetze/Datenfern​übertragung

Anwendung, z. B.

· Gewinnverteilung, Finanzierungsplan

· Rechtsbehelfe

· Betriebswirtschaftliche Auswertungen

· Personaldatei




Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lernabschnitt:

Integrierte Datenverarbeitung 




(Fortsetzung)

Lernziele
Lerninhalte
Hinweise zum Unterricht

c) Berufsbezogene Aufgaben mit Hilfe von branchenspezifischer Software lösen


Anwendung, z. B.

· Lohn- und Gehaltsabrechnungen

· Finanzbuchhaltung

· Steuerberechnung




d) Wesentliche Bestimmungen des gesetzlichen Datenschutzes auf berufsspezifische Fälle anwenden


Ziele des Datenschutzes

Schutzbedürftige Daten

Rechtliche Regelung
Vgl. auch Lernbereich „Allgemeine Wirtschaftslehre“, dort: Lernabschnitt 2: Arbeitsrecht und soziale Sicherung

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

3
Ausgewählte Lehr-Lern-Arrangements

Überblick über die nachfolgend vorgeschlagenen Lehr-Lern-Arrangements:

3.1
Umgang mit Rechtsnormen - Fallstudienarbeit


Seite   46 -   78

3.2
Grenzüberschreitende Warenlieferungen und deren Buchungen
Seite   79 - 105

3.3
Die sieben Einkunftsarten des EStG 



Seite 106 - 118


(ein Unterrichtsentwurf von Anne Pharrherr)

3.4
Leasing- und Kreditfinanzierung




Seite 119 - 148

3.5
Anhang: Ausgewählte Fachliteratur und Medien, 


insbesondere zur „Steuerlehre“




Seite 149 f.


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

3.1

Umgang mit Rechtsnormen - Fallstudienarbeit

I
Vorüberlegungen zur Fallstudienarbeit

Das Arbeiten mit Fallstudien zielt methodisch darauf, Einsichten in Entscheidungsprozesse zu vermitteln und damit selbständige Entscheidungsfindungen vorzubereiten. In der Möglichkeit, in selbständigen Gruppen Alternativen zu diskutieren und Denkvorgänge zu versprachlichen, fördert die Fallstudienarbeit den Teamgedanken. Nach dem exemplarischen Prinzip sind die Fallstudien so auszuwählen und zu gestalten, daß sie sowohl exemplarisch für eine Sache wie für eine Person sind.

In Anlehnung an REETZ (1988) sind die bestimmenden Faktoren für die Fallstudienkonstruktion: Situationsbezug, Faßlichkeit, Bedeutsamkeit, Wissenschafts- und Handlungsbezug; bei Konkurrenzbeziehungen hat im Zweifelsfall die Faßlichkeit oberste Priorität.

Das Spektrum zwischen Fallstudien ohne direkte und mit detaillierten Lösungshilfen ist weit. Sie setzen an unterschiedlichen Stufen eines Entscheidungsprozesses an und wollen verschiedene Ebenen besonders betonen. Die wichtigsten Spielarten sind dem folgenden Schema zu entnehmen:

Methode
Information
Aufgabe/

Problemfindung
Problemlösung



1
Entscheidungsfall
vollständige Information gegeben
Problem wird genannt
Problemlösung zur Aufgabe gestellt

2
Informationsfall
unvollständige bzw. keine Information Daten werden vom Diskussionsleiter erfragt
Problem wird genannt
Problemlösung zur Aufgabe gestellt

3
Untersuchungsfall
keine Information gegeben

Daten werden durch Betriebsuntersuchung gewonnen
Problem wird genannt
Problemlösung zur Aufgabe gestellt

4
Problemfindungsfall
vollständige Information gegeben
Problem nicht genannt

Problem muß gefunden werden
Problemfindung und -lösung zur Aufgabe gestellt

5
Beurteilungsfall
vollständige Information gegeben
Problem wird genannt
Problemlösung von vornherein gegeben oder nach Selbstlösung nachträglich gegeben

Erstellt nach: AHL, P.: Möglichkeiten und Grenzen der Fallmethode im Betriebswirtschaftskundeunterricht an der kaufmännischen Berufsschule. In: PILZ; R.: (Hrsg.): Wirtschaftslehre, S. 122


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Der Verlauf von Fallstudien läßt sich grob in folgende Phasen gliedern; dabei bieten sie weitere Einsatzmöglichkeiten handlungsorientierter Methoden:

1.
Konfrontation:
Klärung eines Sachverhaltes nach Bekannt-
Moderation

    Ziel:
machung mit dem Fall
Pro & Contra


Erfassen der 
Problemfindung
Falltechnik


Problem- und Ent-
Leitfragen für Informationssuche
Kartenabfrage


scheidungssituation
(Lösungshypothesen)

2.
Information:
Bereitstellen/Beschaffen aller Informationen

Erkundung


Ziel:

Befragung


Entscheidungs-

Experten-


notwendige Infor- 

hearing


mationen beschaffen 

Brainstorming


und bewerten

3.
Exploration:
Informationsauswertung


Ziel:
Entwickeln, Diskussion, Auswahl von 
Diskussionen


Denken in Alter-
Alternativen


nativen

4.
Resolution:
Vor-, Nachteile, Konsequenzen der Alternativen


Ziel:
Entscheidung für optimale Lösung


Vergleichen und Be-


werten von Alterna-


tiven

5.
Disputation:
Vorstellen, Diskussion, Verteidigung der Lösung
Präsentation


Ziel:
Aufdecken falscher Sichtweisen und Schlüsse


Argumentative Ver-


teidigung einer Ent-


scheidung

6.
Kollation:
Soll-Ist-Vergleich


Ziel:
Weiterführende Sachdiskussionen
Rollenspiele


Abwägen der 


Interessenzu-


sammenhänge

Erstellt nach: KAISER, F.-J.: Grundlagen der Fallstudiendidaktik - Historische Entwicklung - Theoretische Grundlagen - Unterrichtliche Praxis. In: Die Fallstudie, hrsg. von F.-J. KAISER, Bad Heilbrunn 1983

REETZ, L.: Fälle und Fallstudien im Wirtschaftslehre-Unterricht. In: Wirtschaft und Erziehung, Heft 5, 1988, S. 148 ff.

STEINMANN, B.: Verankerung von Methoden in einem auf ökonomische Handlungskompetenz ausgerichteten Curriculum. In: Handlungsorientierte Methoden in der Ökonomie, hrsg. von STEINMANN/ WEBER, Neusäß 1995 

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Zur Absicherung einer begründeten Rechtsauffassung erscheint es sinnvoll, Fälle nach einer strengen Systematik zu lösen; dabei soll hier eine Falltechnik mit folgenden vier Schritten Anwendung finden:

(1)  Sachverhalt: 
Aufdeckung von „Unklarkeiten“, ohne eigenmächtige Fallerweite-
rung


(2)  Rechtsnorm: 
Herausfinden des einschlägigen Paragraphen als Anspruchsgrund-
lage, wobei eine zu erarbeitende Gesetzessystematik hilfreich sein 
kann


(3)  Subsumtion: 
Unterbringung der erheblichen Sachverhaltsbestandteile 
(Tatsachen) unter sämtliche Tatbestandsmerkmale der Norm 


(4)  Rechtsfolge: 
Formulierung der von der Norm vorgesehenen Lösung des Pro-
blems

Rechtsunterricht im Sinne der beschriebenen Vorgehensweise erhält damit gleichsam drei Dimensionen, die die sach-, methoden- und sozialkompetente Bearbeitung steuerlicher Fälle rechtssicher zulassen.

Die „Arbeitsschritte bei Fallstudien“ bieten in diesem Konzept den organisatorischen Rahmen - gleichsam das unterrichtsmethodische Fundament der gesamten Fallstudienarbeit.


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

II
Vorüberlegungen zum Rechtsunterricht

Der fächerübergreifende Rechtsunterricht in Klassen für Steuerfachangestellte zielt nicht auf eine juristische Ausbildung im Sinne der „Vermittlung einer juristischen Halbbildung“. Es geht vielmehr um:

· Beseitigung der Rechtsfremdheit

· abgewogenes Urteil

· positive Einstellung zur Grundordnung bei

· gleichwohl kritischer Haltung

Auf diesem Hintergrund soll die bzw. der Auszubildende die Kompetenz erlangen, im Rahmen der Berufstätigkeit Rechtsprobleme treffend zu formulieren, Rechtsvorschriften zielsicher aufzufinden, zu interpretieren und in konkreten Situationen richtig anzuwenden.

„Entlang konkreter Problemlagen“ (DAUENHAUER) bietet sich zur Realisierung eine „Vierstufenstrategie“ an (Felix v. CUBE):


1 Problem:
Fälle - Fallketten - Falltechnik


2 System:
Aufbau verschiedener Rechtsbereiche


3 Anwendung:
Angemessene Lösung vorgegebener Fälle und Transfer auf



weitere Fälle des Rechtsbereiches (Beseitigung unbefangener



Einstellung zu Rechtsproblemen - Kein „Fall liegt ganz klar!“)


4 Kritik:
Keine bloße Abwertung, sondern Grundhaltung, die durch Ver-



gleichen und Bewerten Sinnvolles erkennt und Unsinniges als



entwicklungsbedürftig bloßstellt

Diese Strategie erhebt keinen Vollkommenheitsanspruch. Ihre Bewährung leitet sich aus einer konsequenten Begründung ab:

Konkrete Fälle haben Motivationswert, Fallketten mit gemeinsamem Kern ermöglichen die Ableitung des Systems eines Rechtsbereiches. Die nunmehr bekannten Regelungen erleichtern die Beurteilung und Lösung weiterer Fälle in der Anwendung. Der wachsende Überblick dehnt sich langsam auf alle im Rahmenlehrplan vorgesehenen Rechtsgebiete aus und erlaubt eine Analyse erster Auswirkungen auf andere berufsspezifische Lernbereiche. Damit entsteht eine Grundlage für Kritik, zunächst im jeweiligen Rechtsbereich, dann in integrativen Rechtsbeziehungen und schließlich für betriebs- und volkswirtschaftliche Probleme. Kritik wird dabei nicht als bloße Abwertung verstanden, sondern als Haltung, die Bewährtes erhalten und Unsinniges als entwicklungsbedürftig bloßstellen will.

Literatur: CUBE, Felix von: Rechtsunterricht in der Schule. In: Politische Bildung - Recht und Erziehung, hrsg. von ADAMSKI, München 1986, S. 260 ff.


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

III
Curriculare Einordnung

1
Zeitbedarf

16 Unterrichtsstunden (8 Doppelstunden)

Der scheinbar hohe Anteil am gesamten Stundenkontingent rechtfertigt sich aus der beabsichtigten „Schlüsselwirkung“ des integrativen Ansatzes für alle berufsbezogenen Lerngebiete des Rahmenlehrplans.

2
Bezug zur Klasse

Die Planung erfolgt für Auszubildende des Ausbildungsberufes Steuerfachangestellter/Steu​erfachangestellte des ersten Ausbildungsjahres als Einführungs- bzw. Anfangsunterricht. Vorkenntnisse in Bezug auf die Arbeitstechnik im Umgang mit Rechtsnormen werden nicht unterstellt. Gleichwohl wird davon ausgegangen, daß die Schülerinnen und Schüler „Recht“ als Bestimmungsfaktor ihres zukünftigen Berufes antizipieren; die Unterrichtseinheit kann Motivationswert bezüglich dieser Erwartungshaltung haben.

Bei häufig sehr inhomogenen Klassenzusammensetzungen erscheint es sinnvoll, bestimmte Arbeitstechniken und Sozialformen abzusichern und zu üben.

3
Bezug zum Rahmenlehrplan (RLP)

Der Rahmenlehrplan (Berufsbezogene Vorbemerkungen, S. 3) zielt auf, „... eine breit fundierte Handlungskompetenz ... unter besonderer Beachtung der für diesen Ausbildungsberuf wichtigen rechtlichen Rahmenbedingungen ...“.

Der methodenkompetente Umgang mit diesen „rechtlichen Rahmenbedingungen“ steht im Mittelpunkt der Unterrichtseinheit. Die behandelten Themen sind übergreifend allen berufsbezogenen Lerngebieten des RLP entnommen. Sie entstammen vorwiegend dem 1. Ausbildungsjahr; gleichwohl werden bewußt Inhalte anderer Ausbildungsjahre beispielhaft herangezogen, womit

· einmal die Erschließungsfunktion des methodischen Ansatzes für das gesamte Lerngebiet unterstrichen und

· zudem lernpsychologisch eine festigende Wiederholung bei später fachsystematischer Vorgehensweise ermöglicht 

wird.

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Im einzelnen ergeben sich für diese Unterrichtseinheit folgende übergreifende Bezüge zum RLP (Numerierung gem. RLP):

Arbeitstechnik: Umgang mit Rechtsnormen



Allgemeine Wirtschaftslehre


Steuerlehre
Rechnungswesen

1. Rechtliche Rahmenbedin-
    gungen der Wirtschaft

· öffentliches/privates Recht (Vertragsfreiheit)

· Rechtsquellen
1. Grundlagen des allgemeinen Steuerrechts

· öffentlich-rechtliche Abgaben, Steuern/steuerliche Nebenleistung

· steuerliche Vorschriften





2. Umsatzsteuer


2. Buchführungs- und Aufzeichnungsvorschriften, 
z. B. nach AO, UStG, EStG, EStDV



3. Handels- und Gesell-
    schaftsrecht

· Voll-/Minderkaufmann
3.  Einkommensteuer

· Wirtschaftsjahr

· Betriebseinnahmen, -aus​gaben





8.  Abgabenordnung

· Folgen der Fristversäumnis
8.  Buchungen im Steuerbereich

· Steuerliche Nebenleistung



Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

4
Lernziele

Prozeßorientierte Lernziele

Neben den in Abschnitt 1.3 bereits formulierten prozeßorientierten Lernzielen werden hier insbesondere angestrebt:

Die Schülerinnen und Schüler sollen

· die Bereitschaft entwickeln, konkrete Sachverhalte grundsätzlich auf der Grundlage rechtlicher Vorschriften zu beurteilen und damit eine gewisse rechtliche Unbefangenheit ablegen

· die Falltechnik als Schlüsselqualifikation im Umgang mit Rechtsnormen (an)erkennen und für sich nutzbar machen

· Strukturen erkennen und selbständig veranschaulichen

· mit dem Gedanken vertraut werden, daß die Falltechnik auch zu systematischen Strukturen führt, die es erleichtern, zukünftige Steuerrechtsänderungen zu bewältigen 

· die Bereitschaft fördern, publizierte Sachaussagen fachkompetent zu überprüfen und nicht kritiklos „hinzunehmen“

· Arbeitstechniken bei der Auswertung von Karikaturen und Texten anwenden

· Diskussionsregeln anwenden

· Informationen sachgerecht auswerten und in eigenen Beiträgen verarbeiten

Ergebnisorientierte Lernziele

Die Schülerinnen und Schüler sollen

· den Aufbau von Einzelvorschriften hinsichtlich Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen erklären

· öffentliches und privates Recht unterscheiden

· Gesetze und Durchführungsverordnungen von Verwaltungsanweisungen und Urteilen unterscheiden können

· Analogie und Umkehrschluß in einfachen Fällen anwenden können

· Steuern und steuerliche Nebenleistungen kennen

· ein Prüfdiagramm zu einem Grundsystem der Besteuerung entwickeln

· die Falltechnik an ausgewählten Fällen anwenden

· das System der Umsatzsteuer/Vorsteuer nach Vorlage ableiten

· eine Fallstudie zum Wirtschaftsjahr mit Hilfe verschiedener Rechtsgrundlagen selbständig lösen


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

5
Unterrichtsverlauf

Unterrichtsphasen
Methodische Hinweise




1. Unterrichtseinheit: Steuerbegriff

A
Steuerbegriff



A1
Einstieg: Aus dem Abgabendschungel: 

       „Tiger sind auch Katzen“


Karikatur und M1:

· Sch. bearbeiten Arbeitsaufträge i. V. m. M1

· Gemeinsames Gespräch über Karikatur in Anlehnung an M1



A2
Kein Unterschied: „Steuern sind 
       Abgaben“


Textanalyse M2:

· Sch. bereiten Arbeitsauftrag vor

· freiwilliger Vortrag eines Arbeitsergebnisses mit anschl. Diskussion



A3
Überprüfung der Textaussagen


Planung der weiteren Arbeit: 

· Tätigkeitskatalog

· Informationverarbeitung

· Präsentation der Gruppenergebnisse

· Vergleich mit Musterlösung: Folie/TA 1
(TA für Tafelanschrieb)




B
Steuerliche Nebenleistungen als Charakteristikum für „öffentliches Recht“




B1
Einstieg: Öffentliches und privates Recht
S
Situation: 2 Fälle zum öffentlichen und privaten Recht


· Kleingruppenbildung

· Information (Buch/Gesetz): Umgang mit Rechtsnormen, M3

· Präsentation, Begründung, Vertretung der Gruppenergebnisse

· Vergleich der Ergebnisse und Absicherung von M3 (Umgang mit Rechtsnormen): Folie/TA 2-2a/3/4



B2
Umgang mit Rechtsnormen 


(Konfrontation: „gelenkte Fallstudien“


(Information


(Exploration: Alternativen


(Resolution: Entscheidung


(Disputation: Ergebnis


(Kollation: Abweichung
3 Fälle zu steuerlichen Nebenleistungen

· Gruppenarbeit (M3

· Umgang mit Rechtsnormen und Transfer auf AO

· Diskussion der Alternativen, M4

· treffen und formulieren

· präsentieren, begründen, vertreten

· Abweichungsanalyse

· Lösungsvorschlag, Folie/TA 5/6, TA 7: Arbeitsschritte für Fallstudienarbeit


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Unterrichtsverlauf

2. Unterrichtseinheit: Systemgedanke im Steuerrecht



C
System der Besteuerung am Beispiel der „Bartsteuer“



C1:
Fallstudien zur Einführung der 

Bartsteuer (BartG) in Hamburg

C2:
Gemeinsame Entwicklung eines 

Prüfdiagramms zum Steuersystem 
Fallkette zum BartG vom 01.04.95 (Entwurf)

Ablauf der Fallstudienarbeit (s. o. B2)

Folie/TA 8




D
Systemgedanke in der Umsatzsteuer 




( Konfrontation


( Fallstudienarbeit (s. o.)
Fall für Gruppenarbeit (USt-System)

Folie/TA 9 - 10

Der Übergang von der „einfachen Fallmethodik“ auf deren Anwendung im komplexen USt-System erfordert eine sehr sorgfältige Nachbereitung (Kollation).



3. Unterrichtseinheit: Vertiefung, Anwendung



E
Analogie und Umkehrschluß



E1:
Hilfe - Das Gesetz hat Lücken!!!


( Konfrontation


( Fallstudie (s. o.)
Karikatur/2 Fälle

Folie/TA 11



E2:
Unternehmer Spritzig will das 

Wirtschaftsjahr wechseln


( Konfrontation


( Fallstudie (s. o.)


Fallstudie zur Einbeziehung von EStDV und EStR

Lösungsvorschlag




Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

6
Unterrichtsmaterialien

Aus dem Abgabendschungel: „Tiger sind auch Katzen“

Karikatur:

„Kein Unterschied: Steuern sind Abgaben

Mit höheren Abgaben will der Kanzler die Bürger belasten, nicht etwa mit Steuern - die Diskussion ist voll entbrannt. Was sich hinter den Begriffen verbirgt sieht so aus:

Abgaben sind die Gelder, die der Bürger dem Gemeinwesen zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben zur Verfügung stellen muß. Die wichtigste Abgabenart stellen die Steuern dar. Ferner erhebt der Staat Gebühren und Beiträge. Die Steuern unterscheiden sich von den anderen Abgaben dadurch, daß ihnen keine bestimmte Gegenleistung gegenübersteht.

Gebühren sind Vergütungen für Handlungen der Verwaltung, zum Beispiel für das Ausstellen eines Reisepasses, sowie für die Benutzung öffentlicher Einrichtungen. Beiträge sind Abgaben zur Abgeltung besonderer Vorteile, zum Beispiel Straßenanliegerbeiträge. 

Das allgemeine deutsche Steuerrecht ist in der Abgabenordnung enthalten. In ihr findet sich auch die allgemeine Definition für Steuern: „Steuern sind Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft. Die Erzielung von Einnahmen kann Nebenzweck sein.“ Zu den Steuern im Sinne der Abgabenordnung zählen auch die Zölle und Abschöpfungen. 

Das heißt: Alle Steuern sind Abgaben, wenn auch nur wenige Steuerarten den Begriff „Abgabe“ im Namen tragen, so die im Grundgesetz vorgesehene Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und Körperschaftsteuer, oder die Spielbankenabgabe. 

In der Wahlkampfdiskussion über Steuern und Abgaben werden letztere oft mit Sonderabgaben verwechselt, die laut Bundesverfassungsgericht nicht für die allgemeinen Staatsausgaben verwendet werden dürfen. Sie müssen einem bestimmten Zweck dienen, zum Beispiel der Verminderung der Umweltbelastung durch Kohlendioxid, und müssen zeitlich begrenzt sein. Der Gesetzgeber muß deshalb in angemessenen Abständen prüfen, ob die (Sonder-)Abgabe aufrecht erhalten werden kann“ (Handelsblatt vom 20.11.1990).

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsaufträge:

(1)  Welche Aussage verbirgt sich hinter der obigen Karikatur?

Bevor Sie diese Frage voller Tatendrang angehen, lesen Sie sich bitte beiliegendes Informationsblatt zum Umgang mit Karikaturen (M1) durch.
Fertigen Sie sich ggf. Notizen für ein gemeinsames Gespräch.

(2)  Der kommentierende Text „beleuchtet“ die fachbegriffliche Seite des karikierten Pro-
 blems.

(a)
Auch hier sollten Sie sich vorab (ggf. wiederholend) mit den Arbeitsschritten bei der Bearbei-

tung von Texten vertraut machen. Schlüsselfragen können Ihnen bei der Erschließung des

Sachtextes behilflich sein.
(b)
Strukturieren Sie den Inhalt des Textes so, daß die Zusammenhänge für Sie merkbar werden 
und Sie sie Ihren Klassenkameradinnen und Klassenkameraden verständlich machen können.

Es wäre schön, wenn Sie sich freiwillig bereit fänden, Ihr Arbeitsergebnis vorzustellen und zu

verteidigen.

(3)  Für die Steuerfachangestellten gehören die beschriebenen Begriffe zum täglichen Handwerkszeug.

Überprüfen Sie bitte anhand des § 3 AO und der beiliegenden Textinformation die Richtigkeit der untersuchten Aussagen.

Teilen Sie dazu die Klasse in zwei Gruppen und halten Sie schriftlich fest, wer bis wann welche Aufgaben zu erledigen hat (Tätigkeitskatalog).


Hinweis:
Zusammen mit dem Vortrag der Arbeitsergebnisse und der Abstimmung mit einer Musterlösung sollten 90 Minuten nicht überschritten werden.


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Karikaturen


M1

Karikaturen zielen auf den Kern eines (aktuellen) Problems, sie thematisieren eine grundlegende These. Daneben verknüpfen sie häufig das wirtschaftliche Problem mit dem politischen Handeln. Sie verdeutlichen damit sowohl die persönliche Situation des Handelnden als auch die zur Lösung anstehende Aufgabe. Dabei gelingt es ihnen immer wieder, die Interessengegensätze wirtschaftlicher Handlungs- und Entscheidungsfelder aufzudecken.

Grundsätzlich lassen sich drei Arten von Karikaturen unterscheiden:

(1)  Deskriptive Karikatur:
Sie verzichtet auf jede Form der Übertreibung und ist 

wirklichkeitsgetreu gezeichnet.

(2)  Kommentierende Karikatur:
Eine solche Karikatur beschreibt nicht, sie urteilt. In über-



spitzter, oft ironischer Weise soll etwas bloßgestellt, ent-



larvt werden.

(3) Agitatorisch-propagan-
In ihr wird der Gegner in übersteigerter Emotionalität er-

     distische Karikatur
niedrigt, verhöhnt, verächtlich gemacht. Sie beschreibt 



und analysiert nicht; sie ist ein Kampfmittel, das Ängste

wachruft und zum Handeln auffordert.
Ziel der Arbeit mit Karikaturen ist die Aufdeckung ihrer Thesen.

In Anlehnung an die frühere Propagandaforschung (Laswelsche Formel: „Wer sagt was zu wem auf welchem Kanal und mit welcher Wirkung?“) erscheinen bei Karikaturen folgende Leitfragen (nach KOCHENDÖRFER: Arbeitsmittel im Wirtschaftslehreunterricht V: Der Einsatz von Karikaturen. In: Wirtschaft und Gesellschaft im Beruf, Heft 4, 1995) empfehlenswert:

Leitfragen zur Auswertung von Karikaturen

Aussage (WAS?)
Was sieht man?

Welches Problem/Ereignis ist dargestellt?

Welche Personen sind zu erkennen?

In welchen Lebenssituationen?

Welcher Widerspruch wird aufgedeckt?

Stil (WIE?)
Was fällt besonders auf?

Welche Mittel verwendet die Karikatur?

Auf welche Weise spricht sie uns an?

Sender (WER?)
Wer hat die Karikatur gezeichnet?

In wessen Diensten?

Was ist über die karikierende Person bzw. ihren Auftraggeber bekannt?

Welche Ziele verfolgt die Karikaturistin bzw. der Karikaturist?

Welche bzw. wessen Partei ergreift sie bzw. er?

Zeit/Ort (WANN?/WO?)
Wann ist die Karikatur entstanden? Wo ist sie entstanden?

Was wissen wir aus anderen Quellen über diese Zeit?

Intention (WARUM?)
Was will die Karikatur erreichen?

Wen/Was greift sie an und warum tut sie das?

Wirkung (WELCHE?)
Welche Emotionen löst die Karikatur aus?

Wie wirkt die Karikatur (auf Zeitgenossen, auf uns, auf andere?)

Weg (KANAL)
Wie wird die Karikatur verbreitet (Zeitung, Fernsehen usw.)?

Wem gehört das Kommunikationsmittel?

Wer entscheidet über die Plazierung der Karikatur?


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Textanalyse

M2

Bei der Textanalyse tritt an die Stelle der reinen Stofforientierung die Problemorientierung. Dabei gehört zu der interpretierenden Verarbeitung des Textes auch die Analyse des Hintergrundgeschehens.

Brauchbare Ergebnisse bei der Arbeit mit Textquellen erfordern ein streng methodisches Vorgehen.

1)  Arbeitsschritte bei der Sammlung und Auswahl von Texten

(1)  Textquellen suchen:
· Welche Schlagworte sagen etwas zu meinem Thema?

· Wo finde ich Texte zu meinem Thema (Schulbücher, Bücherei, IHK, Bundesbank, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände usw.)?

· Wie komme ich an die Texte heran?

· Tätigkeitskatalog

(2)  Textquellen sichten/
  Eignung feststellen:
· Texte überfliegen - Zusammenfassungen lesen

· Begriffe/Fremdwörter klären

· Wichtige Informationen herausschreiben (Karteikarten)

· Ggf. Kopien anfertigen

(3)  Texte auswählen:
· Gesichtete Texte der Gruppe kurz vorstellen

· Festlegung des Materials für weitere Arbeit

· Tätigkeitskatalog zur Textbearbeitung

2)  Arbeitsschritte bei der Bearbeitung von Texten

(1)  Überblick verschaffen:
· Zügig lesen

· Gliederung erfassen

· Markieren

(2)  Begriffe/Fremdwörter klären:
· Nachschlagen

· Notieren

(3)  Text begreifen:
· Gründlich lesen - Erläuterungen beachten (Schaubilder, Statistiken usw.)

· Aussagen zwischendurch überdenken, ggf. erneut lesen

(4)  Informationen notieren:
· Themenbezogene Informationen übersichtlich für Präsentation festhalten


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Textanalyse
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3) Schlüsselfragen zur Erschließung von Textquellen

Eine Orientierung an einem System von Schlüsselfragen erscheint sinnvoll.

Fragen zum

Autor:

WER?
Politische, wirtschaftliche, wissenschaftliche Stellung,




sozialer Hintergrund

Fragen zum 

Text:

WAS?
Inhaltsangabe: Welche Argumente stehen im Vorder-




grund? Was wird verschwiegen?




WA-
Welches sind Anlaß und Absicht des Textes?



RUM?
Welche ökonomischen, politischen usw. Ziele verfolgt




der Autor?




WIE?
Wie ist die Form der Quelle? - Äußere Stilelemente




(Zeitungsartikel, Rede, Vertrag usw.)

Fragen zum

Leser:

WEM?
Empfänger: Öffentlichkeit, Freunde, Behörde, Beleg-




schaft, Klassenkameraden, Vertragspartner



WOZU?
Zweck und Absicht des Textes: Anweisung,




Empfehlung, Bitte, Information, Propaganda

Literaturquelle: KOCHENDÖRFER: Arbeitsmittel im Wirtschaftslehreunterricht II: Der Umgang mit Textquellen. In: Wirtschaft und Gesellschaft im Beruf, Heft 6, 1994


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Abgaben







Folie/TA 1


Abgaben




§ 3 AO









Steuern

Steuerliche

Gebühren
Beiträge





Nebenleistungen

· Geldleistungen

· ohne Gegenleistung
· Verspätungszuschlag

· Zinsen


· in Höhe der Kosten 
· als Anteil an den Kosten

· öffentlich-rechtliches Gemeinwesen

· Einnahmenerzie​lung
· Säumniszuschlag

· Zwangsgelder

· Kosten
· in Höhe der tatsächlich in Anspruch genommenen Gegenleistung
· als Anteil an der zustehenden (nicht unbedingt in Anspruch genommenen) Gegenleistung

· Tatbestand





ohne (direkt zurechenbare)



Gegenleistung



mit Gegenleistung


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Situation: 2 Fälle zum öffentlichen und privaten Recht

(I)  Helga, Horst und Peter möchten nach bestandener Abschlußprüfung eine vierwöchige Reise nach Kanada unternehmen. Man einigt sich auf folgende Punkte:


1. Jeder zahlt 6.000,00 DM in die gemeinsame Reisekasse.


2. Flug von Frankfurt a. M. nach Toronto soll bei der Lufthansa gebucht werden.


3. Dauer der Reise vom 01. bis 31. August.


4. Rundreise durch Kanada mit einem zu mietenden Wohnmobil; die genaue 

    Reiseroute wurde noch nicht festgelegt.

Horst, der weiß, daß es früher bereits zu erheblichen Meinungsverschiedenheiten über gemeinsame Pläne und geschlossene Vereinbarungen kam, möchte alle wichtigen Beschlüsse dieser Gruppe gerne klar und eindeutig schriftlich niederlegen.

(II)  Bei der Durchsicht ihrer Unterlagen stößt Sandra Schäfer am 10. Juli 02 auf einen Brief vom Finanzamt, an dessen Eingang vor etwa einem Monat sie sich dunkel erinnert. Er enthält den ESt-Bescheid für das Vorjahr mit der Aufforderung, bis zum 02. Juli 02 1.832,00 DM ESt nachzuzahlen. Um Unannehmlichkeiten wegen des versäumten Zahlungstermins zu vermeiden, entschließt sich Frau Schäfer, unverzüglich den zuständigen Sachbearbeiter aufzusuchen. „Ein vertrauliches Wort unter vier Augen hat bisher immer geholfen!“, ist sie überzeugt.



Aufgaben zu Handlungsmöglichkeiten

(1) Überzeugen Sie die Reisegruppe vom Vorteil einer vertraglichen Regelung ihres Vorhabens. Entwerfen Sie dann einen Gesellschaftsvertrag und gehen Sie dabei auf folgende Punkte ein. Sollten Ihnen einige davon unbekannt oder unklar sein, versuchen Sie vorab eine Klärung mit Hilfe des Buches. 


§ 1: Mitglieder der Gruppe


§ 6: Art der Beschlußfassung


§ 2: Zweck des Zusammenschlusses

§ 7: Haftung


§ 3: Beiträge der Mitglieder


§ 8: Bereits gefaßte Beschlüsse


§ 4: Entscheidungsberechtigte

§ 9: Kündigungsmöglichkeit


       (Innenverhältnis)


        (Zeitraum, finanzielle Folgen)


§ 5: Vertretung (Außenverhältnis)



(2) Wie schätzen Sie den Verhandlungsspielraum von Frau Schäfer mit dem Sachbearbeiter beim Finanzamt ein? Begründen Sie Ihre Antwort mit Hilfe der §§ 3, 240 AO und des Blattes M3.

(3) Untersuchen Sie (ggf. in der Gruppe) die Frage, worin Gemeinsamkeiten und Unterschiede der beiden Situationen zu sehen sind. Überlegen Sie sich, wie Sie die Ergebnisse dieser Arbeit „merkbar“ machen können.

(4) Sammeln Sie verschiedene Rechtsgebiete und ordnen Sie sie übersichtlich (z. B. in T-Kontenform) zu.




Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Rechtsanwendung: Umgang mit Rechtsnormen




M3

Bei der Rechtsanwendung sollte man immer die notwendige Selbstdisziplin aufbringen, jeden noch so kleinen Fall nach einer strengen Lösungssystematik zu behandeln, damit diese Systematik im Laufe der Zeit selbstverständlich wird.

Die Vorgehensweise vom Problem zur Systematik ermöglicht die Anwendung und schließlich den Übergang zur kritischen Auseinandersetzung mit dem Gesetzeswerk.

Arbeitsschritte bei der Gesetzesanwendung:


 (1)
Sachverhalt:
Rudi stellt aus Übermut seinem Freund

  
Evtl. Unklarheiten aufdecken -
Reinhard ein Bein; dieser fällt und bricht


keine eigenmächtigen Faller-
sich den linken Arm. Ihm entstehen Arzt-


weiterungen

kosten in Höhe von 3.500,00 DM, die er




von Rudi ersetzt haben möchte.


 (2)
Rechtsnorm:
§ 823 BGB (Schadenersatzpflicht)

Einschlägige Paragraphen als
„(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das 


Anspruchsgrundlage heraus-
Leben, den Körper, die Gesundheit, die


finden - Struktur des jeweiligen
Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges


Gesetzes ist zu erarbeiten.
Recht eines anderen widerrechtlich ver-




letzt, ist dem anderen zum Ersatz des 




daraus entstandenen Schadens ver-




pflichtet.“


 (3)
Subsumtion:
Tatbestandsmerkmale


Die Tatsachen des Sach-
„wer“
- Rudi


verhaltes unter alle Tatbe-
„fahrlässig“
- Vernachlässigung der


standsmerkmale der Rechts-

  Sorgfaltspflicht aus 


norm „unterbringen“

  Übermut




„Körper“
- der linke Arm




„dem anderen“
- Reinhard




„widerrechtlich“
- ohne Rechtfertigung





  (Übermut)




„verletzt“
- Bruch des linken Armes




„Schaden“
- 3.500,00 DM Arztkosten


 (4) Rechtsfolge:
Rudi ist seinem Freund Reinhard zum Er-


  Die vom Gesetz vorge-
satz des Schadens i. H. v. 3.500,00 DM 


  sehene Lösung des Problems
verpflichtet.

  formulieren




Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Rechtsanwendung: Umgang mit Rechtsnormen




M3

Läßt sich ein Sachverhalt nicht eindeutig unterordnen, sind die Rechtsnormen nach ihrem Inhalt, Sinn und ihrer Bedeutung auszulegen. 

Ist ein Vorgang überhaupt nicht geregelt, müssen Rechtslücken geschlossen werden durch

· Analogien: Anwendung eines Tatbestandes auf einen ähnlichen Sachverhahlt oder

· Umkehrschluß: Was nicht verboten ist, ist erlaubt!

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Steuerliche Nebenleistung: Säumniszuschlag (§ 240 AO)


Folie/TA 2

Tatbestand mit

„Wird eine Steuer nicht bis zum Ablauf des

Tatbestandsmerkmalen
Fälligkeitstages entrichtet, so ist für




jeden angefangenen Monat der Säumnis




ein Säumniszuschlag von eins vom Hundert    Rechtsfolge



des auf hundert DM nach unten abge-




rundeten Steuerbetrages zu entrichten.“

Steuerliche Nebenleistung: Verspätungszuschlag (§ 152 AO)           Folie/TA 2a




„Gegen denjenigen, der seiner Verpflichtung




zur Abgabe einer Steuererklärung nicht oder




nicht fristgerecht nachkommt, kann ein




Verspätungszuschlag festgesetzt werden.“

Recht und Vertragsfreiheit






Folien/TA 3/TA 4

Folie/TA 3 „Recht“ und Folie/TA 4 „Vertragsfreiheit“: Die entsprechenden Übersichten finden sich in: GRYTSCH/KINTZEL: Betriebs- und Volkswirtschaftslehre. Rinteln 1996 (Merkur), insbes. S. 46 ff. Auf ein Abdrucken der beiden Übersichten wird hier verzichtet. Ähnliche Übersichten finden sich auch in anderen Fachbeiträgen.


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Umgang mit Rechtsnormen: Fälle zu den „steuerlichen Nebenleistungen“
Bearbeiten Sie die Aufgaben zu den folgenden Fällen in Gruppenarbeit.

Gehen Sie dabei folgendermaßen vor:

(1)  Tragen Sie zunächst alle erforderlichen Informationen zusammen.

(2)  Suchen Sie dann gemeinsam nach einer Lösung, die sich im Aufbau an den vier Schritten der Falltechnik orientieren sollte. ( Umgang mit Rechtsnormen (M3)

(3)  Legen Sie fest, wie und durch wen Ihr Arbeitsergebnis den anderen Gruppen vorgestellt werden soll. Denken Sie daran, daß komplizierte Zusammenhänge durch Veranschaulichung verständlicher werden können. Bereiten Sie sich dabei auch darauf vor, eventuell kritische Fragen zu beantworten.

Fall 1: Der steuerpflichtige Sam Lang hätte bis zum 31. Mai 01 seine Einkommensteuererklärung abgeben müssen. Da er in allem etwas langsam ist, gibt er auch diesmal seine Erklärung erst im Dezember des Jahres ab. Im anschließenden Steuerbescheid setzt das Finanzamt (FA) eine ESt von 12.450,00 DM fest.

Aufgaben:
(1) Welche steuerliche Nebenleistung wird durch diesen Vorgang berührt?

(2)  Nach welchem Paragraphen entscheidet das FA?

(3)  Leiten Sie die steuerliche Rechtsfolge aus dem gefundenen Paragraphen ab.
(4)  Muß das FA auf der Erhebung der hier einschlägigen steuerlichen Nebenleistung bestehen? Begründen Sie Ihre Antwort.
Fall 2: Der Unternehmer Willi Wuchtig hat seine USt-Voranmeldung (Monatszahler) für Monat Juli 01 am 02. August 01 fristgerecht abgegeben. Es ergab sich eine Zahllast für Juli 01 von 12.217,00 DM. Entgegen der Regelung in § 18 UStG reicht er einen Scheck über diesen Betrag erst am 12. Dezember 01 beim FA ein.

Aufgaben:
(1) Welche steuerliche Nebenleistung wird durch den Vorgang berührt?

(2)  Nach welchem Paragraphen wird das FA entscheiden?

(3)  Leiten Sie die steuerliche Rechtsfolge aus dem gefundenen Paragraphen ab.
(4)  Suchen Sie nach Argumenten, warum die Schonfrist auf bestimmte Zahlungsmöglichkeiten beschränkt ist.
Fall 3: Die Boutiquebesitzerin Alba Moda und ihr Ehemann Otto aus Göttingen hatten ihre ESt-Erklärung 03 fristgerecht am 28. April 04 beim FA Göttingen abgegeben. Da das FA personell überfordert ist, gibt es den Bescheid erst am 29. Juli 05 zur Post. In dem Bescheid wird eine ESt in Höhe von 50.060,00 DM festgesetzt. Frau Moda hatte jedoch im Veranlagungszeitraum (VZ) 03 25.000,00 DM Vorauszahlungen geleistet. Daneben hatte ihr Ehemann 5.000,00 DM an Lohnsteuer gezahlt.

Aufgaben:
(1) Warum werden Steuernachforderungen und -erstattungen verzinst?

(2)  Nach welchen Paragraphen wird das FA entscheiden?

(3)  Leiten Sie die steuerlichen Rechtsfolgen aus den gefundenen Paragraphen  ab.

(4)  Gehen Sie bei der Veranschaulichung Ihres Ergebnisses ein auf die Dreiteilung: Mehr-/Mindersoll, Zinslauf, Zinsberechnung.

(5)  Was ändert sich an Ihrer Lösung, wenn Frau Moda 44.620,00 DM Vorauszahlungen geleistet hätte?



(6) Welche weiteren Verzinsungsfälle kennt das Gesetz?


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Diskussion








M4

Diskutieren bedeutet, sich mit einer Person oder Sache auseinandersetzen. Sie lebt von der inneren Bereitschaft, von anderen zu lernen und gegebenenfalls den eigenen Standpunkt zu ändern. Neben der Bereitschaft „überzeugen lassen“ muß auch das Element „überzeugen wollen“ vorhanden sein: Behauptung und Gegenbehauptung schaffen neue Aspekte, Sichtweisen, Probleme und Meinungen.

Das Thema sollte attraktiv formuliert sein, fachliche Informationslücken sind vorher durch gezielte Maßnahmen zu schließen.

Die Teilnehmerzahl sollte zwischen 8 und 12 Personen liegen, damit der einzelne nicht überfordert oder zum Zuhörer degradiert wird.

Die Diskussionsleitung sollte
* höflich in der Form und zielstrebig in der Sache sein




* integrativ in der Gruppe wirken




* reaktionsfähig sein, seine eigene Meinung aber zurück-




  stellen




* eine Strategie festlegen, damit sich die Diskussion „nicht



  im Kreise dreht“ und sich niemand gedrängt fühlt

Der Raum sollte störungsfrei sein (kein direktes Sonnenlicht, kein Lärm); alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollten sich sehen können; Veranschaulichungsmöglichkeiten sind bereitzustellen.

Checkliste zur Vorbereitung einer Diskussion:
(1) Sind die Teilnehmerinnen und Teilnehmer über Ort und Zeit informiert?

(2) Ist das Thema motivierend formuliert?

(3) Sind notwendige Informationen verteilt?

(4) Ist ein geeigneter Raum vorhanden und reserviert?

(5) Ist eine Sitzordnung erforderlich; sind ggf. Namensschilder anzufertigen?

(6) Sind Pausen geplant und ist für „leibliches Wohl“ gesorgt?

(7) Ist eine Diskussionsleitung/evtl. Ersatz ausgewählt/bestimmt?

(8) Ist die Dauer der Diskussion geplant?

Fünf „Gebote“, wie man zu einer „guten“ Diskussion kommt:

(1) Sehen Sie Ihren Diskussionspartner möglichst nicht an, und geben Sie ihm überhaupt zu verstehen, daß Sie ihn kaum beachten.


Das wird seine Bescheidenheit stärken.
(2) Unterbrechen Sie Ihren Diskussionspartner und fallen Sie ihm möglichst laut ins Wort.


Dadurch wird er erkennen, für wie wichtig Sie seinen Beitrag halten.
(3) Fragen Sie Ihren Diskussionspartner stets dann noch nach Beiträgen, wenn die besten Argumente schon gefallen sind.


In verfahrenen Situationen kann er sich am besten bewähren.
(4) Belegen Sie Ihren Diskussionspartner mit aufmunternden Namen wie „Affe“ oder „Idiot“.


Das wird ihn zu einer freundlichen Antwort herausfordern.
(5) Geben Sie Ihrem Diskussionspartner durch möglichst alle Ihre Handlungen zu verstehen, daß er von nichts eine Ahnung hat.


Das wird seinen Wissensdurst stärken.
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lösungsvorschlag zu: Fälle zu den „steuerlichen Nebenleistungen“
Folie/TA 5

Fall 1:

(1) Verspätungszuschlag

(2) § 152 AO; zu § 152 AO AEAO

(3) Abgabe der ESt-Erklärung erfolgt nicht oder nicht fristgerecht.
Verspätungszuschlag kann festgesetzt werden.

(4) Das Versäumnis ist regelmäßig dann nicht entschuldbar, wenn die Steuererklärung wiederholt nicht oder nicht fristgemäß abgegeben wurde (zu § 152 Abs. 2 AEAO). 
Wegen der Wiederholung muß das FA festsetzen: höchstens 10 % (= 1.245 DM
< 10.000 DM)

Fall 2:

(1) Säumniszuschlag

(2) § 240 AO

(3) s. Folie/TA 2 zum Säumniszuschlag
Eine Schonfrist wird gem. § 240 Abs. 3 AO bei Scheckzahlung nicht gewährt.
Fälligkeit: 10. August (ohne Dauerfristverlängerung)
Fristversäumnis beginnt am 11. August; am 11. Dezember beginnt 5. Säumnismonat 
5 % von 12.200 DM = 610 DM

(4) Gem. § 224 Abs. 1 AO gilt steuerlich die Zahlung mit Übergabe des Schecks als erbracht. Der Steuerpflichtige trägt also kein Laufzeitrisiko wie bei der Überweisung, bei der die Zahlung mit Gutschrift erfolgt.

Fall 3:

(1) Die Verzinsung von Steuernachforderungen/-erstattungen (Vollverzinsung) soll einen Ausgleich dafür schaffen, daß die Steuern trotz gleichen gesetzlichen Entstehungszeitpunktes gegen den einzelnen Steuerpflichtigen zu unterschiedlichen Zeitpunkten festgesetzt und erhoben werden.

(2) §§ 233 - 239 AO

(3) (a) Zinsberechnung:
§ 238 AO: 0,5 % für jeden vollen Monat der auf 100 DM 



abgerundeten Steuerschuld



§ 239 AO Mindestbetrag 20 DM
(b) Steuernachforderungen § 233 a AO
     Zinslauf: Beginn: Entstehung der Steuer + 15 Monate Karenzzeit
                      Ende: Bekanntgabe (Poststempel + 3 Tage Zugangsfiktion 
                          gem. § 122 Abs. 2 AO)


Mehrsoll/Mindersoll

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

(4), (5) Nachzahlungszinsen







Folie/TA 6

    (4)
    (5)

(a) SOLL-ESt


- anzur. LoSt


- anzur. KöSt


- anzur. KapESt


- Vorauszahlungen
50.060

  5.000

25.000
50.060

  5.000

44.620

MEHR-SOLL
20.060
     440

(b) Zinslauf




Poststempel
29.07.05



Bekanntgabe

01.08.05






Entstehung
31.12.03



Karenzzeit

01.04.05



00.04.00





(c) Zinsberechnung




4 Monate x 0,5 % =





2 % von 20.000
=
400




2 % von      400
=
8 (< 20 DM)



keine Verzinsung













(6) Stundenzinsen § 234 AO/Hinterziehungszinsen § 235 AO/Prozeßzinsen § 236 AO/Aussetzungszinsen § 237 AO

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsschritte für Fallstudienarbeit






TA 7

(1) Bekanntmachen mit dem Problem
Ziel:
Erfassen der Problem- und Entschei-

dungssituation



(2) Information
Ziel:
Lernen, die für Entscheidungen not-

wendigen Informationen zu beschaffen

und zu bewerten



(3) Informationsauswertung
Ziel:
Denken in Alternativen



(4) Entscheidung
Ziel:
Vergleichen und Bewerten von 

Alternativen



(5) Präsentation der Arbeitsergebnisse
Ziel:
Vorstellen und argumentatives Ver-

teidigen einer Entscheidung



(6) Soll-Ist-Vergleich


Ziel:
Abwägen der Interessen (Vergleich

mit Ideallösung, weiterführende Sach-

diskussion)


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Umgang mit Rechtsnormen: System der Besteuerung am Beispiel der Bartsteuer



Bearbeiten Sie die Aufgaben zu den folgenden Fällen in Gruppenarbeit.

Gehen Sie dabei folgendermaßen vor:



(1) Tragen Sie zunächst alle erforderlichen Informationen zusammen. Arbeitsgrundlage ist der beiliegende Gesetzentwurf vom 1. April 1995.

(2) Suchen Sie dann gemeinsam nach einer Lösung, die sich im Aufbau an den vier Schritten der Falltechnik orientieren sollte. ( Umgang mit Rechtsnormen (M3) 

Leitfrage: Sind im jeweiligen Fall die Voraussetzungen für eine Steuererhebung gegeben?

(3) Legen Sie fest, wie und durch wen Ihr Arbeitsergebnis den anderen Gruppen vorgestellt werden soll. Denken Sie daran, daß komplizierte Zusammenhänge durch Veranschaulichung verständlicher werden können. Bereiten Sie sich dabei auch darauf vor, eventuell kritische Fragen zu beantworten.

(4) Sie werden feststellen, daß zur Lösung Ihres Falles mehrere Paragraphen zu prüfen sind. Achten Sie bei der Präsentation der anderen Gruppen bitte darauf, ob sie bei der Bearbeitung nach einer bestimmten Systematik vorgegangen sind.

Wir wollen uns in einer „weiterführenden Sachdiskussion“ mit dieser Frage beschäftigen.



Fall 1:
Der Einkaufsgast aus Walsrode (45 Jahre) mit schulterlangem Bart besucht am verkaufsoffenen Samstag Hamburg.



Fall 2:
Das männliche Fotomodell (25 Jahre) hat sich für Werbeaufnahmen bei einem bekannten Hamburger Designer einen kurzen Wangenbart wachsen lassen.



Fall 3:
Ein Hamburger Werbekaufmann (30 Jahre) trägt aus Überzeugung immer öfter einen 3-Tage-Bart.



Fall 4:
Ein Hamburger Frührentner beschließt, sein Rentnerdasein fern von jeglichem Streß (Hast, morgentlichem Rasieren, ordentlichem Anzug mit Krawatte usw.) in Zukunft auch mit Bart zu verbringen.



Fall 5:
Dem Hamburger Patienten im Eppendorfer Krankenhaus sind aufgrund eines Autounfalls beide Arme eingegipst worden. Da wegen Arbeitsüberlastung des Krankenhauspersonals zeitaufwendiges Rasieren unterbleiben muß, hat er inzwischen einen Bart von fünf Zentimeter Länge.


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Entwurf zur Einführung eines Gesetzes zur Besteuerung der Barttracht (BartG) vom 01.04.1995



§ 1 Steuergegenstand

Für das Tragen von Bärten (echten oder falschen) wird eine Steuer nach den Vorschriften dieses Gesetzes erhoben.



§ 2 Steuerpflichtiger

Die Steuer ist von Bartträgern mit Wohnsitz oder ständigem Aufenthalt in der Freien und Hansestadt Hamburg zu entrichten.



§ 3 Beginn und Ende der Steuerpflicht

Die Steuerpflicht beginnt nach Ablauf des Monats, in dem der Bart mindestens 2 cm lang oder ersichtlich ist, daß eine Barttracht beabsichtigt wird. Sie erlischt mit Ablauf des Monats, in dem der Bart vollständig abgeschafft (rasiert) wird.



§ Höhe der Steuer

Die Steuer beträgt

· für einen kurzen Backenbart (sogenannte Fräse) 120 DM jährlich;

· für einen Oberlippenbart 60 DM jährlich;

· für einen Vollbart (ab 10 cm Länge) 200 DM jährlich.



§ 5 Steuerbefreiungen

Die Steuer wird nicht erhoben von

· Personen, denen ein Bart unbeabsichtigt gewachsen ist;

· Personen, die einen Bart vorwiegend aus beruflichen Gründen tragen (z. B. für Auftritte als Weihnachtsmänner oder Künstler);

· Personen ohne steuerpflichtiges Einkommen.



§ 6 An- und Abmeldung

Jeder Bart ist innerhalb von zwei Wochen bei der Steuerbehörde anzumelden. Abgeschaffte (rasierte) Bärte sind innerhalb von zwei Wochen nach der Beseitigung abzumelden.



§ 7 Steuerzeichen

Für jeden Bart ist beim Finanzamt ein Steuerzeichen zu erwerben. Der Bartträger hat das Steuerzeichen mit sich zu führen und es auf Verlangen einer zur Prüfung der Personalien ermächtigten Behörde vorzulegen.



Vgl. CASTAN, E: Zur Einführung der Bartsteuer in Hamburg. In: DStR, Heft 7, 1996, S. 254 ff. (gut geeignet als Informationsmaterial für die Vorbereitung einer Pro & Contra-Diskussion)


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

System der Besteuerung






Folie/TA 8
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Systemgedanke in der Umsatzsteuer
Sachverhalt:

Der Rentner Fritz Fröhlich kauft sich auf der Grundlage einer Abfindung seiner „alten Firma“ eine Eigentumswohnung in Göttingen. Er vermietet sie für monatlich 540 DM an eine Studentin.

Aufgabe:

Die Überlegungen zum System der Besteuerung bei der „Bartsteuer“ sollen am Beispiel der USt überprüft werden.

a) Stellen Sie mit Hilfe des UStG fest, ob Fritz Fröhlich für seine Vermietung USt zahlen muß.
Halten Sie sich bei Ihren Untersuchungen an die Regeln zum Umgang mit Rechtsnormen.

b) Wenn Sie den Systemaufbau wiedererkennen, erstellen Sie hierzu eine Übersicht der Paragraphen des UStG.


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Der Systemgedanke im UStG






Folie/TA 9



       1
USt-System



2



   



§§ 1-3 UStG



Steuerbarkeit 





§§ 4-9 UStG






Steuerbefreiung


         Tatbestände

Tatbestandsvoraus-





setzungen


(1) Lieferung (§ 3 Abs.1)
(a) Unternehmer (§ 2)

(1) Vermietung § 4 Nr. 12

sonstige Leistung

(b) Inland

(§ 3 Abs. 9)
(
(c) Entgelt



(2) Verzicht auf Steuer-

(d)  im Rahmen des
    
     befreiung gem. § 9

     Unternehmens

     nicht möglich

(2) Eigenverbrauch

(3) 

(4)

(5)






Keine Steuerpflicht

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Der Systemgedanke im UStG - Aufbau von Verkehrsteuergesetzen
Folie/TA 10


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Hilfe - Das Gesetz hat Lücken!!!

Damit Sie sehen, daß man sich in einigen Situationen helfen kann, die uns diesen „Hilfeschrei“ in den Mund legen, bearbeiten Sie bitte folgende Arbeitsaufträge:

1) ANALOGIE

Das EStG enthält keine Definition für den wichtigen Begriff der Betriebseinnahmen. Versuchen Sie mit Hilfe des § 4 Abs. 4 EStG und der §§ 8 ff. EStG sich „selber eine Definition zu stricken“.



2) UMKEHRSCHLUSS

Herr Winter aus München hat am 1. Februar 01 ein Grundstück erworben. (Kaufpreis 
200.000 DM); Rechte und Lasten gehen am selben Tag auf ihn über. Da er aus Kostengründen sein ursprüngliches privates Bauvorhaben wieder aufgeben muß, möchte er das Objekt noch im Jahr 03 verkaufen. Ein Kaufinteressent bietet ihm 400.000 DM.

Welchen steuerlichen Rat würden Sie Herrn Winter unter Berücksichtigung des § 23 EStG geben?


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lösungsvorschlag



Folie/TA 11

(1)

Betriebseinnahmen





    (
    § 4 Abs. 4

     § 8

Betriebsausgaben

Einnahmen

Aufwendungen, die durch den

Güter in Geld oder Geldeswert,
Betrieb veranlaßt sind

die dem Steuerpflichtigen 




in den Einkunftsarten 4-7




zufließen (§ 11)




   Analogie



Betriebseinnahmen sind alle Güter in Geld oder Geldeswert,



die dem Steuerpflichtigen in den Einkunftsarten 1-3



aufgrund betrieblicher Veranlassung zufließen

(2)
Spekulationsgeschäfte 

sind                                 (
bei Grundstücksver-

äußerungen                       (
Verkäufe innerhalb von

zwei Jahren nach dem Kauf



§ 23 EStG




(



Umkehrschluß





(


Herr Winter sollte sein Grundstück

erst nach dem 01. Februar 03 verkaufen.  (
Verkäufe nach zwei Jahren sind

keine steuerrelevanten (Veräußerungs-)

Vorgänge




Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fallstudie: Unternehmer Spritzig will das Wirtschaftsjahr wechseln

Unser Mandant Sigurd Spritzig führt eine Sektfabrik, für die er seit Jahren Abschlüsse zum 31. Januar erstellt. Seit zwei Jahren betreibt er daneben einen Sekthandel, mit dem er ebenfalls ins Handelsregister eingetragen ist. Den Gewinn für diesen Unternehmenszweig hat er bisher immer für das Kalenderjahr ermittelt.

Die Erfahrungen haben allerdings gezeigt, daß das Kalenderjahr als Abschlußzeitraum denkbar ungeeignet ist. Zur Weihnachts- und Neujahrszeit fällt regelmäßig das Hauptgeschäft im Sekthandel an, weshalb die Inventur zum 31. Dezember nur unter großen Schwierigkeiten durchzuführen ist. Zudem sind die Sektbestände zum 31. Januar viel niedriger als am 31. Dezember. Die „Doppelarbeit“ an zwei aufeinanderfolgenden Monatsenden ist besonders ärgerlich.

Spritzig beantragt daher die Umstellung des Abschlußzeitpunktes auf den 31. Januar 03. Im Jahr der Umstellung hat er für den Monat Januar 03 einen anteiligen Gewinn in Höhe von 15.000 DM ermittelt, den er im Veranlagungszeitraum 03 in der ESt-Erklärung ansetzen möchte.

(Fall in Anlehnung an: FROHMÜLLER/SCHÖNENBORN: Steuerrecht für Schule und Praxis. 6. Aufl., Bad Homburg v. d. H. 1991, S. 151 f.)

Aufgabe:

Stellen Sie mit Hilfe der § 4a EStG, §§ 8 b f. EStDV, R 25 fest, ob Spritzig Aussicht auf Erfolg hat, ober ob ihm das Finanzamt (FA) mit Hinweis auf eine „ungerechtfertigte Steuerpause“ seinen Antrag ablehnen kann.

Lösungsvorschlag:
Für gewerbetreibende Vollkaufleute (Firma im Handelsregister) ist Gewinnermittlungszeitraum das Wirtschaftsjahr: der Zeitraum, für den sie regelmäßig Abschlüsse machen.

Eine Umstellung des Gewinnermittlungszeitraumes auf ein „abweichendes Wirtschaftsjahr“ ist nur einvernehmlich mit dem FA wirksam (§ 4 a Abs. 1 Nr. 2 EStG). Dabei ist gemäß § 8 b Satz 2 Nr. 2 EStDV ein Rumpfwirtschaftsjahr zulässig. Im Umkehrschluß folgt daraus, daß für Gewerbebetriebe ein Wirtschaftsjahr nicht länger als 12 Monate sein darf, also keine Steuerpause bei Umstellung entstehen darf.

Gem. R 25 Abs. 2 kann das Wahlrecht zur Bestimmung des Wirtschaftsjahres durch die Erstellung des Jahresabschlusses selbst ausgeübt werden. Die Zustimmung durch das FA ist (nur) dann zu erteilen, wenn der Steuerpflichtige gewichtige organisatorische Gründe für die Umstellung anführen kann; dabei muß die Umstellung nicht betriebsnotwendig sein.

Spritzig ist Vollkaufmann. Für die Umstellung des Wirtschaftsjahres bringt er einsehbare organisatorische Gründe vor. Eine Steuerpause entsteht nicht; den Gewinn des Rumpfwirtschaftsjahres, das in 03 endet, will er im VZ der ESt unterwerfen. Das Wahlrecht zur Bestimmung des Wirtschaftsjahres kann er durch die Erstellung des Jahresabschlusses zum 31. Januar 03 selbst ausüben. Das FA hat die Zustimmung zu erteilen.

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

 3.2 

Grenzüberschreitende Warenlieferungen und deren 



Buchungen

1
Zeitbedarf

8 Unterrichtsstunden (4 Doppelstunden)
2
Bezug zur Klasse
Der nachfolgende Unterrichtsentwurf ist gedacht für Auszubildende des Ausbildungsberufes Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte des ersten Ausbildungsjahres. Die Schülerinnen und Schüler sollten mit der Sozialform „Gruppenarbeit“ vertraut sein und bereits mit Gesetzestexten gearbeitet haben (siehe 3.1).
3
Bezug zum Rahmenlehrplan (RLP)
In der Grundstufe ist die Bearbeitung der Umsatzsteuer vorgesehen; sie soll insgesamt 100 Unterrichtsstunden umfassen. 38 planmäßige Unterrichtsstunden zur Umsatzsteuer (USt) gehen dieser Unterrichtseinheit voraus. Die Schülerinnen und Schüler kennen den § 1 Abs. 1 UStG im Überblick, die Nrn. 1 - 3 waren Gegenstand des bisherigen Unterrichtes.

Die Schülerinnen und Schüler sollten die Buchungen zur Umsatzsteuer beherrschen und den eingeführten Kontenplan kennen. Das Thema „Import/Export“ soll planmäßig erst in der Fachstufe 2 unter „8. Buchungen im Steuerbereich“ erarbeitet werden. Es bietet sich jedoch an, die Buchungen im Zusammenhang mit der steuerrechtlichen Erarbeitung vorzunehmen.
4
Lernziele

Prozeßorientierte Lernziele

Neben den in Abschnitt 1.3 bereits formulierten prozeßorientierten Lernzielen werden hier insbesondere angestrebt:

Die Schülerinnen und Schüler sollen

· die Gruppenarbeit als Möglichkeit sehen, stärker als in anderen Sozialformen die Teamfähigkeit voranzubringen
· die für ihren eigenen Lernprozeß geeignete Vorgehensweise finden und diese in neuen Situationen anwenden
· steuerrechtliche Texte besser zur Lösung der Fälle einsetzen lernen
· ihre Fähigkeit verbessern, vor Publikum Ergebnisse sachgerecht zu erläutern und auf Fragen antworten zu können
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Ergebnisorientierte Lernziele

Die Schülerinnen und Schüler sollen

· die umsatzsteuerrechtlichen Unterschiede zwischen Einfuhr und innergemeinschaftlichem Erwerb aufzeigen können
· Ursprungsland- und Bestimmungslandprinzip unterscheiden und erläutern können, daß das Bestimmungslandprinzip der Grundsatz und das Ursprungslandprinzip die Ausnahme ist
· die umsatzsteuerrechtliche Behandlung unterschiedlicher Warenbewegungen innerhalb der Europäischen Union beschreiben und an Beispielen darlegen können
· die umsatzsteuerlichen Folgen dieser Warenbewegungen in Deutschland anhand des Umsatzsteuergesetzes (UStG) erläutern können
· grundsätzlich und anhand von Beispielen die Wirkung der Sonderregel (§ 3 Abs. 8 UStG) zur  Einfuhr erläutern können
· Einfuhren, Ausfuhren und innergemeinschaftliche Erwerbe und Lieferungen buchen können
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

5
Unterrichtsverlauf

Medien: Informationsblatt: S. 1 - 4, Arbeitsblätter 1 - 4, Übungsblätter 1 und 2, Tafel/Folien, Umsatzsteuergesetz (UStG), Umsatzsteuerrichtlinien (UStR), Fachbuch
Unterrichtsphasen
Methodische Hinweise

Einstiegsphase                        
(10 Min.)

Erarbeitungsphase 1 
             (80 Min)

Umsatzsteuerrechtliche Voraussetzung und Folgen:

· des i.g. Erwerbes

· der Einfuhr, Sonderfall § 3 Abs. 8 UStG

· des Einkaufes durch einen Schwellenerwer-
ber

· der i.g. Lieferung


L.:
gibt den S. „Arbeitsblatt 1“ aus.

L.:
bittet S. um Beschreibung der Warenbewe-
gung

S.:
1. Warenbezug
aus Drittland


2. Warenbezug
aus EU-Land


3. Warenlieferung
ins Drittland


4. Warenlieferung
ins EU-Land

L.:
Ordnen Sie dies in § 1 Abs. 1 UStG ein.

S.:
1.§ 1 Abs. 1 Nr. 4 „Einfuhr“      


2.§ 1 Abs. 1 Nr. 5 „i.g. Erwerb“


3.§ 1 Abs. 1 Nr. 1 „Lieferung in Drittland“


4.§ 1 Abs. 1 Nr. 1 „Lieferung in EU-Land“

L.:
Stellen Sie nun bitte fest, welche umsatz-
steuerrechtlichen Folgen diese und die nun 
folgenden Vorgänge im Inland haben.

L.:
teilt aus:


1. „Arbeitsblatt 2“


2. Informationsblatt: S. 1 - 4 „Grenzüber-
    schreitende Warenlieferungen“

S.:
bilden 5 Gruppen, jede Gruppe bearbeitet 
alle Fälle, präsentiert aber nur ihr Ergebnis 
für einen Fall mündlich und schriftlich 
(Tafel/Folie). 


Nach Abschluß der Präsentation und


ggfs. erforderlicher Richtigstellung:

L.:
Begründen Sie, warum die EU das


Bestimmungslandprinzip anstelle des 


Ursprungslandprinzips gewählt hat. 

S.:
Das Ursprungslandprinzip würde exportstar-
ken Ländern höhere Umsatzsteuereinnah-
men bringen als exportschwachen Ländern. 

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Unterrichtsverlauf

Unterrichtsphasen
Methodische Hinweise

Vertiefungsphase 1
und Erarbeitungsphase 2
      (90 Min)

Fälle wie oben

Erarbeitung 2:

· Ausfuhr

· § 3 c-Fall

· Schwellenerwerber als i.g. Erwerber

· unternehmensinternes Verbringen

Reflektionsphase
Vertiefungsphase 2 

(45 Min)

Erarbeitungsphase 3

(90 Min)
Konten:

· 1572 Anrechenbare VorSt aus i.g. Erwerb

· 1588 Gezahlte EUSt

· 1772 USt aus i.g. Erwerb

· 3430 Wareneingang i.g. Erwerb

· 8120 stfr. Umsätze § 4 Nr. 1 - 6

· 8125 stfr. i.g.Lieferungen gem. § 4 Nr. 1 b

Vertiefungsphase 3        

(45 Min)


L.:
Beurteilen Sie nun anhand des neu erworbe-
nen Wissens die Eingangsfälle USt-rechtlich.

S.:
1. Einfuhr, Abnehmer zahlt EUSt VorSt


2. i.g.Erwerb, Abnehmer entrichtet Erwerbs​-
    steuer  VorSt


3. Lieferung/Drittland, stb,stfr.


4. i.g.Lieferung, stb, stfr.

L.:
teilt aus: „Arbeitsblatt 3“

S.:
bilden wieder 5 Gruppen, jede Gruppe bear-
beitet alle Fälle, sie präsentiert ihr Ergebnis 
aber nur für eine Fallgruppe mündlich und 
schriftlich. 

Nach Abschluß der Präsentation, in der auch eine eventuell erforderliche Richtigstellung erfolgt:

L.:
Nehmen Sie zu Ihrem Lernfortschritt Stellung. 
Beschreiben Sie Ihre Lernschwierigkeiten.

S.:
berichten über ihren Lernweg, beschreiben 
ihre Probleme, machen Verbesserungsvor-
schläge

Nach Abschluß der Erarbeitungsphase 2: Hausaufgaben: „Übungsblatt 1“

Besprechung der Lösungen

L.:
Bitte nehmen Sie „Arbeitsblatt 1“ und Ihren 
Kontenplan hervor.


Bilden Sie bitte Buchungssätze für die Bei-
spiele 1 bis 4.

S.:
nennen die Buchungssätze

L.:
teilt „Arbeitsblatt 4“ aus

S.:
bearbeiten dieses in Einzel-/Partnerarbeit

S.:
zeigen die Lösungen an der Tafel

Abschluß: Hausaufgaben

„Übungsblatt 2“

Besprechung der Lösungen

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

6
Unterrichtsmaterialien

Informationsblatt - Seite 1:
Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG 
§ 1 Abs. 1 Nr. 4
Einfuhr: Warenlieferung aus dem Drittland ins Inland

Normalfall:
Ein inländischer Unternehmer bezieht Waren aus dem Drittland nach § 3 Abs. 6. Der Lieferungsort befindet sich im Drittland. Deutschland erhebt für Waren aus Drittländern Einfuhrumsatzsteuer (EUSt). Das Ziel der Erhebung der EUSt durch den Zoll ist die Gleichstellung der Importwaren mit inländischen Erzeugnissen, daher stimmen die Steuersätze der EUSt mit der USt überein.

Schuldner der EUSt ist die Person, die bei der Zollstelle den Antrag auf Abfertigung der Waren zum freien Verkehr stellt. (Entrichtete EUSt ist wie Vorsteuer abzugsfähig, § 15 Abs.1 Nr. 2) 

Im Normalfall ist dies der Abnehmer der Waren oder sein Beauftragter.

Die Lieferung  erfolgt dann „unverzollt und unversteuert“.
Beispiel:
Die Geräte-Bau GmbH, Hamburg, bezieht Elektronik-Teile von dem norwegischen Hersteller Electronic-World, Oslo. Eine Hamburger Spedition holt die bestellten Güter aus Oslo ab. An der deutschen Grenze meldet die Spedition im Auftrag des Hamburger Abnehmers die Waren bei der Zollstelle zum freien Verkehr an (Abnehmer ist Schuldner der EUSt.).

Sonderregel zum § 3 Abs. 6:         § 3 Abs. 8
Voraussetzungen:

· Beförderungs- oder Versendungslieferung gem. § 3 Abs. 6
· Liefergegenstand gelangt vom Drittland ins Inland
· Lieferer oder sein Beauftragter ist Schuldner der EUSt (Lieferung „verzollt und versteuert“)
Folge:
Verlagerung des Ortes der Lieferung vom Ausfuhrland ins Inland, um einen unbelasteten Endverbrauch zu verhindern, Abschn. 31 Abs. 2 UStR.
· Lieferer zahlt EUSt und hat in dieser Höhe einen Vorsteuerabzug.
· Lieferer tätigt eine stb. und stpfl. Lieferung im Inland und schuldet in dieser Höhe USt.
· Abnehmer zahlt die USt an den Lieferer und hat in dieser Höhe einen VorSt-Abzug. 
Beispiel:
Die Geräte-Bau GmbH, Hamburg, bezieht Elektronik-Teile von dem norwegischen Hersteller Electronic-World, Oslo. Eine norwegische Spedition führt die Lieferung aus. An der deutschen Grenze stellt die Spedition im Auftrag des norwegischen Lieferers den Antrag zur Überführung der Waren zum freien Verkehr (Lieferer ist Schuldner der EUSt). 

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung:

Informationsblatt - Seite 2:
Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG 
§ 1 Abs. 1 Nr. 5  Innergemeinschaftlicher (i.g.) Erwerb/innergemein​schaftliche Lieferung

Grundfall des innergemeinschaftlichen Erwerbes/i.g. Lieferung § 1 a Abs. 1

Ein inländischer Unternehmer, der zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, erwirbt Waren von einem Unternehmer aus dem übrigen Gemeinschaftsgebiet gegen Entgelt.

Ursprungsland/EU-Mitglied


Bestimmungsland/EU-Mitglied

stb., stfr. als i.g. Lieferung nach Landesrecht

Lieferer gibt seine USt-IdNr. an
Ort des i.g. Erwerbes: § 3d (dort,wo sich der Gegenstand am Ende der Beförderung/Versen​dung befindet) 

stb., stpfl., Erwerber gibt seine USt-IdNr. an, führt die Besteuerung durch

USt auf den i.g. Erwerb ist als VorSt abzugsfähig, (§ 15 Abs. 1 Nr. 3), wenn das Er-
werbsunternehmen Umsätze tätigt, die zum VorSt-Abzug berechtigen

1. Beispiel:
Der Hersteller von Herrenoberbekleidung, Uelzen, bezieht von einem Lieferer aus Mailand (Italien) Stoffe. Beide Unternehmen geben bei Vertragsabschluß und Rechnungserteilung ihre jeweilige USt-IdNr. an.
Italien: Ursprungsland, stb., stfr., i.g.L.


Deutschland: Bestimmungsland, stb, stpfl., 






i.g.E

2. Beispiel:
Der Hersteller von Herrenoberbekleidung, Uelzen, liefert für 50.000 DM Anzüge, Hosen und Sakkos an einen Abnehmer in London/Großbritannien, der diese Artikel in seinen Einzelhandelsgeschäften anbieten will. Beide Unternehmen geben ihre jeweilige USt-IdNr. an.
Deutschland:Ursprungsland, stb., stfr., i.g.L.

Großbritannien: Bestimmungsland, stb, stpfl. 






i.g.E
USt-IdNr.: „Unternehmer-Kennzeichen“
Die Anwendung gegenüber dem ausländischen Erwerber zeigt, daß der Erwerb von Waren für das Unternehmen vorgesehen ist. Sie hat eine Ordnungsfunktion bei der Abrechnungspflicht der i. g. Erwerbe/Lieferungen. Sie bewirkt Umsatzsteuerfreiheit, wenn bei einer i. g. Lieferung die USt-IdNr. des Abnehmers nachgewiesen wird.
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung:

Informationsblatt - Seite 3:
Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG 
Lieferung (Werklieferung) an Schwellenerwerber 
Schwellenerwerber sind 
· Unternehmer, die steuerfreie Umsätze tätigen, die keinen Vorsteuerabzug ermöglichen, z. B. Humanmediziner, Vermieter von Wohnungen 
· Kleinunternehmer i. S. des § 19 Abs. 1 
· Land-und Forstwirte, die nach Durchschnittssätzen besteuert werden
· juristische Personen, die nicht Unternehmer sind

Wenn dieser Personenkreis aus EU-Ländern Waren bezogen hat, ist zu prüfen, ob die Erwerbsschwelle (D: 25.000 DM) im vergangenen Kalenderjahr überschritten wurde oder voraussichtlich im laufenden Kalenderjahr überschritten werden wird. Ist die Erwerbsschwelle nicht überschritten, sind keine steuerbaren i.g. Erwerbe getätigt worden (§ 1 a Abs. 3). Bei Überschreiten der Erwerbsschwelle wird dieser Personenkreis i.g. Erwerber.

Eine Option zur Erwerbsbesteuerung ist möglich (§ 1 a Abs. 4). Dies ist günstig, wenn der USt-Satz im Bestimmungsland niedriger ist als im Ursprungsland (Bindung für 2 Jahre).

Ursprungsland/EU-Mitglied
Bestimmungsland/EU-Mitglied/Inland

stb., stpfl. Lieferung nach Landesrecht
nstb. als i.g. Erwerb

Beispiel:
Die Zahnärztin Anna Baum bezieht Praxismobiliar aus den Niederlanden für umgerechnet 18.500 DM. Sie hatte im Vorjahr keine Warenbezüge aus EU-Ländern, außerdem beabsichtigt sie im laufenden Jahr keine weiteren Einkäufe.
Niederlande: Ursprungsland, stb., stpfl.


Deutschland: Bestimmungland, nstb.
Lieferungen an private Verbraucher

Ursprungsland/EU-Mitglied
Bestimmungsland/EU-Mitglied/Inland

stb., stpfl. als Lieferung nach Landesrecht
 nstb. als i.g. Erwerb

Beispiel:
Anita Friederich besucht Wien/Österreich. Für den eigenen Gebrauch kauft sie sich eine Tasche für 420 öS (einschl. 20 % öUSt). Sie nimmt diese Tasche am Ende ihres Urlaubs mit nach Deutschland.
Österreich: Ursprungsland, stb., stpfl.


Deutschland: Bestimmungsland, nstb.
Unternehmensinternes Verbringen    § 1 a Abs. 2, § 3 Abs. 1 a, § 6 a Abs. 2
Ein innergemeinschaftliches Verbringen liegt vor, wenn ein Unternehmer 

· einen Gegenstand seines Unternehmens (Waren, Anlagegüter, Roh-, Hilfs- oder Betriebsstoffe ) aus dem Gebiet eines EU-Mitgliedstaates zu seiner Verfügung in das Gebiet eines anderen EU-Mitgliedstaates befördert oder versendet und
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung:

Informationsblatt - Seite 4:
Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG
· den Gegenstand im Bestimmungsland nicht nur vorübergehend (Verbleib mehr als  24 Monate) verwendet
Ursprungsland/EU-Mitglied
Bestimmungsland/EU-Mitglied/Inland

stb., stfr., i.g. Lieferung nach Landesrecht
stb., stpfl., i.g. Erwerb

Beispiel: 
Die Damenoberbekleidungsherstellerin Margarete Möller, Kopenhagen/Dänemark, hat eine Filiale in Hannover. Sie läßt mit einem unternehmenseigenen LKW Waren zum Verkauf dorthin befördern.
Dänemark: Ursprungsland stb., stfr., i.g.L.

Deutschland: Bestimmungsland, stb., stpfl., 






i.g.E.
§ 3 c   Ort der Lieferung bei innergemeinschaftlichen Beförderungs- und Versendungslieferungen an private Verbraucher und Schwellenerwerber

Liefert ein Unternehmer aus einem EU-Land Waren an Privatleute oder an nicht der Erwerbsbesteuerung unterliegende Unternehmer eines anderen EU-Landes und überschreitet der liefernde Unternehmer dabei die Lieferschwelle des Einfuhrlandes (D: 200.000 DM) oder hat er gem. § 3 c Abs. 4 optiert, ist der Lieferort dort, wo die Beförderung oder Versendung endet, d. h. im Bestimmungsland. Der Lieferer hat dann die Besteuerung seiner Umsätze im laufenden Jahr im Bestimmungsland durchzuführen. Er hatte die Lieferschwelle entweder im Vorjahr überschritten oder diese Bedingung wird im laufenden Kalenderjahr erfüllt sein.

Wird die Lieferschwelle nicht überschritten, ist eine Option zur Besteuerung im Bestimmungsland sinnvoll, wenn der USt-Satz im Bestimmungsland niedriger ist als im Ursprungsland (Bindung für 2 Jahre).

Ursprungsland/EU-Mitglied
Bestimmungsland/EU-Mitglied/Inland

nstb. Lieferung nach Landesrecht
stb., stpfl., Besteuerung wird durch den Lieferer durchgeführt

Beispiel:
Das englische Versandhandelsunternehmen „Present times“ liefert besonders zeitgemäße Bekleidung auch an deutsche Abnehmer. Im Vorjahr lieferte es für 220.000 DM Waren an deutsche Privatleute aus. Auch im laufenden Jahr rechnet das Unternehmen mit einem Umsatz in dieser Höhe. Für umgerechnet 320 DM liefert es Waren an Veronika Este, Kiel.
Großbritannien: Ursprungsland, nstb.                    
 Deutschland: Bestimmungsland, stb., stpfl.
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 1:

Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG
Die Steuerberatungskanzlei Renate und Helmut Goll, Flensburg, betreuen etliche Mandanten, die Waren aus dem Ausland beziehen und dorthin liefern.


1. Beispiel:
Das Stoffkontor Mareike Harms, Flensburg, erwirbt Gardinenstoffe im Wert von 13.000 DM auf Ziel von einem norwegischen Hersteller. Der Hersteller beauftragt einen Spediteur, die Stoffe nach Flensburg zu bringen. Die deutsche EUSt wird vereinbarungsgemäß vom Unternehmen Harms durch Banküberweisung entrichtet.


2. Beispiel:
Tischwäsche für 14.000 DM bezieht Mareike Harms von der Weberei Sanchez, Barcelona/Spanien. Sanchez und Harms haben sich ihre jeweiligen USt-IdNrn. mitgeteilt. Eine Spedition bringt die Wäsche im Auftrag des spanischen Lieferers nach Flensburg. Die Rechnung liegt vor, ist aber noch nicht beglichen.


3. Beispiel:
Einem polnischen Wäsche-Einzelhandel in Krakau liefert das Stoffkontor Harms hochwertige Bettwäsche für umgerechnet 11.000 DM auf Ziel. Den Transport führen Angestellte des Stoffkontors im firmeneigenen Lkw aus.


4. Beispiel:
Tischwäsche aus grobem Leinen im Wert von umgerechnet 8.000 DM werden dem Kunden des Stoffkontors Harms, einem Einzelhandelsgeschäft in Helsinki/Finnland, durch einen Spediteur gebracht. Der Kaufvertragsabschluß und die Ausführung erfolgen in Kenntnis der USt-IdNrn. von Lieferer und Abnehmer. Die Rechnung ist noch offen.

Bestimmen Sie bitte, ob es sich um eine steuerbare Einfuhr/Ausfuhr oder einen i.g. Erwerb/eine i.g. Lieferung handelt.

Weg der Warenbewegung
§ 1 Abs. 1 Nr. ...
Umsatzart
USt-rechtliche Folgen





















Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Arbeitsblatt 1


Bitte buchen Sie erst nach Bearbeitung des Arbeitsblattes 3.

Nr.
Konto
Soll
Haben









































































Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 1: (Lösungen) 
Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG

Die Steuerberatungskanzlei Renate und Helmut Goll, Flensburg, betreuen etliche Mandanten, die Waren aus dem Ausland beziehen und dorthin liefern.


1. Beispiel:
Das Stoffkontor Mareike Harms, Flensburg, erwirbt Gardinenstoffe im Wert von 13.000 DM auf Ziel von einem norwegischen Hersteller. Der Hersteller beauftragt einen Spediteur, die Stoffe nach Flensburg zu bringen. Die deutsche EUSt wird vereinbarungsgemäß vom Unternehmen Harms durch Banküberweisung entrichtet.


2. Beispiel:
Tischwäsche für 14.000 DM bezieht Mareike Harms von der Weberei Sanchez, Barcelona/Spanien. Sanchez und Harms haben sich ihre jeweiligen USt-IdNrn. mitgeteilt. Eine Spedition bringt die Wäsche im Auftrag des spanischen Lieferers nach Flensburg. Die Rechnung liegt vor, ist aber noch nicht beglichen.


3. Beispiel:
Einem polnischen Wäsche-Einzelhandel in Krakau liefert das Stoffkontor Harms hochwertige Bettwäsche für umgerechnet 11.000 DM auf Ziel. Den Transport führen Angestellte des Stoffkontors im firmeneigenen Lkw aus.


4. Beispiel:
Tischwäsche aus grobem Leinen im Wert von umgerechnet 8.000 DM werden dem Kunden des Stoffkontors Harms, einem Einzelhandelsgeschäft in Helsinki/Finnland, durch einen Spediteur gebracht. Der Kaufvertragsabschluß und die Ausführung erfolgen in Kenntnis der USt-IdNrn. von Lieferer und Abnehmer. Die Rechnung ist noch offen.

Bestimmen Sie bitte, ob es sich um eine steuerbare Einfuhr/Ausfuhr oder einen i.g. Erwerb/eine i.g. Lieferung handelt.

Weg der Warenbewegung

§ 1 Abs. 1 Nr. ...     Umsatzart   USt-rechtliche Folgen

1. Beispiel: Warenbezug/Drittland
§ 1 Abs. 1 Nr. 4
Einfuhr        EUSt   VorSt
2. Beispiel: Warenbezug/EU-Land
§ 1 Abs. 1 Nr. 5 
i.g.Erwerb 
   USt auf ErwerbVorSt
3. Beispiel: Warenlieferung in Drittl.
§ 1 Abs. 1 Nr. 1
Ausfuhr
   stb, stfr. § 4 Nr. 1 a
4. Beispiel: Warenlieferung in EU-L.
§ 1 Abs. 1 Nr. 1                i.g. Lieferung   stb, stfr. § 4 Nr. 1 b

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Arbeitsblatt 1 (Lösungen)

Bitte buchen Sie erst nach Bearbeitung des Arbeitsblattes 3.

Nr.
Konto
Soll
Haben

1    a
3200 Wareneingang
         13.000



1600 Verbindlichkeiten

         13.000

      b
1588 Entrichtete EUSt
           1.950
         


1200 Bank

           1.950

Nr.
Konto
Soll 
Haben

2    a
3430 Wareneingang i.g.E.
         14.000



1600 Verbindlichk. AWL
           
        14.000

      b
1572 Anr.VorSt aus i.g.E.
           2.100



1772 USt aus i.g.E.

          2.100

Nr.
Konto
Soll
Haben

3
1400 Forderungen aWL
         11.000



8120 stfr. Umsätze § 4 Nr. 1 - 6

         11.000

Nr.
Konto
Soll
Haben

4      
1400 Forderungen
         8.000



8125 Stfr i.g.Lieferungen § 4 Nr. 1 b

           8.000

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 2: 
Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG

Finden Sie nun heraus, welche umsatzsteuerrechtlichen Folgen in Deutschland die unterschiedlichen Warenbewegungen zwischen dem Inland und dem Ausland haben. Geben Sie bitte die entsprechenden Paragraphen an.

Bilden Sie bitte 5 Gruppen. Jede Gruppe bearbeitet alle Fälle, stellt aber nur das Ergebnis eines Falles vor.

1. Fall: 

Das Unternehmen Mareike Harms läßt durch eigenen Lkw Tischwäsche im Wert von 20.000 DM an den Abnehmer Sjölgard in Arhus/Dänemark befördern. Bei der Abwicklung des Auftrages gaben beide Parteien ihre USt-IdNr. an.

Ursprungsland
Bestimmungsland
steuerbar/nichtstb. 

als
USt-rechtliche Folge in Deutschland






2. Fall:
Elektro-Einzelhandel Petersen, Flensburg, bezieht Haushaltsgeräte vom Hersteller in Norwegen. Dieser liefert die Geräte durch eine Spedition nach Flensburg. Die Spedition stellt an der deutschen Grenze im Auftrag des norwegischen Herstellers den Antrag auf Abfertigung der Waren zum freien Verkehr.

Ursprungsland
Bestimmungsland
steuerbar/nichtstb. 

als
USt-rechtliche Folge in Deutschland






3. Fall:
Die Angestellte des Stoffkontors Harms, Maren Riese, holt beim Hersteller in Sonderborg/ Dänemark bedruckte Tischdecken mit firmeneigenem Lkw für das Geschäft in Flensburg ab. Lieferer und Abnehmer gaben ihre USt-IdNr. an.

Ursprungsland
Bestimmungsland
steuerbar/nichtstb. 

als
USt-rechtliche Folge in Deutschland






Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Arbeitsblatt 2

4. Fall:
Für seine Arztpraxis bestellt sich Erich Erichsen, Flensburg, eine Wartezimmereinrichtung. Er erteilt dem dänischen Möbelhersteller aus Appenrade/Dänemark einen Auftrag über 15.000 DM. Der dänische Lieferer hat die Lieferschwelle nicht überschritten, er hat auch nicht optiert. Erichsen hat weder im vorigen noch im laufenden Jahr weitere Einkäufe aus einem EU-Land getätigt, er hat auch nicht optiert.

Ursprungsland
Bestimmungsland
steuerbar/nichtstb. 

als
USt-rechtliche Folge in Deutschland






5. Fall:
Ein Hersteller von Funkgeräten, Kiel, liefert an einen Großhandel in Polen Geräte für 20.000 DM. Der Transport wird durch eine Spedition durchgeführt. 

Ursprungsland
Bestimmungsland
steuerbar/nichtstb. 

als
USt-rechtliche Folge in Deutschland






Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 2: (Lösungen)
Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG

Finden Sie nun heraus, welche umsatzsteuerrechtlichen Folgen in Deutschland die unterschiedlichen Warenbewegungen zwischen dem Inland und dem Ausland haben. Geben Sie bitte die entsprechenden Paragraphen an.
Bilden Sie bitte 5 Gruppen. Jede Gruppe bearbeitet alle Fälle, stellt aber nur das Ergebnis eines Falles vor.

1. Fall: 

Das Unternehmen Mareike Harms läßt durch eigenen Lkw Tischwäsche im Wert von 20.000 DM an den Abnehmer Sjölgard in Arhus/Dänemark befördern. Bei der Abwicklung des Auftrages gaben beide Parteien ihre USt-IdNr. an.

Ursprungsland
Bestimmungsland
steuerbar/nichtstb. 

als
USt-rechtliche Folge in Deutschland

D (Inland)

DK (übriges Gemeinschaftsgebiet)
Lieferung

§ 1 Abs. 1 Nr.1
stfr. § 4 Nr. 1 b 

als i.g. Lieferung

2. Fall:
Elektro-Einzelhandel Petersen, Flensburg, bezieht Haushaltsgeräte vom Hersteller in Norwegen. Dieser liefert die Geräte durch eine Spedition nach Flensburg. Die Spedition stellt an der deutschen Grenze im Auftrag des norwegischen Herstellers den Antrag auf Abfertigung der Waren zum freien Verkehr.

Ursprungsland
Bestimmungsland
steuerbar/nichtstb. 

als
USt-rechtliche Folge in Deutschland

N (Drittland)

D
1. Einfuhr § 1 Abs. 1 Nr.4  
2. Lieferung § 1 Abs. 1 

    Nr. 1
    stb. wegen § 3 Abs. 8
1. Lieferer entr.EUSt 

     VorSt
2. Lieferer (Norweger)
    schuldet USt
3. Abnehmer zahlt USt
     an Lieferer  VorSt

3. Fall:
Die Angestellte des Stoffkontors Harms, Maren Riese, holt beim Hersteller in Sonderborg/ Dänemark bedruckte Tischdecken mit firmeneigenem Lkw für das Geschäft in Flensburg ab. Lieferer und Abnehmer gaben ihre USt-IdNr. an.

Ursprungsland
Bestimmungsland
steuerbar/nichtstb 

als
USt-rechtliche Folge in Deutschland

DK


D
i. g. Erwerb § 1 a
stb., stpfl., USt

(VorSt

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Arbeitsblatt 2 (Lösungen)
4. Fall:
Für seine Arztpraxis bestellt sich Erich Erichsen, Flensburg, eine Wartezimmereinrichtung. Er erteilt dem dänischen Möbelhersteller aus Appenrade/Dänemark einen Auftrag über 15.000 DM. Der dänische Lieferer hat die Lieferschwelle nicht überschritten, er hat auch nicht optiert. Erichsen hat weder im vorigen noch im laufenden Jahr weitere Einkäufe aus einem EU-Land getätigt, er hat auch nicht optiert.

Ursprungsland
Bestimmungsland
steuerbar/nichtstb. 

als
USt-rechtliche Folge in Deutschland

DK


D
i. g. Erwerb, § 1 a Abs.3

Erwerbschwelle nicht überschritten
keine

5. Fall:
Ein Hersteller von Funkgeräten, Kiel, liefert an einen Großhandel in Polen Geräte für 20.000 DM. Der Transport wird durch eine Spedition durchgeführt. 

Ursprungsland
Bestimmungsland
steuerbar/nichtstb. 

als
USt-rechtliche Folge in Deutschland

D


PL (Drittland)
Lieferung § 1 Abs. 1 Nr.1
stfr. § 4 Nr. 1 a

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 3:
Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG

Finden Sie heraus, welche umsatzsteuerrechtlichen Folgen in Deutschland die un-terschiedlichen Warenbewegungen zwischen dem Inland und dem Ausland haben. Geben Sie bitte die entsprechenden Paragraphen an. 

Bilden Sie bitte wieder 5 Gruppen.  Jede Gruppe bearbeitet alle Fälle, stellt aber nur die Ergebnisse ihrer jeweiligen Fallgruppe mündlich und schriftlich (Tafel/Folie) vor.

Gruppe I:

1. Für 5.000 DM lieferte die Apotheke „ Am Markt“, Flensburg, getrocknete Kräuter an die Pharmaziefabrik Koslowski, Krakau/Polen, mit eigenem Lkw. Die polnische Einfuhrumsatzsteuer entrichtete der polnische Abnehmer.

2. Durch die Post schickte die Konditorei Engelmann für 4.600 DM Baumkuchen an verschiedene private Abnehmer in Dänemark. (Die Konditorei hat die dänische Lieferschwelle nicht überschritten, und sie hat nicht optiert.)

3. Die Gemeinde Niebüll bestellt für 20.000 DM Stühle und Tische für ihren Sitzungssaal beim Hersteller in Kopenhagen. Die dänische Möbelfabrik liefert mit eigenem Lkw die Möbel in Niebüll an. Die Gemeinde Niebüll hatte gemäß § 1 a Abs. 4 optiert.
Gruppe II:

1. Aus dem Weinbaugebiet Bordeaux/Frankreich holt Matthias Küster Wein von einer Weingroßhandlung im Wert von 17.000 DM für sein Unternehmen mit eigenem Lkw ab. Beide Parteien schlossen den Kaufvertrag unter Angabe ihrer jeweiligen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer ab.

2. Im Unternehmen Regine Mortensen, Flensburg, werden Lederwaren hergestellt. Mortensen hat in Kopenhagen/Dänemark ein Einzelhandelsgeschäft. Mit firmeneigenem Lkw werden Taschen und Koffer im Wert von 22.000 DM in dieses Einzelhandelsgeschäft gebracht, um dort verkauft zu werden.

3. Wilhelm Heister, Flensburg, stellt Regalsysteme aus Holz her. Ein norwegisches Sägewerk bringt mit eigenem Lkw das von Heister bestellte Holz. Die deutsche EUSt wird von Heister getragen.
Gruppe III:

1. Heister beliefert auch Kunden durch Angestellte im firmeneigenen Lkw in Norwegen. Er hat bei der letzten Lieferung für umgerechnet 10.000 DM Privatkunden und für 15.000 DM Unternehmen beliefert.

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Arbeitsblatt 3

2. Die Apotheke „Am Markt“, Flensburg, stellt Kräutertees her. Sie beliefert für 12.000 DM eine Apothekengroßhandlung in Großbritannien. Beide Parteien gaben ihre USt-IdNr. an.

3. Ole Hinrichsen, Flensburg, ist Bauunternehmer. Für einen dänischen Unternehmer errichtet er in Broderup/Dänemark ein Bürohaus. Hinrichsen verarbeitet in Dänemark erworbenes Baumaterial. Türen und Fenster (Wert 10.000 DM) bringt er aus Flensburg nach Broderup und baut sie dort ein. Der Vertrag wurde unter Angabe der jeweiligen USt-IdNrn. abgeschlossen.
Gruppe IV:

1. Klavierhersteller Möller, Odense/Dänemark, liefert Musikinstrumente für 8.000 DM an die Musikschule Flensburg (Stadt Flensburg). Der Transport erfolgt durch eine von Möller beauftragte Spedition. Die Stadt Flensburg hat gem. § 1 a Abs. 4 optiert. 

2. Das Musikinstrumentengeschäft Drammer, Flensburg, erwirbt von Möller Musikinstrumente im Wert von 12.000 DM, die Möller durch firmeneigenen Lkw liefert. Die USt-IdNrn. der beiden Parteien sind ihnen jeweils bekannt.

3. Marianne Müller, Flensburg, besucht während ihres Urlaubes Paris. Sie erwirbt dort 2 Kleider, 1 Bluse und 1 Mantel für ihren Privatbedarf im Wert von umgerechnet 1.500 DM. Sie möchte wissen, ob sie die französische Umsatzsteuer erstattet  bekommt.
Gruppe V:

1. Mietwohnhauseigentümer Klaas Busse, Flensburg, vermietet nur an Privatpersonen. Im Vorjahr hat er für Umbauten Materialien aus Dänemark für umgerechnet 40.000 DM bezogen. Im laufenden Jahr kauft er in Dänemark Einbauküchen für seine Wohnungen im Wert von 35.000 DM.

2. Ein dänischer Möbelhersteller unterhält in Flensburg ein Einzelhandelsgeschäft „Däni​sches Kunsthandwerk“. Für 12.000 DM werden am 20.11. .. aus Arhus/Dänemark Waren in dieses Geschäft gebracht. Die Waren werden im Einzelhandelsgeschäft zum Verkauf angeboten.

3. Die dänische Möbelfabrik hat einen Katalog in deutscher Sprache herausgegeben. Privatpersonen können sich daraus die angebotenen Möbel bestellen. Am 20.11. .. werden für 20.000 DM Möbel durch firmeneigene Pkw an Privathaushalte ausgeliefert. Das dänische Unternehmen hat in Deutschland die Lieferschwelle überschritten.
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 3: (Lösungen)
Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG

Gruppe I:

Nr.
Ursprungs​land
Bestimmungs​land
steuerbar/nichtstb. als
USt-rechtliche Folge in Deutschland

1
D
PL (Drittland)
stb. als Lieferung, 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1
stfr. § 4 Abs. 1 a, 

§ 6 Abs. 1

2
D
DK
stb. als Lieferung,

§ 1 Abs. 1 Nr. 1
stpfl.

3
DK
D
stb. als i.g. Erwerb,

§ 1 a, wegen Option

§ 1 a Abs. 4
stpfl.

Gruppe II:

Nr.
Ursprungs​land
Bestimmungs​land
steuerbar/nichtstb. als
USt-rechtliche Folge in Deutschland

1
F
D
stb. als i.g. Erwerb, § 1 a
stpfl., USt ( VorSt

2
D
DK
stb. als Lieferung, 

§ 3 Abs. 1 a
stfr. § 4 Nr. 1 b, 

§ 6 a Abs. 2

3
N (Drittland)
D
stb. als Einfuhr, 

§ 1 Abs. 1 Nr. 4
Abnehmer entrichtet EUSt ( VorSt

Gruppe III:

Nr.
Ursprungs​land
Bestimmungs​land
steuerbar/nichtstb. als
USt-rechtliche Folge in Deutschland

1
D
N
stb. als Lieferung, 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1
stfr. § 4 Nr. 1 a,

§ 6 Abs. 1

2
D
GB
stb. als Lieferung,

§ 1 Abs. 1 Nr. 1
stfr. § 4 Nr. 1 b,

§ 6 a Abs. 1

3
D
DK
nstb., Werklieferung
keine

Gruppe IV:

Nr.
Ursprungs​land
Bestimmungs​land
steuerbar/nichtstb. als
USt-rechtliche Folge in Deutschland

1
DK
D
stb. als i.g. Erwerb,

§ 1 a, wegen Option

§ 1 a Abs. 4
stpfl.

2
DK
D
stb. als i.g. Erwerb,

§ 1 a
stpfl., USt ( VorSt

3
F
D
nstb.
keine

Gruppe V:

Nr.
Ursprungs​land
Bestimmungs​land
steuerbar/nichtstb. als
USt-rechtliche Folge in Deutschland

1
DK
D
stb. als i.g. Erwerb,

§ 1 a, Erwerbsschwelle>25.000 DM
stpfl.

2
DK
D
stb. als i.g. Erwerb,

§ 1 a Abs. 2
stpfl., USt ( VorSt

3
DK
D
stb. als Lieferung,

§ 1 Abs. 1 Nr. 1, § 3 c
stpfl. für den dänischen Lieferer

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 4: 
Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG

Bitte buchen Sie nun die nachfolgenden Vorgänge für die deutschen Unternehmen.

1. Das Unternehmen Harms läßt durch eigenen Lkw Tischwäsche im Wert von 20.000 DM an den Abnehmer S./DK befördern. Die jeweiligen USt-IdNrn. sind bekannt. Der Abnehmer bezahlt 20 Tage später durch Banküberweisung.

Kontobezeichnung
Soll
Haben









2. Elektro-Einzelhandel Petersen, Flensburg, bezieht Haushaltsgeräte vom Hersteller in Nor​wegen. Dieser liefert die Geräte im Wert von 25.000 DM + 3.750 DM USt „verzollt und versteuert“ auf Ziel.

Kontobezeichnung
Soll
Haben













3. Vom Hersteller für bedruckte Tischdecken in Sonderborg/DK werden Waren im Wert von netto 15.000 DM bezogen. Die jeweiligen USt-IdNrn. sind bekannt.

Kontobezeichnung
Soll
Haben

















4. Für 5.000 DM netto lieferte die Apotheke „Am Markt“ Kräuter an das Unternehmen Koslowski in Krakau/Polen.

Kontobezeichnung
Soll
Haben









Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Arbeitsblatt 4

5. Die Apotheke „Am Markt“ beliefert eine Apothekengroßhandlung in Großbritannien. Lieferer und Abnehmer gaben ihre jeweilige USt-IdNr. an. Die Warenlieferung im Wert von 12.000 DM erfolgt auf Ziel. 

Kontobezeichnung
Soll
Haben









6. Der PC-Hersteller „Dragonfly“, Flensburg, bezieht Teile im Wert von 22.000 DM netto von einem Hersteller aus Norwegen. Dieser liefert auf Ziel durch eine Spedition. Die deutsche EUSt zahlt vereinbarungsgemäß der Abnehmer.

Kontobezeichnung
Soll
Haben

















7. Bitte buchen Sie nun vom Blatt „Übungsblatt 1“ die Nummern:
2. Die Lieferung erfolgt auf Ziel.
3. Der deutsche Abnehmer bezahlt per Bankscheck.
8. Hier wird die Rechnung des ausländischen Lieferers erst später bezahlt.
9. Dies gilt auch hier.
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 4 (Lösungen)
Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG

Bitte buchen Sie nun die nachfolgenden Vorgänge für die deutschen Unternehmen.

1. Das Unternehmen Harms läßt durch eigenen Lkw Tischwäsche im Wert von 20.000 DM an den Abnehmer S./DK befördern. Die jeweiligen USt-IdNrn. sind bekannt. Der Abnehmer bezahlt 20 Tage später durch Banküberweisung.

Kontobezeichnung
Soll
Haben

1400 Forderungen aWL
           20.000


8125 stfr. i.g. Liefer.§ 4 Nr.1 b

         20.000

2. Elektro-Einzelhandel Petersen, Flensburg, bezieht Haushaltsgeräte vom Hersteller in Nor​wegen. Dieser liefert die Geräte im Wert von 25.000 DM + 3.750 DM USt „verzollt und versteuert“ auf Ziel.

Kontobezeichnung
Soll
Haben

3200 Wareneingang
            25.000


1570 Vorsteuer
              3.750


1600 Verbindlichkeiten

           28.750

3. Vom Hersteller für bedruckte Tischdecken in Sonderborg/DK werden Waren im Wert von netto 15.000 DM bezogen. Die jeweiligen USt-IdNrn. sind bekannt.

Kontobezeichnung
Soll
Haben

3430 Wareneingang
             15.000


1600 Verb. aWL

            15.000

1572 anr. VorSt i.g.E.
               2.250


1772 USt aus i.g.E.

              2.250

4. Für 5.000 DM netto lieferte die Apotheke „Am Markt“ Kräuter an das Unternehmen Kos​lowski in Krakau/Polen.

Kontobezeichnung
Soll
Haben

1400 Forderungen aWL
              5.000


8120 stfr. Umsätze § 4 Nr. 1-6

              5.000

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte
Fortsetzung: Arbeitsblatt 4 (Lösungen)
5. Die Apotheke „Am Markt“ beliefert eine Apothekengroßhandlung in Großbritannien. Lieferer und Abnehmer gaben ihre jeweilige USt-IdNr. an. Die Warenlieferung im Wert von 12.000 DM erfolgt auf Ziel. 

Kontobezeichnung
Soll
Haben

1400 Forderungen aWL
             12.000


8125 stfr. i.g. Lief. § 4 Nr. 1 b

             12.000

6. Der PC-Hersteller „Dragonfly“, Flensburg, bezieht Teile im Wert von 22.000 DM netto von einem Hersteller aus Norwegen. Dieser liefert auf Ziel durch eine Spedition. Die deutsche EUSt zahlt vereinbarungsgemäß der Abnehmer.

Kontobezeichnung
Soll
Haben

3200 Wareneingang
             22.000


1600 Verbindlichkeiten

             22.000

1588 Gez. EUSt
               3.300


1200 Bank

                3.300

7. Bitte buchen Sie nun vom Blatt „Übungsblatt 1“ die Nummern:
2. Die Lieferung erfolgt auf Ziel.
3. Der deutsche Abnehmer bezahlt per Bankscheck.
8. Hier wird die Rechnung des ausländischen Lieferers erst später bezahlt.
9. Dies gilt auch hier.
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Übungsblatt 1
               Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG

Die nachfolgenden Lieferungen erfolgen gegen Entgelt. Begründen Sie bitte, ob es sich um eine steuerbare/nichtsteuerbare Einfuhr/Ausfuhr, einen i.g. Erwerb/eine i.g. Lieferung oder um einen nichtsteuerbaren Vorgang handelt.

1. Aus Tschechien erhält der Automobilhandel Lang, Stuttgart, 100 fabrikneue Pkw für umgerechnet 2.500.000 DM. Die Autos werden durch eine Spezial-Spedition nach Stuttgart gebracht. Die Spedition läßt die Pkws an der deutschen Grenze im Auftrag des Abnehmers Lang zum freien Verkehr abfertigen.

2. Das niederländische Unternehmen Piet Dongers, Den Haag, holt mit eigenem Lkw Herrenoberbekleidung aus Lüneburg ab. Die Lieferung hat einen Wert von 20.000 DM. Beide Vertragsparteien gaben ihre jeweilige USt-IdNr. an.

3. Die Supermarktkette „Diskount“ erhält die bestellten Enten und Gänse im Wert von 15.000 DM aus Polen durch eine Spedition. Der polnische Lieferer beauftragte die Spedition, die Formalitäten an der deutschen Grenze zu erledigen, weil die Lieferbedingung „verzollt und versteuert“ lautet.

4. Der Lüneburger Hersteller von Herrenoberbekleidung unterhält in London/Großbritannien ein Einzelhandelsgeschäft. Vorübergehend ist dort ein firmeneigener Lkw ausgefallen. Ein Lüneburger Lkw wird für ca. 8 Wochen nach London gebracht, um den Engpaß zu beheben. Sobald der Lkw nicht mehr benötigt wird, soll er nach Lüneburg zurückkehren.

5. Die Stadtverwaltung Celle bestellt für ihre Altstadt bei einem Unternehmer in Lyon/Frank​reich Straßenlampen, die dem Geschmack des Stadtrates entsprechen. Diese Straßenlampen werden ca. 20.000 DM kosten. Celle hat die Erwerbsschwelle nicht überschritten. Der französische Lieferer hat die deutsche Lieferschwelle nicht überschritten. Er bringt durch firmeneigenen Lkw die Straßenlampen nach Celle. Wäre eine Option nach § 1 a Abs. 4 sinnvoll?

6. Auch in Österreich beliefert der deutsche Versandhandel „Gut und preiswert“ Privatpersonen mit seinen exklusiven Gegenständen des täglichen Bedarfs. Im Vorjahr wurde die österreichische Lieferschwelle nicht überschritten, auch im laufenden Jahr geht man nicht davon aus. Franz Weiniger, Wien/Österreich, hatte sich Gegenstände im Wert 980 DM bestellt.

7. Während ihres Urlaubs in Spanien kauft  Natalie Sommer in einem spanischen Einzelhandelgeschäft einen Ledermantel für umgerechnet 500 DM. Der angegebene Betrag enthält 16 % USt.

8. Ein Großhändler in Köln erwirbt von einem Parfümeriefabrikanten in Paris/Frankreich Parfüm für 10.000 DM. Die Ware wird vereinbarungsgemäß von Paris an den deutschen Unternehmer nach Köln versendet. Alle Voraussetzungen eines i.g. Erwerbes sind erfüllt. 

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Übungsblatt 1

9.  Medizinisches Gerät im Wert von 200.000 DM liefert ein Hersteller aus Darmstadt/D, nach Zürich/Schweiz. Der deutsche Lieferer läßt die deutsche Spedition, die den Transport durchführt, an der Schweizer Grenze in seinem Auftrag die Grenzformalitäten erledigen.

10. Der Haushaltsgeräte-Großhandel Nellesen, Düsseldorf, beliefert in Belgien private Haus​halte. Er überschritt im vorigen Jahr die belgische Lieferschwelle, dies ist  im laufenden Jahr nicht der Fall. Die belgischen Privatpersonen hatten Aufträge im Wert von 17.000 DM erteilt, die Nellesen mit firmeneigenem Lkw ausführt.

11. Robert Soltau ist Eigentümer mehrerer Mietwohnhäuser in Köln. Im vorigen Jahr stattete er einige seiner Häuser mit neuen Fußbodenbelägen aus, die er sich für umgerechnet 30.000 DM aus Rotterdam/Niederlande liefern ließ. Im laufenden Jahr hat er Kücheneinrichtungen für 40.000 DM von einem Hersteller aus Frankreich bezogen. 

12. Das Stoffkontor Mareike Harms liefert für 8.000 DM Stoffe und Wäsche an einen Abnehmer in Esbjerg/Dänemark. Das Unternehmen Harms hat die dänische Lieferschwelle nicht überschritten. Der dänische Käufer hat diese Gegenstände persönlich im Unternehmen bestellt und eine Anzahlung geleistet. Er gab an, die Bestellung sei für sein Unternehmen. Jedoch nannte er seine dänische USt-IdNr. trotz Nachfragens nicht.
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Übungsblatt 2                       Grenzüberschreitende Warenlieferungen UStG 
Die nachfolgenden Lieferungen erfolgen gegen Entgelt. Begründen Sie bitte, ob es sich um eine steuerbare/nichtsteuerbare Einfuhr/Ausfuhr, einen i.g. Erwerb/eine i.g. Lieferung oder um einen nichtsteuerbaren Vorgang handelt. Buchen Sie bitte den Vorgang, wenn ein entsprechender Hinweis in der Aufgabe enthalten ist.

1. Martin Esser, Unternehmer in Hamburg, läßt durch firmeneigenen Lkw in seinem Unternehmen hergestellte Warmwasserbereiter im Wert von 25.000 DM netto zu einem Abnehmer nach Norwegen transportieren. Vereinbarungsgemäß liefert Esser „verzollt und versteuert“. Bitte buchen Sie.

2. Das Bekleidungshaus Vlasy, Paris/Frankreich, verkauft auch in Deutschland Oberbekleidung durch Katalog an Privatleute. Die Auslieferung erfolgt durch die Post. Die deutsche Lieferschwelle wurde im Vorjahr durch das Unternehmen überschritten. Marlene Foss hat im laufenden Jahr für 800 DM Bekleidung erworben. Wird ihr  deutsche oder französische USt berechnet?

3. Die Baerwald & Holder AG, Hamburg, stellt Arzneimittel her. Sie beliefert den Apotheken-Großhandel Michel, Hengelo/Niederlande, mit Waren im Wert von 50.000 DM. Den Transport führt eine Spedition durch. Der deutsche Lieferer und der niederländische Abnehmer gaben ihre jeweilige USt-IdNr. an.

4. Die Werkzeugmaschinenfabrik Petermann, Darmstadt, bezieht im Monat Dezember aus Belgien Bleche für ihre hiesige Produktion. Diese werden von einer belgischen Spedition nach Darmstadt gebracht. Der Rechnungsbetrag lautet auf umgerechnet 50.000 DM netto. Beide Vertragsparteien gaben ihre USt-IdNr. an. Bitte buchen Sie.

5. Die Werkzeugmaschinenfabrik verfügt über ein Auslieferungslager in Rom/Italien. Im laufenden Monat wurden Werkzeugmaschinen im Wert von 80.000 DM dorthin befördert. Da in Rom eine EDV-Anlage ausgefallen war, wurde aus Darmstadt umgehend eine Anlage im Wert von 15.000 DM dorthin mitgenommen. Diese soll nach einer Installation neuer Geräte und neuer Software nach 5 Monaten wieder nach Darmstadt gebracht werden.

6. Aus der Schweiz liefert die Schokoladenfabrik Künzli & Söhne Süßwaren im Wert von 20.000 DM netto + 7 % USt an die Supermarkt-Kette „Billig und Gut“, Mannheim. Die Abfertigung zum freien Verkehr an der deutschen Grenze übernahm der Spediteur im Auftrag der Schweizer Schokoladenfabrik. Bitte buchen Sie.

7. Die deutsche Herstellerin von orthopädischen Schuhen, Dagmar Merseburg, liefert ihre Produkte nach Dänemark durch eigenen Lkw aus. In 1996 erhielten  Einzelhandelsläden Waren im Wert von 140.000 DM, die USt-IdNrn. von Lieferer und Abnehmer  wurden jeweils angegeben. Außerdem kauften dänische Bürger im Ladengeschäft in Flensburg für 34.500 DM brutto Schuhe ein. Bitte buchen Sie.

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Übungsblatt 2

8.  Die englische Inhaberin einer Supermarktkette, Eleanor Smith, erhält aus Deutschland per Spedition vom Milchgroßverarbeiter Meier, Passau, Käse auf bayrische Art im Wert von 10.000 DM netto. Meier und Smith gaben ihre jeweilige USt-IdNr. an. Die Rechnung des Meier enthält den Hinweis, daß diese Lieferung nach deutschem Recht UStfrei bleibe. Bitte buchen Sie.

9.  In Flensburg werden PCs montiert. Der Hersteller „Dragonfly“ verwendet Einzelteile, die von einem norwegischen Unternehmen in Oslo hergestellt werden. Das norwegische Unternehmen liefert die letzte Bestellung im Wert von 20.000 DM durch eine Spedition nach Flensburg aus. Die Formalitäten an der deutschen Grenze werden durch die Spedition im Namen des deutschen Abnehmers durchgeführt. Die EUSt wurde durch Banküberweisung entrichtet. Bitte buchen Sie.

10. Der dänische Unternehmer Matis Madsen stellt Kunstgewerbeartikel in Arhus/Dänemark her. Er unterhält in Hamburg ein Einzelhandelsgeschäft, in dem er seine Waren anbietet. Aus Großbritannien erhält er für 20.000 DM Material, das ihm durch eine Spedition nach Aarhus gebracht wird. Gegenüber dem englischen Lieferer verwendet Madsen seine deutsche USt-IdNr.
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

3.3
Die sieben Einkunftsarten des EStG


(ein Unterrichtsentwurf von Anne Pfarrherr)
1
Zeitbedarf

2 Unterrichtsstunden (1 Doppelstunde)

2
Bezug zur Klasse

Der Entwurf ist für Auszubildende des ersten Ausbildungsjahres des Ausbildungsberufs Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte gedacht. Die Vertrautheit der Schülerinnen und Schüler mit der Sozialform „Gruppenarbeit“ ist vorteilhaft, jedoch nicht Voraussetzung. Allerdings sollten die Schülerinnen und Schüler bereits mit Gesetzestexten gearbeitet haben.

3
Bezug zum Rahmenlehrplan (RLP)

Die Doppelstunde beinhaltet eine Einführung in das Einkommensteuerrecht, mit dessen Erarbeitung im letzten Drittel der Grundstufe begonnen wird. Sie ist sowohl als Einführungsalternative (abweichend vom Rahmenlehrplan) denkbar, kann jedoch auch lehrplangemäß als Einstieg in die Einkunftsarten dienen.

4
Lernziele

Prozeßorientierte Lernziele

Neben den in Abschnitt 1.3 bereits formulierten prozeßorientierten Lernzielen werden hier insbesondere angestrebt:

Die Schülerinnen und Schüler sollen

· durch die Diskussion und Lösung praxisorientierter Fälle in der Gruppe ihre Kooperations- und Kommunikationsfähigkeit weiter ausbauen

· die Vorteile des Zusammenwirkens des Sachverstandes mehrerer Personen erkennen und dadurch eine grundsätzlich positive Einstellung zur Teamarbeit gewinnen

· ihre Fähigkeit, Arbeitsergebnisse vor einer begrenzten Zuhörerschaft fachlich korrekt und verständlich darzustellen, verbessern

· sicherer im Umgang mit Gesetzestexten und Originalvordrucken werden

· wesentliche steuerrechtliche Regelungen übersichtlich in Form von Schaubildern darstellen 

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Ergebnisorientierte Lernziele

Die Schülerinnen und Schüler sollen 

· die sieben Einkunftsarten des EStG nennen sowie einfache und typische Fälle in die Einkunftsarten einordnen können

· die Unterscheidung in Gewinneinkünfte und Überschußeinkünfte erläutern können

· in einfachen Fällen die Höhe der Einkünfte als Differenzbetrag zwischen Betriebseinnahmen/Einnahmen und Betriebsausgaben/Werbungskosten ermitteln können

· wesentliche Paragraphen zur Bestimmung der Einkunftsarten im EStG auffinden können

· erläutern können, daß Einnahmen, die zu keiner der übrigen sechs Einkunftsarten gehören, nur in den in § 22 EStG definierten Fällen zu sonstigen Einkünften führen

· die Einkunftsarten und die entsprechenden Anlagen der Einkommensteuererklärung einander zuordnen können

· erläutern können, wie sich die Einnahmen in steuerbare und nichtsteuerbare Einnahmen unterscheiden lassen

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

5
Unterrichtsverlauf

Medien: Arbeitsblätter 1 - 3, Einkommensteuererklärung mit Anlagen, vorstrukturierte Folien, Einkommensteuergesetz (EStG)

Vorherrschende Sozialform: arbeitsgleiche Gruppenarbeit

Unterrichtsphasen
Methodische Hinweise

Einstiegsphase

L.:
präsentiert Fall (Kombination aus dem 5. und 6. Fall des AB 1) und fragt, ob und ggf. in welcher Anlage der Einkommensteuererklärung diese Sachverhalte zu berücksichtigen sind.


fragend-entwickelnde Erarbeitung des Stundenthemas



Erarbeitungsphase 1

· Überblick über die sieben Einkunftsarten des EStG

· Einteilung in Gewinn- und Überschußeinkünfte

· wesentliche Paragraphen zur Bestimmung der einzelnen Einkunftsarten

· Anlagen L, GSE, N, KSO und V der Einkommensteuererklärung

· Ermittlung der Höhe der Einkünfte anhand einfacher Fälle
S.:
bilden Gruppen

L.:
verteilt an jede Gruppe AB 1, AB 2 und AB 3 (Vordrucke der Einkommensteuererklärung wurden von den Schülerinnen und Schülern mitgebracht)

L.:
fordert zur selbständigen Bearbeitung der Arbeitsaufträge auf

S.:
bearbeiten mit Hilfe des EStG und des Vordrucks der Einkommensteuererklärung die Arbeitsanweisungen

L.:
berät und betreut

L.:
verteilt Folien und Stifte für die Präsentation



Präsentationsphase

· Überblick über die sieben Einkunftsarten des EStG

· Einteilung in Gewinn- und Überschußeinkünfte

· wesentliche Paragraphen zur Bestimmung der einzelnen Einkunftsarten

· Anlagen L, GSE, N, KSO und V des Vordrucks zur Einkommensteuererklärung

· Ermittlung der Höhe der Einkünfte anhand einfacher Fälle
S.:
präsentieren Ergebnisse der Fälle auf vorstrukturierten Folien am OHP; ggf. Ergänzung und Berichtigung durch andere S. oder L.

S.:
präsentieren Übersicht über die sieben Einkunftsarten auf Folie am OHP

S.:
übernehmen und berichtigen ggf. die Ergebnisse auf ihren Arbeitsblättern



Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Unterrichtsverlauf

Unterrichtsphasen
Methodische Hinweise

Erarbeitungsphase 2

· Bedeutung der Zuordnung von Einnahmen zu den Einkunftsarten des EStG für die Steuerbarkeit der Einnahmen 

· Bedeutung der Begriffe „Einnahmen“ und „Einkünfte“
S.:
erarbeiten gemeinsam mit dem L. die Bedeutung der Zuordnung von Einnahmen zu den Einkunftsarten des EStG für die Steuerbarkeit der Einnahmen

S.:
erarbeiten gemeinsam mit dem L. die Bedeutung der Begriffe „Einnahmen“ und „Einkünfte“

S.:
übernehmen Ergebnisse in ihre Unterlagen



Vertiefungsphase

Fall zur Ermittlung der Summe der Einkünfte, des Gesamtbetrags der Einkünfte, des Einkommens, des zu versteuernden Einkommens sowie der Einkommensteuer


L.:
erteilt Hausaufgabe

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

6
Unterrichtsmaterialien

Arbeitsblatt 1:
Die Einkunftsarten des EStG


Arbeitsauftrag:
Sie werden damit beauftragt zu überprüfen, ob die folgenden Sachverhalte in der Einkommensteuererklärung der jeweiligen Mandantin bzw. des jeweiligen Mandanten anzugeben sind und wie hoch die jeweiligen Einkünfte sind.
Vorschlag zur Vorgehensweise:
1.
Gehören die jeweils geschilderten Fälle zu einer der sieben Einkunftsarten des EStG? Falls ja, zu welcher? 

(
Verschaffen Sie sich zunächst einen Überblick über die Einkunftsarten des EStG anhand des § 2 Abs. 1 EStG.

(
Falls Sie nicht genau wissen, welcher Einkunftsart der jeweilige Fall zuzuordnen ist, versuchen Sie, Paragraphen im EStG zu finden, die näher erläutern, welche Sachverhalte unter die jeweilige Einkunftsart fallen.

(
Sehen Sie sich  Ihre Einkommensteuererklärung mit dem Mantelbogen und den Anlagen L, GSE, N, KSO und V an und überlegen Sie, ob der jeweilige Fall in eine dieser Anlagen einzutragen ist. 

(
Vervollständigen Sie die anliegende Übersicht über die Einkunftsarten des EStG (Arbeitsblatt 2, Spalten 1 - 3). 

Hinweis: Beachten Sie die gesetzlich vorgesehene Reihenfolge der Einkunftsarten.

2.
Wie hoch sind die Einkünfte aus der jeweiligen Einkunftsart?

(
Verschaffen Sie sich einen Überblick über die Ermittlung der Einkünfte der jeweiligen Einkunftsarten, indem Sie  hierzu § 2 Abs. 2 EStG lesen. 

Hinweis:
Der Gewinn wird in den hier geschilderten Fällen gem. § 4 Abs. 3 EStG als Überschuß der Betriebseinnahmen  über die  Betriebsausgaben ermittelt.

(
Vervollständigen Sie die anliegende Übersicht über die Einkunftsarten des EStG (Arbeitsblatt 2, Spalte 4).

(
Berechnen Sie - falls dies in den Fällen noch nicht geschehen ist - die Höhe der Einkünfte für den Veranlagungszeitraum 02. Tragen Sie Ihre Berechnungen und Lösungen für die Fälle 1 bis 8 in Arbeitsblatt 3 ein.



Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Arbeitsblatt 1

1. Fall:



Herr Schulze betreibt in Göttingen eine Baumschule und erzielte hieraus für das Wirt​schaftsjahr 01/02  70.000 DM und 02/03  50.000 DM Gewinn.

2. Fall:



Frau Meyer arbeitet als Arzthelferin in einer Arztpraxis. Im Jahr 02 hat ihr Gehalt 20.000 DM betragen, davon wurden die Lohnsteuer in Höhe von 2.500 DM, die Kirchen​steuer in Höhe von 225 DM sowie der Arbeitnehmeranteil für die Sozialversicherung in Höhe von 3.300 DM einbehalten. Deshalb wurden nur 13.975 DM ausgezahlt. Sie macht Werbungskosten in Höhe von 2.500 DM geltend.



3. Fall:
Frau Hoffmann bezieht eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Die Ein-
künfte betragen für 02  7.000 DM.



4. Fall:

Herr Müller arbeitet als selbständiger Architekt. Im Jahr 02 haben seine Betriebseinnah-
men 180.000 DM und seine Betriebsausgaben 85.000 DM betragen. 



5. Fall:

Herr Lehmann stellt als Eigentümer einer kleinen Maschinenfabrik Fahrzeugteile her. 
Im Jahr 02 haben die Betriebseinnahmen 200.000 DM und die Betriebsausgaben  100.000 DM betragen. 



6. Fall:

Frau Wagner hat im Jahr 02 in einer Lotterie 50.000 DM gewonnen.

7. Fall:


Herr Klein besitzt  ein Haus, das er vermietet. Die Mieteinnahmen haben im Jahr 02  24.000 DM betragen. Für Versicherungen und Grundsteuer gab er 580 bzw. 830 DM 
aus. Außerdem zahlte er für den Schornsteinfeger 100 DM und für den Hausmeister 1.500 DM.



8. Fall:

Herr Kaiser besitzt ein Sparbuch. Für das Jahr 02 erhält er hierfür eine Zinsgutschrift. 
Die Einkünfte betragen 1.250 DM.

Arbeitsblatt 2: Übersicht über die sieben Einkunftsarten des EStG

1.
Einkunftsart


Einkünfte aus ...
2.
genauere Erläuterung in § ... EStG
3.
Einzutragen 


in Anlage ...
4.
Einkünfte sind nach § 2 Abs. 2  ...




































Arbeitsblatt 2/Lösungen: Übersicht über die sieben Einkunftsarten des EStG

1.
Einkunftsart


Einkünfte aus ...
2.
genauere Erläuterung in § ... EStG
3.
Einzutragen 


in Anlage ...
4.
Einkünfte sind nach § 2 Abs. 2  ...


Land- und Forstwirtschaft

13 ff.
L
Gewinn

(Betriebseinnahmen minus Be-

triebsausgaben)


Gewerbebetrieb

15 ff.
GSE

dto.


Selbständiger Arbeit

18
GSE

dto.


Nichtselbständiger Arbeit

19 f.
N
Überschuß

(Einnahmen minus Werbungskosten)


Kapitalvermögen

20
KSO

dto.


Vermietung und Verpachtung

21
V

dto.


Sonstige Einkünfte

22 f.
KSO

dto.

Arbeitsblatt 3: Lösungen zu den Fällen 1 bis 8

Fall

Einkunftsart
In der Einkommensteuer​erklärung anzugeben in Anlage ...
Höhe der Einkünfte in DM

1




2




3




4




5




6




7




8




Arbeitsblatt 3/Lösungen: Lösungen zu den Fällen 1 bis 8

Fall

Einkunftsart
In der Einkommensteuer​erklärung anzugeben in Anlage ...
Höhe der Einkünfte in DM

1
Einkunft aus Land- und Forstwirtschaft


L
0,5(70.000 + 50.000) = 60.000

2
Einkunft aus nichtselbständiger Arbeit


N
(20.000 - 2.500 =)
     17.500

3
Sonstige Einkunft


KSO



       7.000

4
Einkunft aus selbständiger Arbeit


GSE
(180.000 - 85.000 =)    95.000

5
Einkunft aus Gewerbebetrieb


GSE
(200.000-100.000=)   100.000

6
(nicht steuerbar)


-----
----

7
Einkunft aus Vermietung und Verpachtung


V
(24.000 - 3.010 =)
    20.990

8
Einkunft aus Kapitalvermögen


KSO



      1.250

Folienabschnitte für die (arbeitsteilige) Präsentation

Fall

Einkunftsart
In der Einkommensteuer​erklärung anzugeben in Anlage ...
Höhe der Einkünfte






Fall

Einkunftsart
In der Einkommensteuer​erklärung anzugeben in Anlage ...
Höhe der Einkünfte






Fall

Einkunftsart
In der Einkommensteuer​erklärung anzugeben in Anlage ...
Höhe der Einkünfte






Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Hausaufgabe

Ermitteln Sie anhand des § 2 EStG die Summe der Einkünfte, den Gesamtbetrag der Einkünfte, das Einkommen, das zu versteuernde Einkommen und die zu zahlende Einkommensteuer (nach der Grundtabelle) für Ihre Mandantin Ulrike Peterhans.

Für Frau Peterhans wurden folgende Beträge ermittelt:
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit
DM
18.000

Altersentlastungsbetrag
DM
3.720

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung
DM
25.000

abziehbare außergewöhnliche Belastungen
DM
5.000

Sonstige Einkünfte
DM
12.000

Einkünfte aus Kapitalvermögen
DM
1.500

abziehbare Sonderausgaben
DM
4.500

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Hausaufgabe/Lösung
Ermitteln Sie anhand des § 2 EStG die Summe der Einkünfte, den Gesamtbetrag der Einkünfte, das Einkommen, das zu versteuernde Einkommen und die zu zahlende Einkommensteuer (nach der Grundtabelle) für Ihre Mandantin Ulrike Peterhans.

Für Frau Peterhans wurden folgende Beträge ermittelt:
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit
DM
18.000

Altersentlastungsbetrag
DM
3.720

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung
DM
25.000

abziehbare außergewöhnliche Belastungen
DM
5.000

Sonstige Einkünfte
DM
12.000

Einkünfte aus Kapitalvermögen
DM
1.500

abziehbare Sonderausgaben
DM
4.500

Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit


18.000 DM

Einkünfte aus Kapitalvermögen



  1.500 DM

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

25.000 DM

Sonstige Einkünfte





12.000 DM

Summe der Einkünfte




56.500 DM

- Altersentlastungsbetrag




  3.720 DM

Gesamtbetrag der Einkünfte




52.780 DM

- Sonderausgaben





  4.500 DM

- Außergewöhnliche Belastung



  5.000 DM

Einkommen = Zu versteuerndes Einkommen

43.280 DM

Einkommensteuer (Grundtabelle 1997)


  8.927 DM

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

3.4

Leasing- und Kreditfinanzierung - unter Berücksichti-

gung steuerlicher, buchhalterischer und betriebswirt-

schaftlicher Aspekte
1
Zeitbedarf

8 Unterrichtsstunden (4 Doppelstunden)

2
Bezug zur Klasse

Der nachfolgende Unterrichtsentwurf ist für Auszubildende des Ausbildungsberufes Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte im zweiten Ausbildungsjahr gedacht. Die Schülerinnen und Schüler sollten mit der Sozialform der Gruppenarbeit vertraut sein und darüber hinaus mit Gesetzestexten gearbeitet haben. Weiterhin wäre wünschenswert, wenn die Auszubildenden mit der selbständigen Erarbeitung entscheidungsorientierter Fälle vertraut sind. Die Thematik "Leasing- und Kreditfinanzierung - unter Berücksichtigung steuerlicher, buchhalterischer und betriebswirtschaftlicher Aspekte" weist für die Auszubildenden einen hohen Praxisbezug auf, da diese Finanzierungsalternativen von ihrer Mandantschaft häufig gewählt wird. Derzeit wird jedes sechste Investitionsvorhaben über Leasing finanziert.
3
Bezug zum Rahmenlehrplan (RLP)

Durch die folgende Unterrichtseinheit werden Inhalte aus der „Steuerlehre“, dem „Rechnungswesen“ und der „Allgemeinen Wirtschaftslehre“ übergreifend vermittelt. Der Rahmenlehrplan sieht vor, das Thema "Leasing" in „Rechnungswesen“ unter "Finanzwirt​schaft" und in „Allgemeiner Wirtschaftslehre“ unter "Investition und Finanzierung" zu behandeln. Obwohl das Thema in der „Steuerlehre“ nicht ausdrücklich genannt wird, bietet es sich jedoch an, die steuerliche Behandlung des Leasing im Rahmen der Einkommensteuer bei der Ermittlung des Gewinns aus Gewerbebetrieb anzusprechen. Unter Berücksichtigung der zeitlichen Anordnung des Themas "Leasing" im RLP der einzelnen Lerngebiete empfehlen wir den Einsatz der vorliegenden, übergreifenden Unterrichtseinheit in der zweiten Hälfte des zweiten Ausbildungsjahres. Das vorliegende Lehr-Lern-Arran​gement bietet keine umfassende Behandlung des Leasing, sondern beschränkt sich entsprechend den im Rahmenlehrplan vorgegebenen Inhalten (vgl. "Grundzüge" in Allgemeine Wirtschaftslehre; "einfache Leasingvorgänge" in Rechnungswesen) auf das Vollamortisationsleasing (Finanzierungsleasing) ohne Kauf- oder Verlängerungsoption. Demgemäß werden das Immobilienleasing und Fälle der Zurechnung eines Wirtschaftsgutes beim Leasingnehmer nicht angesprochen.
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

4
Lernziele

Prozeßorientierte Lernziele

Neben den in Abschnitt 1.3 bereits formulierten prozeßorientierten Lernzielen werden hier insbesondere angestrebt: 

Die Schülerinnen und Schüler sollen

· im Rahmen der sich wiederholenden Gruppenarbeit ihre Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit weiterentwickeln

· ihre Fähigkeit verbessern, Arbeitsergebnisse vor einer Gruppe zu präsentieren und sachgerecht zu erläutern

· lernen, ihre Zurückhaltung und ggf. bestehende Unsicherheiten im Umgang mit Verkaufs​personal zu überwinden und gewünschte Informationen selbständig zu erfragen
Ergebnisorientierte Lernziele

Die Schülerinnen und Schüler sollen

· die wesentlichen Fachbegriffe der beiden Finanzierungsalternativen „Leasing“ und „Kre​dit“ beherrschen

· die einkommensteuerliche Behandlung der Leasingvorgänge beurteilen können

· Leasingvorgänge sachgerecht buchen können

· erkennen, wie sich die Buchungen auf den steuerlichen Gewinn auswirken

· die Vor- und Nachteile der beiden Finanzierungsformen „Leasing" und „Kredit" herausstellen

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

5
Unterrichtsverlauf

Unterrichtsphasen
Methodische Hinweise

Einstiegsphase/Motivation

(2 UStd.)

1. Lernschritt: 

· Ausgangsfall: Problemstellung

· Information

· Verständnissicherung

· Gruppenbildung

· Vereinbarungen für Fragebogenaktion


S.:  setzen sich mit dem Ausgangsfall (Arbeitsblatt 1) auseinander: "Die Finanzierung zum Kauf eines Geschäftswagens"

L./S.: impulsorientiertes Unterrichtsgespräch

S.:  informieren sich in Partnerarbeit über die Grundzüge der Leasing- und Kreditfinanzierung anhand eines Textes (Informationsblatt 1)

L.:  stellt Kontrollfragen und sichert das Verständis zur Leasing- und Kreditfinanzierung (fragend-entwickelnd)

S.:  Gruppenbildung (6 Gruppen zu je 4 S.; 3 arbeitsgleiche Gruppen) um Kredit- und Leasingangebot bei 2 unterschiedlichen Autohändlern einholen zu lassen

S./L.: Festlegung, welche genauen Konditionen beim Einholen der Kredit- und Leasingangebote erfragt werden sollen (Fra​gebogen)

L./S.:impulsorientiertes Unterrichtsgespräch/ Diskussion - Tafel/Folie, Fragebogen






Erarbeitungsphase 1

2. Lernschritt:

· Erkundung


S.: Gruppen holen im Wege der Erkundung (als Hausaufgabe) Kredit-  und Leasing​angebote bei unterschiedlichen Händlern ein (Arbeitsblatt 2: Fragebogen)



Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Unterrichtsverlauf

Unterrichtsphasen
Methodische Hinweise

Erarbeitungsphase 2

(1 UStd.)

3. Lernschritt:
· Ergebnisse zusammentragen

· Übersicht erstellen

· Vergleich der Konditionen


S.:  Auswertung in Gruppen:

· Gruppen tragen Ergebnisse zusammen und erarbeiten eine gemeinsame Vergleichsübersicht

· Angebote zu Arbeitsblatt 2

· Vergleich der Konditionen der verschiedenen Kredit- und Leasingangebote

L./S.: impulsorientiertes Unterrichtsgespräch,

          Arbeitsblatt 3/Folie






Phase der Vertiefung und Erarbeitung 1





(2 UStd.)

4. Lernschritt:

· steuerliche Behandlung und Erfassung

· buchhalterische Behandlung und Erfassung


S.:  Gruppen erarbeiten arbeitsgleich die steuerliche Behandlung der Leasingfinanzierung anhand des Leasing-Erlasses zum Finanzierungsleasing von beweglichen Wirtschaftsgütern (Arbeitsblatt 4 mit Leitfragen, Informationsblatt 2: Leasing-Erlaß)

S.:  Gruppen wenden - arbeitsgleich - die steuerlichen Regeln auf ihr vorliegendes Leasingangebot an (Arbeitsblatt 4)




S.:  Gruppen folgern - arbeitsgleich - aus dem Leasing-Erlaß (Informationsblatt 2) die buchhalterische Behandlung und wenden sie auf ihr vorliegendes Leasingangebot an (Arbeitsblatt 4)

S.:  Gruppen erarbeiten - arbeitsgleich - analog die steuerliche Zuordnung und buchhalterische Erfassung für ihr vorliegendes Kreditangebot (Arbeitsblatt 4)

S.:  Gruppen präsentieren im Plenum und vergleichen ihre Arbeitsergebnisse (Tafel/Folie)




Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Unterrichtsverlauf

Unterrichtsphasen
Methodische Hinweise

Phase der Vertiefung und Erarbeitung 2





(2 UStd.)

5. Lernschritt:

· betriebswirtschaftliche Beurteilung


S.:  Gruppen informieren sich - arbeitsgleich -anhand eines Artikels der "Stiftung Warentest" (Arbeitsblatt 5) über die Methode eines betriebswirtschaftlichen Kostenvergleiches zwischen Leasingfinanzierung und Kreditfinanzierung (Vergleich der Barwerte)

S.:  Gruppen stellen für ihre Angebote einen betriebswirtschaftlichen Kostenvergleich zwischen Leasing- und Kreditfinanzierung an (arbeitsgleich, EDV-gestützt)

S.:  Gruppen präsentieren im Plenum und vergleichen ihre Arbeitsergebnisse (Tafel/Folie)






Phase der Sicherung

(1 UStd.)

6. Lernschritt:

· Zusammenfassung

· Diskussion


S.:  Gruppen stellen - arbeitsgleich - abschließend die entscheidungsrelevanten Vor- und Nachteile der Leasingfinanzierung eines Fahrzeuges zusammen (Arbeitsblatt 6)

S.:  Gruppen präsentieren im Plenum und vergleichen ihre Arbeitsergebnisse - anschließende Diskussion

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

6
Unterrichtsmaterialien

Arbeitsblatt 1:
Die Finanzierung zum Kauf eines Geschäftswagens
Herr Bruns und Herr Schreiber sind Inhaber der Bruns & Schreiber OHG, eines Fachgeschäftes für Alarmanlagen. Ihr Geschäft läuft in der letzten Zeit so gut, daß sie unbedingt ein weiteres Kundendienstfahrzeug für den Wartungs- und Reparaturdienst benötigen. Zwischen den beiden Geschäftsinhabern ergibt sich folgendes Gespräch:

Herr Bruns:

Ich habe vorhin mit der Firma Stolle telefoniert. Leider haben wir den Auftrag für die Installation ihrer Alarmanlage nicht bekommen. Der alte Stolle hat den Auftrag an jemand anderen vergeben, weil die bei Störungen immer sofort da sein können. 



Herr Schreiber:

Ja, mir ist auch aufgefallen, daß gerade bei Alarmanlagen in letzter Zeit nicht der Preis, sondern der Kundendienst für einen Auftrag entscheidend ist. 



Herr Bruns:

Solch einen Kundendienst könnten wir auch bereitstellen, aber dafür bräuchten wir noch ein  Fahrzeug.



Herr Schreiber:

Einen weiteren Lieferwagen können wir uns aber beim besten Willen nicht leisten.



Herr Bruns:

Für Service und Wartung unserer Alarmanlagen reichen sowieso zwei Werkzeugkoffer; dafür wäre ein PKW-Kombi ausreichend, der ist auch schneller und günstiger in der Unterhaltung.



Herr Schreiber:

Ein guter Kombi, Passat oder einen BMW vielleicht. Ich vermute mal, die sind für 50.000 DM zu haben.



Herr Bruns:

Das ist zu teuer! Soviel können wir im Moment unmöglich aufbringen. 



Herr Schreiber:

Wer zahlt denn heute noch ein Auto in bar? Da gibt es auch andere Möglichkeiten. 







SONDZEICHEN 63 \f "Wingdings" Frage: 
An welche Möglichkeiten denkt Herr Schreiber, um die 

Anschaffung des Kombis zu finanzieren?

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Informationsblatt 1:
Leasing- und Kreditfinanzierung

Leasingfinanzierung

In der Bundesrepublik Deutschland ist heute jeder 6. Neuwagen geleast. Der Begriff "Leasing" stammt aus dem Englischen und bedeutet soviel wie "mieten" oder "pachten". Am Leasing sind zumeist 3 Vertragspartner beteiligt: der Automobilhändler, ein Finanzierungsinstitut (Leasinggeber) und der Autokunde (Leasingnehmer). Das Finanzierungsinstitut, die sog. Leasingfirma, kauft vom Autohändler das vom Kunden gewünschte Fahrzeug und stellt es ihm für einen bestimmten Zeitraum zur Verfügung. Anschließend wird häufig ein neuer Wagen geleast. Somit hat der Leasingnehmer die Möglichkeit, immer das neueste Fahrzeugmodell zu fahren. Dafür zahlt der Kunde monatliche Leasingraten. Darüber hinaus zahlt der Kunde zumeist mit Abschluß des Leasingvertrages eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von 10 bis 20 % des Kaufpreises. Die Sonderzahlung entfällt manchmal beim Leasing eines Geschäftsfahrzeuges. Im Unterschied zum Bar- oder Kreditkauf wird der Autokunde beim Leasing nicht rechtlicher Eigentümer des Fahrzeuges. Daraus folgt: Er darf das Fahrzeug nicht vermieten oder verleihen, er muß das Fahrzeug am Ende des Leasingzeitraums an den Leasinggeber wieder zurückgeben. Die Länge des Leasingzeitraums kann entsprechend den Erfordernissen des jeweiligen Betriebes frei vereinbart werden. Man unterscheidet zwei Arten von Leasing:

a. Restwertleasing mit Gebrauchtwagenabrechnung: Hier wird schon bei Vertragsabschluß der voraussichtliche Restwert des Autos (Verkaufserlös nach Vertragsende) festgelegt. Bringt es beim späteren Verkauf weniger, muß der Leasingkunde nachzahlen; bringt es mehr, erhält er Geld zurück. Die realistische Einschätzung des Restwertes nach Ablauf der Leasingzeit ist für den Kunden also von entscheidender Bedeutung. Häufig wird der Restwert vom Händler zu hoch eingeschätzt, um die Leasingraten niedrig zu halten. Der Kunde hat dann am Ende des Leasingvertrages das Nachsehen, indem er eine hohe Nachzahlung leisten muß.

b. Kilometerleasing ohne Gebrauchtwagenabrechnung: Hier wird bei Vertragsabschluß eine feste Laufleistung vereinbart. Für jeden Kilometer zu viel sind in der Regel zwischen 5 und 15 Pfennige zu zahlen; fährt der Kunde hingegen weniger als vereinbart, so wird Geld zurückerstattet. Der Kunde hat bei Vertragsende mit dem Restwert nichts zu tun, vorausgesetzt, die Abnutzung des Wagens hält sich im normalen Rahmen. In vielen Fällen jedoch streiten sich Leasingnehmer und Leasinggeber darüber, ob es sich um normalen Verschleiß oder ob es sich um einen vom Kunden zu vertretenden Schaden handelt, für den der Leasinggeber eine hohe Nachzahlung kassiert.



Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Informationsblatt 1: Leasing- und Kreditfinanzierung

In beiden Fällen gehen die üblichen Betriebskosten wie z. B. Wartung, Treibstoff, Reparatur, Kfz-Steuer, Haftpflichtversicherung usw. zu Lasten des Leasingnehmers. Das Risiko des Verlustes des Autos, z. B. durch Diebstahl, Brand oder Totalschaden, trägt ebenfalls der Leasingnehmer. Deshalb ist er bei Abschluß des Leasingvertrages zumeist gezwungen, eine Vollkaskoversicherung abzuschließen. Weiterhin ist zu berücksichtigen, daß eine Kündigung des Leasingvertrages in der Regel nicht möglich ist. Bei schwerer Krankheit oder Führerscheinentzug sind also weiterhin die Leasingraten fällig, obwohl man das Auto nicht nutzen kann.

Kreditfinanzierung

Liegt bei der Anschaffung eines Neuwagens kein oder nur wenig Eigenkapital vor, so kommt neben der Leasingfinanzierung ebenfalls eine Kreditfinanzierung in Betracht. Der Kreditnehmer tilgt die Kreditsumme in monatlichen Raten. Hier wird der Kunde in jedem Falle Eigentümer des Fahrzeuges. Somit ist er berechtigt, während der gesamten Nutzungsdauer ohne größere Beschränkungen über das Fahrzeug zu verfügen. Beim Leasing hingegen, erwirbt der Autokunde lediglich ein zeitlich begrenztes Nutzungsrecht an dem Fahrzeug, das überdies noch durch zahlreiche Auflagen eingeschränkt ist. Der Leasingzeitraum ist zumeist kürzer als die gesamte Nutzungsdauer des Wagens. Folglich ist die monatliche Leasingrate auch niedriger als die entsprechende monatliche Kreditrate. 

Für die Kreditaufnahme kommen prinzipiell zwei Kreditgeber in Betracht; die Hausbank des Kunden oder die Autobank des entsprechenden Automobilherstellers. Zur Finanzierung eines Neuwagens bieten die Autobanken ihren Kunden häufig Kredite zu sehr günstigen Zinssätzen an. Dafür geben die Händler meist keinen Nachlaß mehr auf den Listenpreis des Autos. Der Rabatt wurde ja bereits in Form des günstigen Kredites gewährt. Es ist zu prüfen, ob die Kreditaufnahme bei der Hausbank zu einem höheren Zinssatz nicht dennoch günstiger ist. Der Hausbankkredit ermöglicht es dem Kunden, dem Autohändler gegenüber als Sofort-Zahler aufzutreten und somit einen Preisnachlaß durchzusetzen. Der Hausbankkredit ist zu empfehlen, wenn der Preisnachlaß durch den Barkauf größer ist als die zusätzliche Zinsbelastung durch den Hausbankkredit. 



                                                                              Tafel/Folie
Konditionen: Leasingfinanzierung

* Laufzeit

* Höhe der Sonderzahlung

* Art des Leasing

* Höhe der Kilometerleistung

* Höhe der monatlichen Raten

* Preis für Mehrkilometer

* kalkulierter Restwert
Konditionen der Fahrzeugfinanzierung: Leasing/Kredit

SONDZEICHEN 129 \f "Wingdings" Welche Konditionen sind bei einer Leasingfinanzierung bzw. Kreditfinanzierung von Bedeutung? Worüber sollten Sie sich informieren?



SONDZEICHEN 130 \f "Wingdings" Wir wollen uns im weiteren an einem konkreten Beispiel  mit den beiden Finanzierungsalternativen auseinandersetzen. Dazu  holen Sie bitte jetzt bei einem Autohändler (BMW oder VW) ein konkretes Leasingangebot und ein Kreditangebot* ein. Erfragen Sie bitte die folgenden Informationen (Fragebogen).


Konditionen: Kreditfinanzierung
* Laufzeit des Kredits

* Höhe der Anzahlung

* Höhe der monatlichen Tilgungsraten

* effektiver Zinssatz

*   Aus Vereinfachungsgründen sollen sich die Schülerinnen und Schüler auf ein Kreditangebot einer Autobank beschränken. Das Kreditangebot einer Hausbank soll außer Betracht bleiben.

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 2: Fragebogen

BMW 318 i Touring: Kredit- oder Leasingfinanzierung?

A. Konditionen zum Fahrzeug 





Wir wollen uns jetzt anhand eines konkreten Beispiels mit den beiden Finanzierungsalternativen auseinandersetzen. Dazu holen Sie bitte bei einem BMW-Händler ein konkretes Angebot für den Kombi BMW 318 i-Touring ein. Erfragen Sie bitte die folgenden Informationen.

1. Wie hoch ist der Kaufpreis dieses Autos?
_______________________

2. Was gehört zur Ausstattung dieses Wagens?

Lassen Sie sich bitte eine Liste geben, aus der Sie 
SONDZEICHEN 113 \f "Wingdings" erledigt

die Ausstattung des Wagens ersehen können.











B. Konditionen zur Leasingfinanzierung des Fahrzeugs 


Damit die unterschiedlichen Leasingangebote vergleichbar sind, gehen Sie bei der Einholung Ihres Angebotes bitte von folgenden Leasingbedingungen aus:

* Laufzeit: 36 Monate

* Höhe der Sonderzahlung: keine Sonderzahlung

* Art des Leasing: Kilometerleasing ohne Gebrauchtwagenabrechnung

* Höhe der vereinbarten Kilometerleistung: 30.000 km/Jahr

* Eine Kauf- oder Verlängerungsoption soll nicht vereinbart werden.

3. Wie hoch ist die monatliche Leasingrate?
_________________________

4. Wie hoch ist der Preis für Mehr- bzw. Minderkilometer, 

die die vorab vereinbarte Kilometerleistung über- bzw. 

unterschreiten?
_________________________

5. Wie hoch ist der kalkulierte Restwert, den das Leasing-

institut nach Ablauf des Leasingzeitraumes ansetzt?
_________________________

(Gibt der Händler zu dieser Frage keine Auskunft, so lassen Sie diese Frage unbeantwortet.)
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Arbeitsblatt 2: Fragebogen

noch: BMW 318 i Touring: Kredit- oder Leasingfinanzierung?

C. Konditionen zur Kreditfinanzierung des Fahrzeugs   

Damit die unterschiedlichen Kreditangebote ebenfalls vergleichbar sind, gehen Sie bei der Einholung Ihres Angebotes bitte von folgenden Kreditbedingungen aus:

* Laufzeit des Kredites der Autobank: 36 Monate

* Anzahlung auf die Kreditsumme: 10.000 DM

6. Wie hoch ist die monatliche Rate?
_______________________

7. Wie hoch ist der effektive Zinssatz des Kredites?
_______________________

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Arbeitsblatt 2: Fragebogen

Passat Variant: Kredit- oder Leasingfinanzierung?
A. Konditionen zum Fahrzeug
 




Wir wollen uns jetzt anhand eines konkreten Beispiels mit den beiden Finanzierungsalternativen auseinandersetzen. Dazu holen Sie bitte bei einem VW-Händler ein konkretes Angebot für den Kombi Passat Variant ein. Erfragen Sie bitte die folgenden Informationen.

1. Wie hoch ist der Kaufpreis dieses Autos?
_______________________

2. Was gehört zur Ausstattung dieses Wagens?

Lassen Sie sich bitte eine Liste geben, aus der Sie 
SONDZEICHEN 113 \f "Wingdings" erledigt

die Ausstattung des Wagens ersehen können.











B. Konditionen zur Leasingfinanzierung des Fahrzeugs
Damit die unterschiedlichen Leasingangebote vergleichbar sind, gehen Sie bei der Einholung Ihres Angebotes bitte von folgenden Leasingbedingungen aus:

* Laufzeit: 36 Monate

* Höhe der Sonderzahlung: keine Sonderzahlung

* Art des Leasing: Kilometerleasing ohne Gebrauchtwagenabrechnung

* Höhe der vereinbarten Kilometerleistung: 30.000 km/Jahr

* Eine Kauf- oder Verlängerungsoption soll nicht vereinbart werden.

3. Wie hoch ist die monatliche Leasingrate?
_______________________

4. Wie hoch ist der Preis für Mehr- bzw. Minderkilometer, 

die die vorab vereinbarte Kilometerleistung über- bzw. 

unterschreiten?
_______________________

5. Wie hoch ist der kalkulierte Restwert, den das Leasing-

institut nach Ablauf des Leasingzeitraumes ansetzt?
_______________________

(Gibt der Händler zu dieser Frage keine Auskunft, so lassen Sie diese Frage unbeantwortet.)
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Arbeitsblatt 2: Fragebogen

noch: Passat Variant: Kredit- oder Leasingfinanzierung?
C. Konditionen zur Kreditfinanzierung des Fahrzeugs   

Damit die unterschiedlichen Kreditangebote ebenfalls vergleichbar sind, gehen Sie bei der Einholung Ihres Angebotes bitte von folgenden Kreditbedingungen aus:

* Laufzeit des Kredites der Autobank: 36 Monate

* Anzahlung auf die Kreditsumme: 10.000 DM

6. Wie hoch ist die monatliche Rate?
_______________________

7. Wie hoch ist der effektive Zinssatz des Kredites?
_______________________

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

BMW-Angebot 1 zu Arbeitsblatt 2

Finanzierungsangebot für BMW Neuwagen

Angebots-Nr.: P-NN-000017 (1.24)

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns für Ihr Interesse und erlauben uns, Ihnen folgendes Angebot zu unterbreiten:

Fahrzeug:
CE31 318i touring
DM 38.782,61

314 hellrot
DM
0,00

D6AT Flachgewebe II anthrazit
DM
0,00

Sonderausstattungen:
528 Auto. Umluft-Control, AUC
DM
0,00

556 Außentemperaturanzeige
DM
0,00

972 Comfort Paket
DM    2.434,78

971 Exklusiv Paket
DM    3.478,26

410 Fensterheber, elek. vorn
DM
0,00

305 Fernbedienung f. Zentralver.
DM
0,00

423 Fußmatten in Velours
DM
0,00

431 Innenspiegel auto abblendb.
DM
0,00

534 Klimaautomatik
DM
0,00

246 Lenksäulenverstellung, mech.
DM
0,00

529 Mikrofilter
DM
0,00

282 Räder: Sport-Speichenstyl.
DM
0,00

668 Radio: BMW Reverse RDS
DM
0,00

494 Sitzheizung f. Fahrer/Beif.
DM
0,00

Summe Ausstattung
DM    5.913,04

Fahrzeugpreis insgesamt
DM  44.695,65

zzgl. MWSt
DM    6.704,35

Gesamtpreis inkl. MWSt
DM  51.400,00

Zusatzleistung:
Überführung und Zulassung
DM        990,00

Summe exkl. MWSt
DM        860,87

Mit freundlichen Grüßen

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

BMW-Angebot 2 zu Arbeitsblatt 2

Ein Angebot Ihrer BMW-Leasing:

Fahrzeug-Leasing

Vertragsart: Sonderleasing KM-Abrechnung

Leasingzeit
Monate
            36

Fahrleistung pro Jahr 
km
       30.000


exkl. MWSt
inkl. MWSt

mit kalkuliertem Restwert 42,00 %
DM 18.772,17
 21.588,00

Einmalige Leasing-Sonderzahlung
DM          0,00
         0,00





Monatliche Leasingrate
DM      958,10
   1.101,82





Minder-km-Satz
Pf            8,94
        10,28

Mehr-km-Satz
Pf          13,41
        15,42





Service-Leistungen





Wartung und Reparatur
DM      145,00
       166,75

WR-Mehr-/Minder-km-Satz
Pf            5,80
           6,67





Gesamt





Monatliche Rate Leasing
DM      958,10
    1.101,82

Monatliche Rate Leasing & Service
DM   1.103,10
    1.268,56





Zusatzleistungen sind direkt an den ausliefernden Händler zu bezahlen.

Dieses Angebot ist freibleibend und unverbindlich.

Für weitere Informationen steht Ihnen - NN - unter der Telefonnummer - NN -, Telefax - NN - gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

BMW-Angebot 3 zu Arbeitsblatt 2

Ein Angebot Ihrer BMW-Bank:

Fahrzeug-Finanzierung

Vertragsart: Basisfinanzierung

Fahrzeugpreis (gem. Anlage)

DM 44.695,00

Anzahlung                    
-
DM 10.000,00

Nettokreditbetrag
=
DM 34.695,00

Kreditlaufzeit
Monate
36

36 Raten a
DM 1.095,49

Effektiver Jahreszins

                         8,90 %

Anzahlung
DM 10.000,--         22,37 %

Zusatzleistungen sind direkt an den ausliefernden Händler zu bezahlen.

Dieses Angebot ist freibleibend und unverbindlich.

Für weitere Informationen steht Ihnen - NN - unter der Telefonnummer - NN -, Telefax - NN - gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

VW-Angebot 1 zu Arbeitsblatt 2

Angebot vom 03.06.1997

Passat Variant

Grundpreis ab Werk (zzgl. USt)
DM 44.304,35

Lackierung: Nebioblau Metallic Ausstattung: hellbeige/plat dun hell/h

Serienmäßige Ausstattung für den Passat Variant mit folgenden Abweichungen:

· Sportsitze vorn mit Höheneinstellung und Lendenwirbelstützen: Ablagetaschen an den Lehnenrückseiten

· Sitzbezüge in Alcantara/Leder Kombination: Ledereinsatz in Türverkleidungen

· Lenkradkranz (3-Speichen-Lenkrad), Schalthebelmanschette und Handbremshebelgriff in Leder. Schalthebelknauf aus Nußbaum-Wurzelholz

· Holzeinlagen aus Nußbaum-Wurzelholz für Mittelkonsole. Schalthebelknauf, Ascherdeckel und Türzuziehgriffe für die Innenausstattungsfarbe hellbeige JN

· Mittelarmlehne vorn

· 2 Becherhalter auch in der Mittelkonsole hinten

· Textilfußmatten vorn und hinten, farblich abgestimmt

· elektrische Fensterheber auch hinten

Die Angaben zur Serienausstattung, Lieferumfang, technischen Daten und Material sind unverbindlich. Änderungen vorbehalten. Bei Abweichungen zum derzeit gültigen Lieferprogramm des Herstellers hat dieses Gültigkeit.

Sonderausstattungen/Zubehör:

Lackierung Metallic
DM
391,30

Sonderausstattungen/Zubehör gesamt
DM
391,30

Fahrzeugpreis
DM 44.695,65

Alle Werte ohne Umsatzsteuer, die jeweils gültige Umsatzsteuer wird gesondert berechnet.

Überführung und Zulassung
DM   1.080,00

                                                                                  + USt
DM      162,00

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

VW-Angebot 2 zu Arbeitsblatt 2

Angebot vom 03.06.1997: VW Passat Variant

Leasing - Angebot für Geschäftsfahrzeuge

Unter Zugrundelegung der derzeit gültigen Leasing-Bedingungen und vorbehaltlich der Annahme durch die Volkswagen Leasing GmbH, Braunschweig, unterbreiten wir Ihnen nachfolgendes, unverbindliches Leasing-Angebot:

Fahrzeugpreis gemäß Anlage (zzgl. USt)
DM 44.695,65

Jährliche Fahrleistung: 30000 km, Vertragsdauer: 36 Monate, ohne Gebrauchtwagen-Abrechnung. Überführungs-/Zulassungskosten werden gesondert berechnet.

Monatliche Leasing-Rate ohne Dienstleistungen
DM  1.059,00

Alle Werte ohne Umsatzsteuer, die jeweils gültige Umsatzsteuer wird gesondert berechnet.

Wird die vereinbarte Laufleistung um mehr als 2.500 km über- bzw. unterschritten, so werden für jeden Mehr-Kilometer 11,0 Pf/km berechnet bzw. für jeden Minder-Kilometer 6,6 Pf/km vergütet.

Der Abschluß von Kfz-Versicherungen durch die Volkswagen Leasing GmbH ist nicht Vertragsbestandteil. Das Leasing-Fahrzeug wird vom Leasing-Nehmer bedingungsgemäß versichert.

Ihre Leasing-Vorteile auf einen Blick:

· Leasing bindet kein Kapital. Es schont Ihre Liquididität und erlaubt zusätzliche Investitionen.

· Leasing befreit von Risiken. Leasing-Raten schaffen klare Kostengrundlagen.

· Leasing reduziert die Verwaltungsarbeit. Die betriebsfremden Arbeiten rund ums Auto werden von unseren Spezialisten kostengünstig für Sie erledigt.

· Leasing bringt Steuererleichterungen.

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an:

- NN - , Tel. - NN - , FAX - NN - 

Restwert lt. Rückfrage: 38 % des Fahrzeugpreises

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

VW-Angebot 3 zu Arbeitsblatt 2

Angebot vom 03.06.1997: VW Passat Variant

Finanzierungs-Angebot

Unter Zugrundelegung der derzeit gültigen Darlehnsbedingungen und vorbehaltlich der Annahme durch die Volkswagen Bank GmbH, Braunschweig, unterbreiten wir Ihnen nachfolgendes, unverbindliches Finanzierungsangebot:

Finanzierungsbeispiel:

Fahrzeugpreis (gem. Anlage)
DM 44.695,00

- Anzahlung                                                       22,37 %
DM 10.000,00

= Nettokreditbetrag
DM 34.695,00

+ Zinsen
DM   5.539,50

+ Bearbeitungsgebühr
DM      693,90

= Darlehnssumme
DM 40.928,40

+ Anzahlung                                                      22,37 %
DM 10.000,00

= Teilzahlungspreis
DM 50.928,40

Laufzeit (Monate)
                  36

Nominalzins
p. a.   10,20 %

effektiver Jahreszins
          11,72 %

36 monatliche Raten
DM  1.136,90

Alle Werte exkl. gesetzlicher Mehrwertsteuer, Überführungs- und Zulassungskosten werden gesondert berechnet.

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an:

- NN - , Tel. - NN - , FAX - NN - .

Arbeitsblatt 3/Folie: Zusammenstellung der Daten nach Arbeitsblatt 2
Angebot:
BMW 318 i Touring
VW Passat Variant

        :Angebot
Preis:
____________   DM
____________   DM                                      :Preis

Konditionen
Gruppe SONDZEICHEN 129 \f "Wingdings"
Gruppe SONDZEICHEN 130 \f "Wingdings"
Gruppe SONDZEICHEN 131 \f "Wingdings"

Gruppe SONDZEICHEN 132 \f "Wingdings"
Gruppe SONDZEICHEN 133 \f "Wingdings"
Gruppe SONDZEICHEN 134 \f "Wingdings"
Konditionen


L

E
3. Leasingrate







3. Leasingrate
L

E

A

S

I

N
4. Preis Mehrkilometer







4. Preis Mehrkilometer
A

S

I

N

G
5. kalkulierter Restwert







5. kalkulierter Restwert
G

K

R

E
6. Kreditrate







6. Kreditrate
K

R

E

D

I

T
7. effektiver Zinssatz







7. effektiver Zinssatz
D

I

T

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Informationsblatt 2: Leasing-Erlaß

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Informationsblatt 2: Leasing-Erlaß

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Informationsblatt 2: Leasing-Erlaß

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 4:
Die steuerliche und buchhalterische Behandlung der Lea-


sing- und Kreditfinanzierung  

1. Leasingfinanzierung
Arbeiten Sie den beigefügten Leasing-Erlaß (BStBl 1971 I, S. 264) durch. Die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des Pkw beträgt nach den amtlichen AfA-Tabellen 5 Jahre. Sie können davon ausgehen, daß die in der Grundmietzeit von 3 Jahren zu entrichtenden Raten die Anschaffungskosten und sonstigen Neben- und Finanzierungskosten des Leasing-Gebers für den Pkw decken. 

a. Wem ist der Pkw einkommensteuerlich zuzurechnen? Bitte begründen Sie Ihre Antwort.

b. Welche Buchungen (mit Kontonummern) ergeben sich für die Firma Bruns & Schreiber OHG im 1. Jahr des Leasingvertrages bei Zugrundelegung der Beträge des von Ihrer Gruppe eingeholten Leasingangebotes (ohne Serviceleistungen, mit Überführungs- und Zulassungskosten)?

c. Welche Gewinnauswirkung ergibt sich im 1. Jahr, wenn der Leasingvertrag ab Januar läuft?

2. Kreditfinanzierung

a. Wem ist der Pkw einkommensteuerlich zuzurechnen? Bitte begründen Sie Ihre Antwort.

b. Welche Buchungen ergeben sich für die Firma Bruns & Schreiber OHG im 1. Jahr des Kreditvertrages (Laufzeit ab Januar) bei Zugrundelegung der Beträge des von Ihrer Gruppe eingeholten Kreditangebotes? Überführungs- und Zulassungskosten sowie die kurzfristig zurückfließende Vorsteuer werden von der Firma sofort überwiesen. Unterstellen Sie, daß die Autobank Ihnen für das 1. Jahr einen in den Kreditraten enthaltenen Zinsanteil von 22% mitteilt. Die Bruns & Schreiber OHG ist daran interessiert, einen möglichst geringen Gewinn auszuweisen. Die Voraussetzungen für die Anwendung von § 7 g EStG sind erfüllt. 

c. Welche Gewinnauswirkung ergibt sich im 1. Jahr, wenn der Kreditvertrag ab Januar läuft?

 Viel Erfolg!
 
Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lösungsblatt zu Arbeitsblatt 4

Die Lösungen beziehen sich exemplarisch auf das BMW-Angebot.

1. Leasingfinanzierung:
a. Der Pkw ist dem Leasinggeber zuzurechnen, da es sich um einen Vertrag des Finanzierungs-Leasing ohne Kauf- oder Verlängerungsoption handelt und die Grundmietzeit (3 Jahre) mit 60% zwischen 40% und 90% der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer (5 Jahre) liegt, vgl. Abschnitt III Nr. 1a des Leasing-Erlasses.

b. Buchung der Leasingraten:


DM
DM

4810 Leasingaufwendungen

1570 Vorsteuer

an 1200 Bank

11.497,20

1.724,58


13.221,78

Buchung der Überführungs- und Zulassungskosten (abgegrenzt auf die Grundmietzeit von 3 Jahren):



DM
DM

4810 Leasingaufwendungen

0980 Aktive Rechnungsabgrenzung

1570 Vorsteuer

an 1200 Bank

286,87

574,00

129,13
990,00

c. Gewinnauswirkung: 
11.784,07 DM
2. Kreditfinanzierung

a. Der Pkw ist der Käuferin, der Firma Bruns & Schreiber OHG, zuzurechnen, da die Firma mit Übergabe wirtschaftlicher Eigentümer des Pkw wird.

b. Buchung der Anschaffung:
(AK Pkw = Kaufpreis 44.695,65 DM + Überführung 860,87 DM; Banküberweisung = Anzahlung

10.000,00 DM + Überführung 860,87 DM + Vorsteuer 6.833,48 DM + Rundungsdifferenz 0,65 DM)



DM
DM

0320 Pkw

1570 Vorsteuer

an 0650 langfristige Verbindlichkeiten

1200 Bank

45.556,52

6.833,48
34.695,00

17.695,00

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Fortsetzung: Lösungsblatt zu Arbeitsblatt 4

Buchung der Kreditraten
(Tilung = 78 % von 12 x 1.095,49 DM = 10.253,79

 Zinsen = 22 % von 12 x 1.095,49 DM = 2.892,09)



DM
DM

0650 langfristige Verbindlichkeiten

2110 Zinsaufwendungen

an 1200 Bank

10.253,79

2.892,09
13.145,88

Buchung der Abschreibung
(degressive AfA: 30 % von 45.556,52 DM = 13.666,96 DM

Sonderabschreibung § 7 g: 20 % von 45.556,52 DM = 9.111,30 DM)



DM
DM

4830 AfA

4840 außerplanmäßige Abschreibungen

an 0320 Pkw

13.666,96

9.111,30
22.778,26

c. Gewinnauswirkung:
25.670,35 DM

Hinweis: Leicht veränderte Beträge sind durch Rundungen möglich.

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 5:
Der betriebswirtschaftliche Angebotsvergleich aufgrund von 


Barwerten



Quelle:
Stiftung Warentest, Heft 2/96, S. 21.

SONDZEICHEN 63 \f "Wingdings" Arbeitsanweisung
Vergleichen Sie in gleicher Weise das von Ihnen eingeholte Leasingangebot mit dem entsprechenden Kreditangebot. Legen Sie bei Ihren Berechnungen bitte einen Vergleichszinssatz von 9 % zugrunde. 

(Haben Sie beim Autohändler keinen Restwert in Erfahrung bringen können, so veranschlagen Sie als Restwert den Buchwert, wie er sich unter Anwendung der linearen AfA auf den Angebotspreis nach 3 Jahren Grundmietzeit ergibt.)

SONDZEICHEN 67 \f "Wingdings" SONDZEICHEN 74 \f "Wingdings" Viel Erfolg!

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lösungsblatt zu Arbeitsblatt 5



Der betriebswirtschaftliche Angebotsvergleich aufgrund von Barwerten 

Passat Variant











SONDZEICHEN 129 \f "Wingdings"
Leasingfinanzierung





Monatsrate 1.059,00 DM x 31,8368


33.715,17 DM


+ Restwert (38 % v. 44.695,00)
= 16.984,10 DM




   x Barwertfaktor 0,7722


+ 13.115,12 DM


= Barwert des Leasingangebotes


46.830,29 DM













SONDZEICHEN 130 \f "Wingdings"
Kreditfinanzierung





Monatsrate 1.136,90 DM x 31,6090


35.936,27 DM


+ Anzahlung


+ 10.000,00 DM


= Barwert des Kredites


45.936,27 DM







Fazit:   Das Kreditangebot ist günstiger!

BMW 318 i Touring











SONDZEICHEN 129 \f "Wingdings"
Leasingfinanzierung





Monatsrate 958,10 DM x 31,8368


30.502,84 DM


+ Restwert (42 % v. 44.695,00)
= 18.771,90 DM




   x Barwertfaktor 0,7722


+ 14.495,66 DM


= Barwert des Leasingangebotes


44.998,50 DM













SONDZEICHEN 130 \f "Wingdings"
Kreditfinanzierung





Monatsrate 1.095,49 DM x 31,6090


34.627,34 DM


+ Anzahlung


+ 10.000,00 DM


= Barwert des Kredites


44.627,34 DM







Fazit:   Das Kreditangebot ist günstiger!

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Arbeitsblatt 6:
Vorteile und Nachteile der Leasing- und Kreditfinanzierung 


bei Fahrzeugen

SONDZEICHEN 63 \f "Wingdings" Arbeitsanweisung

Stellen Sie abschließend noch einmal alle entscheidungsrelevanten Vorteile und Nachteile der Leasing- und Kreditfinanzierung eines Fahrzeuges zusammen.

Leasing


Vorteile
Nachteile
















Kredit


Vorteile
Nachteile
















SONDZEICHEN 67 \f "Wingdings" SONDZEICHEN 74 \f "Wingdings" Viel Erfolg!

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

Lösungsblatt zu Arbeitsblatt 6
Vorteile und Nachteile der Leasing- und Kreditfinanzierung bei Fahrzeugen

Leasing


Vorteile
Nachteile

*   Kunde fährt immer das neueste Fahrzeugmodell
*   Kunde wird lediglich Besitzer des Fahrzeuges; nach Ablauf des Leasingzeitraumes muß ein neues Fahrzeug beschafft werden

*   Kunde benötigt nur wenig bzw. kein Eigenkapital
*   Kunde trägt ein Risiko:

a. Restwertleasing: eventuelle Zuzahlung aufgrund eines Mindererlöses beim Verkauf des Gebrauchtwagens

b. Kilometerleasing: eventuelle Zuzahlung aufgrund gefahrener Mehrkilometer oder aufgrund außergewöhnlicher Abnutzung

*   Kunde zahlt geringere Raten als bei der Kreditfinanzierung
*   Kunde ist an den Leasingvertrag gebunden und kann ihn nicht vorzeitig lösen

*   Kunde kann den Nutzungszeitraum des Fahrzeuges den betrieblichen Erforder-nissen anpassen
*   Kunde darf den Wagen nicht verleihen oder vermieten


*   Kunde muß nach Ablauf des Leasingvertrages Ein- und Umbauten rückgängig machen

Kredit


Vorteile
Nachteile

*   Kunde benötigt nur wenig bzw. kein Eigenkapital
*   Kunde fährt nicht immer automatisch das neueste Fahrzeugmodell

*   Kunde kann als Eigentümer während der ganzen Nutzungsdauer ohne Beschränkungen über das Fahrzeug verfügen
*   Kunde zahlt höhere Raten als bei der Leasingfinanzierung

*   Kunde kann eine zusätzliche Minderung des steuerlichen Gewinnes durch die AfA und eventuelle Sonderabschreibung (§ 7 g EStG) geltend machen


Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

3.5

Anhang: Ausgewählte Fachliteratur und Medien,



insbesondere zur „Steuerlehre“

Bei fehlenden Jahresangaben gilt stets die neueste Auflage.

Steuerrecht (einschl. Rechnungswesen):

Beckmann: Buchführung und Bilanz. Die Grüne Reihe Band 10 (Finanzkolleg), Achim (Erich Fleischer Verlag)

Beger, W. D.: Methodenlehre und Klausurentechnik im Steuerrecht. Stuttgart

Borrosch/Dahms/Walkenhorst: Fälle und Fragenkatalog für die Steuerfachgehilfen-Prüfung. Herne (Verlag Neue Wirtschafts-Briefe)

Funkkolleg Zentralbüro (Robert-Mayer-Str. 20, 60486 Frankfurt a. M.): Steuern - das Geld der Gesellschaft. 20 Studieneinheiten, Hemsbach (Beltz)

Frohmüller/Müller/Schönenborn: Steuerrecht für Schule und Praxis. Bad Homburg v. d. H. (Gehlen)

Gabele/Kroll: Leasing als Finanzierungsinstrument. Wiesbaden (Gabler)

Hagenmüller/Stoppok (Hrsg.): Leasing-Handbuch für die betriebliche Praxis. Frankfurt am Main (Knapp Verlag)

Nath/Stoeckmann: Buchführung für steuer- und wirtschaftsberatende Berufe. Köln (Stam-Verlag)

Tacke: Leasing. (Schäffer-Verlag)

Tipke/Lang: Steuerrecht. Ein systematischer Grundriß. Köln (Dr. Otto Schmidt Verlag)

Wacker, Wilhelm H. (Hrsg.): Lexikon der deutschen und internationalen Besteuerung. München (Vahlen)

Periodika für Steuerrecht/Rechnungswesen/Unterrichtsbeiträge:

Crezelius/Horschitz/Lang (Hrsg.): Steuer und Studium, Monatszeitschrift, Herne (Verlag Neue Wirtschafts-Briefe)

Die Steuerfachgehilfen, Monatszeitschrift für Aus- und Weiterbildung, Ludwigshafen (Kiehl)

Steuergesetze, Steuerrichtlinien. Loseblattsammlung, München (C. H. Beck´sche Verlagsbuchhandlung)

Ausbildungsberuf: Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte

EDV-Anwendungen (Software, Bücher zu Software):

DATEV: Lernprogramme, Verbundprogramme, Nürnberg

Lexware: Business Software: Buchhalter, Faktura, Kassenbuch, Lohn & Gehalt, Reisekosten, Aushilfen, Urlaubskartei, Pensionsrückstellungen. Freiburg (Lexware GmbH)

WISO: Bau und Kauf, Immobilienfinanzierung; Zeit und Geld, Finanzkontrolle; Sparbuch, ESt-Veranlagung; Freibetrag, LSt-Ermäßigung; Mainz (WISO-Computer-Service)

WRS: Steuertabellen & PC-Programme. Planegg (WRS Verlag - Wirtschaft, Recht und Steuern - )

